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Erjter Zeil. 
Die allgemeinen, vor dem 1. Januar 1901 gültigen Bejtim- 
mungen über die Nechtsverhältniffe am Grundeigentum 
in den deutichen Kolonien. 


5 
A. Allgemeines. 


Bezüglih der Nechtsverhältniffe an unbeweglihen Saden in 
den deutichen Schußgebieten it im dem Gejeg vom 16. April 1886, 
betr. Die Rechtsverhältniffe Der Deutihen Schußgebtete?) urjpringlid) 
nichts befonderes bejtinmnt worden. Nah S 2 Diejes Gejeßes be- 
jtimmt ji das bürgerliche Net nach den Vorjehriften des Gefjekes 
über die Konjulargerihtsbarfeit von 10. Juli 1879.) 

Der S 3 des KonjG®. jagt nım: In Betreff des bürgerlichen 
Nehts it anzunehmen, daß in den Konfulargerichtsbezirten Die 
Neihsgejege, das preußiihe Allgemeine Landredt und die das bür- 
gerliche Recht betreffenden allgemeinen Gejege derjenigen preußiichen 
Yandesteile, in melden das Allgemeine Yandredht Gejegeskraft hat, 
gelten. 

Hierdurd) haben anfangs die im Allgemeinen Preußiichen Yand- 
recht enthaltenen Borjehriften über unbemweglihe Sachen, ferner das 
Gejeg vom 5. Mai 1872 über den Eigentumserwerb und die ding- 
lihe Belajtung von Grumdjtüden, die Grumdbuchordnung vom 5. Mai 
1872, das Berggefeh vom 24. Juni 1865 und andere diefem Gebiet 
zugehörige Gelege Geltung erlangt. 

Für die Schußgebiete war jedod eine Anderung des $ 2 des 
Gejeges vom 16. April 1886 dringend geboten. ES zeigte jich bald 
die Unmöglichkeit der unveränderten Anwendung der ‚preußifchen 


I) NOBL 75. 
2) ROBL. 197., Kol®, I. Nr. 16. ©. 


to 
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‘) 
Sefege auf Verhältniffe, die denen des Heimatsjtaates in wirtichaft- 
licher und fozialer Beziehung vielfadh) nicht entjpradhen; aud) mit 
Rücdfiht auf die ganz anderen Einrichtungen ftellten jid) der Ein- 
führung diejer Gefege Schwierigkeiten entgegen. 

Duch das RG. vom 7. Juli 1887, betr. die Abänderung des 
Sefeges vom 16. April 1886') ift daher dem $ 3 Diejes Gejeßes 
eine 6. Ziffer hinzugefügt worden, nad welder duch KBD. eine von 
den nad) $ 2 diefes Gefeges maßgebenden Vorfehriften abweichende 
Regelung der Rechtsverhältniffe an. unbeweglihen Sahen ‚erfolgen 
fan. Das weiter erlaffene Gejet vom 15. Marz 1888°) nahm dann 
dDiefe auf die Grumdftücde fi beziehende Bejtimmung mit dem Zu 
ja „einfchlieglich des Bergwerkseigentums" auf. Gemäß der ihm 
in Urt. III Diefes Gejeßes zugeitandenen Befugnis hat der Neichs- 
fanzler untern 19. März 1888 den Tert des neuen Gejeßes ver- 
öffentlit.) Die Beitimmung über die Nechtsverhältniffe an um 
beweglihen Sahen bat dann im $ 3 ımter Ziffer 2 Aufnahme ge- 
finden. Abgejehen von einer weiteren Ergänzung dur die Novelle 
vom 2. Juli 1899) — Dieje bezieht fi auf die Errichtung von Ge- 
jelliehaften zur Ausnugung ausländilcher territortaler Produktions 
fräfte — blieb Diejes Gefeß. bis zum 1: Januar 1901 in Straft. Mit 
diefen: Zeitpunkt erfchien ein neues Gejeß über Die Konfulargerichts 
barkeit, das auch Abänderungen und Ergänzungen des Gejeßes über 
die Rechtsperhältniffe der deutihen Schußgebiete erforderlich machte. 

Die Netsverhältnifie an unbeweglichen Sahen in den dDeutichen 
Schußgebieten jnıd hiernad) anfangs durd) Kaijerlihe Berordiuumgen, 
und zwar jeweils getrennt für die einzelnen Schußgebiete, geregelt 
worden. 

Sind aud die getroffenen Beitimmungen oftmals die gleichen, 
jo bedarf es doch einer eingehenderen Berüdfichtigung Diefer teil- 
weile bei der Neuregelung des Grumpdjtüdsrechts fir die Deutjchen 
Schußgebiete außer Kraft gejetten Verordnungen, meil fie einmal 
die Grundlage für die Begründung des nunmehr einheitlichen Rechts 
bilden, dann aber au) zum VBerftändnis der vielfach chwierigen umd 
verwidelten Mtaterien mux beitragen fünnen, 


1) ROBL. 307. 
2) ROBL. 71. 
3 REBL 75., Kol®. I. Nr. 15. 
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B. Die einzelnen Kolonien. 


32 
1. Kamerun und Togn. 


In Kamerun ımd Togo it das KoniG®. vom 10. Juli 1879 
in Gemäßheit des S2 des Gefetes, betr. Die Nechtsverhälmiie der 
deutihen Schußgebiete am 1. Oktober 1888 in Straft getreten (S 1.) 
Die KBO., betr. die Nechtsverhältniffe in Den Schußgebieten von 
Kamerum und Togo von 2. Juli 1888%) beitinmt mu mm S 17 zwar 
weiter, daß der Eigentumserwerb umd die dingliche Belaftıng der 
Grunditiide nach den Borfchriiten Des preußiichen Rechts, mSbefondere 
des Gefees vom 5. Mai 1872 jich richtet. Die SS 18 ff. enthalten 
aber eine Neihe von Abweichungen Wahrend namlich in Preußen 
die Auflaffungserflärungen des eingetragenen Eigentümers und des 
neuen Erwerbers mündlih und gleichzeitig erfölgen müjjen, können 
jte in den beiden Schußgebieten infolge der jchwierigen Verfehrsver- 
hältniffe auch Schriftlich fein und brauchen nicht gleichzeitig abgegeben 
zu werden. Keime Anwendung finden Die auf Die Grumpiehuld und 
Das Bergmwerkseigentun bezüglichen Borjchriften des Gejeges von 
5. Mai 1872 und die Grumdbuchordnung vom gleihen Tage; in 
Anbetracht der frenden Berhälmiife üt das Grumdbuchweien jelb- 
ftandig geregelt worden. 

Auf Grumdjtüde der Eingeborenen bat jedod das preußifche 
Necht feine Anwendung gefunden. Die Eingeborenen fünnen nad 
ihren Sitten und Gewohnheiten Grundftücde erwerben und veräußern. 
Nur in dem Falle, daß fie Eigentum an Grundjtüden erlangen, 
die Ihon im Grumdbuc eingetragen find, gelten die preußischen Be 
jtunmungen aud für die Eingeborenen. 

Auf Grund Des S 19 Ab]. 2 der KBD. hat dann der Neichs 
fanzler am 7. Juli 1888°) eine Verfügung erlajien, betr. die Füb- 
rung der Grumdbücher und das Berfahren in Grundbuchlachen 
m den Schußgebieten von SKamerın ıumd Togo. Diefe Wer: 
fügung oronet Die Anlegung eines Grundbuchs fir jedes Der bei: 
den Schußgebiete an, im meldes die durch Nichteingeborene er- 
mworbenen Grumdjtüde einzutragen find. Die SS 2—8 regeln die 
Eimrihtung der Grumdbücher und die Eintragungen in die einzelnen 

I) NESBL 211., Kol®. I. Nr. 34. ©. 181. 

2) Kol®. I, Nr. 86. ©. 199. 
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Abteilungen. Nac) 8.9 gehört die Bearbeitung der Gumdbudhjahen 
zur Zuftändigfeit der mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit eriter 
Inftanz ermächtigten Beamten (Grundbudhrichter), Die SS 10—30 
enthalten Beitimmumgen über. das Verfahren, während die SS 31 ff 
von der Bildung der Urkunden über Eintragungen im Grundbud) 
handeln, Die Verfügung enthält außerdem neben zwei Anlagen einen 
KRoftentarif fir Grundbuchlachen. 


3. 
2. Süudmwelitafrifa. 


Hinfichtlih des Schubgebietes von Sitdweltafrifa beituinmt zu 
nädit die KBO. vom 21. Dezember 1887), daß das Koni®®. von 
10. Juli 1879 am 1. Januar 1888 in Steaft zu treten habe. Durch 
$ 16 der KVOD. vom 10. Augujt 1890°) werden jedoch Die in ©e- 
mäßheit der AWO. vom 21. Dezember 1887 bezüglic) der Rechts: 
verhältniffe an unbemweglihen Sahen maßgebenden Beitimmungen 
für nicht anwendbar erklärt, vielmehr bleibt die weitere Regelung 
der Verhältnijje vorbehalten. 

Dies it Duch ABO. vom 5. Oktober 1898”) geichehen. Hiernad) 
regeln jic) die Nechtsverhältniffe an Grundftüden, vorbehaltlich an- 
derer in der BO. enthaltenen, abweichenden Beitimmungen, nad) den 
im Geltungsbereich des preußifchen Allgemeinen Landrechts gelten 
den Beltinnnungen, insbejondere nach dem Gejet vom 5. Mai 1872. 
Die BD. gilt ohne weiteres nur mit Bezug auf diejenigen Grund». 
jtüde, die im Eigentum von Nichteingeborenen ftehen. Exit jobald 
für ein bejtimmtes Grundjtüd ein Grundbuchblatt angelegt tft, findet 
die BD, umbedingt Ammwendung, auch wenn das Grumditüd in das 
Eigentum eines Eingeborenen übergeht. Über die Berechtigung Der 
Eingeborenen zur Eintragung ihres Eigentums in das Grundbuch 
hat jeweils der Gouverneur zu enticheiden; er beftimmt ebenjfo in 
jedem Falle, wann die Eingeborenen zur Eintragung verpflichtet 
werden können. m weiteren werden die auf die Grundfchuld und 
daS Bergwerkseigentum erlaffenen Vorjehriften des Gefeges vom 


I) ROBIL. 535., Kol®. T. Nr. 97. ©. 282 
2) ROBL 171., Kol®. T. Nr. 98, ©. 283, 


3) ROBL. 1063., Kol, IL. Nr. 59. ©. 129,, HBl. 1898. ©. 67 
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5. Mat 1872, die Grundbuchordnung vom gleihen Tage und das 
Berggefeß vom 24. Juni 1865 fir nicht anwendbar erklärt. 

Die AND. enthält ferner der Verfügung des Neihsfanzlers für 
die Schußgebiete von Kamerun und Togo vom 7. Juli 1888 nad) 
gebildete Beitimmungen über die Einrichtung der Grundbücher, Die 
Zuftändigfeit der Grundbuchbehörde und das Verfahren in Grumd- 
buchlahhen. Sie Schreibt endlich) die Grundfäße für die Eintragungen 
und Lölhungen in der 2. und 3. Abterlimg des Grumdbuhs und 
Diejenigen für die erjte Anlegung des Grumdbuchblattes vor und er- 
mäctigt Ichließlih den Gouverneur, die zur Ausführung der AVD. 
erforderlichen Beltimmnungen zu treffen. 

Solde Hat der Gouverneur am 1. Januar 1899%)  erlajlen. 
Sn 8 2, der duch VD. vom: 1. Dezember 1899°) ergänzt wird, 
werden die Bezirke und Ortjichaften, in denen Gumdbücer anzulegen 
ind, aufgezählt. Die SS 3—7 regeln dann die Enwihtung der Grumpd- 
bücher md enthalten die Grmdfjäße für die Der exrften Anlegung 
des Grumdbuchblattes regelmäßig vorausgehende Vermeffung des 
einzutragenden Grumdjtüds. Himfichtlid) der Bermejfungen it S5 
durch) die VD. vom 19. November 1900?) erjeßt worden, an deren 
Stelle die VO. vom 21. Oftober 1901*) getreten: ift. 

Endlid It no die KBD. vom 2. April 1893, betr. das Auf- 
gebot von Landanjprüden?) zu erwähnen, welde die Anfprüche aus 
Verträgen über den Erwerb jolcher Grunditiide Feititellte, Die vor 
dem Erlaß der Verfügung des Kaijerl. Kommiffars vom 1. Oftober 
1888, jowie aus Bachtverträgen, Die vor den Erlaß vom 1. Mai 
1892 rechtögültig abgejhlojjen wurden. Das Aufgebot wird von 
dem SKatjerl. Kommiffar für das ganze Schußgebiet oder für ein- 
zelte Teile Desjelben exlajjen.*) Das weitere Verfahren it in Den 
SS 2—12 der KBOD. geregelt. 
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) Kol®,. IV. Nr. 19. ©.25., KBL. 1899. ©. 267. 

2) Kol®. IV, tr. 130. ©. 146., KBL. 1900. ©. 134. 

8) Kol®. V. Nr. 154. ©. 164., KB. 1901. ©. 147. 

4) Kol®. VI. Nr. 269. ©. 404., KB. 1902. ©. 2. 

5) Kol®, I. Nr. 253, ©. 686., ROBL. 143, 

°) Bekanntmahungen des Saiferl. Kommifjfars (Gouverneurs), die fih auf 
Landanfprüche beziehen, find ergangen am 2. Januar 1894 (KoI®. IT. Nr. 62. ©. 
67.), 1. Auguft 1895 (II, Nr. 160, ©. 171), 1. September 1896 (II. Nr. 225. ©. 270), 
20, Juni 1899 (TV. Ne. 70. ©. 70), 2, Februar 1900 (V, Nr. 21. ©. 21). 
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3. Ditaftifa. 

Die AND. betr. die Rechtsverhältniffe in dem Schußgebiet Der 
Deutih-Oftafritaniihen Gefellichaft vom 18. November 1887') be- 
ftimmt in ihrem einzigen Paragraphen, dab das Konj®®. vom 10. 
Kult 1879 am 1. Februtar 1888 in Kraft zu treten habe. Mit dem 
1. Januar 1891°) ift eine neue ABO. ergangen, die das Konj®G®. 
auch auf das vom Sultan von Zanzibar abgetretene Küftengebtet 
famıt deffen Zubehörungen und der Ijnfel Mafia ausdehnt. Dabei 
erfolgen einige Abänderungen. Eine folche enthält S 17 der ABD., 
nach weldhem die nach S 2 des Gefetes, betr. die Rechtsperhältnifie 
der deutjchen Schubgebiete, für die Nechtsverhältniffe an unbeweg- 
lihen Sachen, einjchlieglic) des Bergmwerfseigentums, maßgebenden 
Vorihriften feine Unmwendung finden, vielmehr der Reichsfanzler — 
und mit Dejfen Genehmigung der Gouverneur — einjtweilen befugt 
jein follen, die zur Negelung diefer Berhältnijfe erforderlichen Be- 
timmungen zu treffen. 

Die am 24. Yuli 1894 ergangene KBO. über die Nectsverhält- 
nilje an unbewegliden Saden in Deutih-Oftaftita?) beitimmt fo- 


dann, Daß das preußiiche Necht vor. allen das Gejeg vom 5. 
Mai 1872 — abgejehen von den auf die Grundfhuld und das 
Bergmwerfseigentum bezüglichen Borjehriften — Anwendung findet. 


Das Berggele vom 24. Juni 1865, die Grumdbuhordnung und 
das Gejeg vom 13. Juli 1893, betr. die Zmwangsvollftredung in 
das unbemweglihe Vermögen bleiben dagegen außer Anwendung. 
Hinfichtlic) derjenigen Grundftüde, fir melde ein Grumdbuchblatt 
noch nicht angelegt ift, Haben die un Bereich des Allgemeinen Breus 
Biüchen Landredhts geltenden Beltimmungen nur dann Gültigkeit, 
wenn das Grundftüd im Eigentum eines Europäers fteht oder in- 
nerhalb eines Stadtgebietes belegen ift. Die KVBO. enthält endlich 
nod, Grundjäge über die Einrichtung der Grundbücher, Eintragungen 
und Löfhungen ufw,, wie fie bereits für Südweitafrita in der ARD. 
vom 5. Dftober 1898 aufgeführt find*). 


I) ROBL 527., Kol®,. I. Nr. 134. ©, 363. 

2) REGB.1., Kol®. I. Nr, 135, ©. 364. 

3) Kol®. II. Nr. 104. ©. 106., KB: 1894. ©, 389. 

*) Auf Grund des $ 57 der KBO, ift die VO. vom 22. Januar 1901 (Kol®. 
VI. Rt. 186. ©. 270) ergangen, die die Errichtung eines Grumdbuhs bein Bezirks- 
gericht Tanga für den inneren Stadtbezirk Tanga anordnet. 


Um in der Zmijchenzeit bis zur Fertigung der Grundbüder 
im Schußgebiet die Möglichkeit zu gewähren, em Grumdftüd 
rechtsgültig zu verpfänden, it für Grundjtüde, die im Eigen: 


tum von Guropäern jtehen, unterm 18. März 1892 — abge- 
ändert Durch Runderlaß vom 31. Auguft 1896 — eine BD., betr. 


die Begrimdung von Pfandredhten an Grumdftüden ergangen‘). 
Der Anhalt derjelben ift hier nicht weiter von nterejfe, da fie 
duch die KWO. vom 21. November 1902 außer Kraft gejegt it 
($ 28 Ziff. 3). Für die DVerpfändung von Grumdjtüden, Die 
noch nicht im Grundbuch eingetragen find, gelten jeßt allgemein Die 
Beitimmungen der SS 22, 23 der vorerwähnten KBD,, auf Die nod) 


4 


zurüdzufommen: ift. 


4. Neu:-Guinea und das Anjelgebiet der Karolinen, Palau 
und Marianen. 


An dem Schußgebiet der Nteu-Guimea-Kompagnie ift durd) S 1 
der KVBD. vom 5. Sumi 1886°) Das u vom 10. Juli 1879 
am 1. September 1886 in Straft getreten. e KBD. vom 11. Yas 
nuar 1887, betr. Die Negelung der Nehtsoschäfktiffe auf den Galo- 
monsinfeln?) bejtimmt als Zeitpunft des Stkrafttretens des Ge- 
feßes für diefe Anfelgruppe den 1. April 1887. Durch die KRVO. 
vom 20. Juli 1887, betr. den Eigentumserwerb umd die düngliche 
Belaftung der Gumpdftüdet) find jodann Ahnlide Beitimmungen 
getroffen wie fir die Schußgebiete von Kamerun und Togo mit 
Ausnahme einiger Dur) die veränderten BVerhältniffe getroffenen 
Abweichungen. 

Die gemäß S 3 der KAVD. an Stelle der Grumdbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 zur Ausführung erforderliden Vorichriften hat 
der Neihskanzler in der Verfügung vom 30. Sl 1887’) exlaljen. 
Hiernad jind für jeden Berwaltumgsbezirt des Schußgebietes oder 
für einzelne Teile desjelben Grundbücher anzulegen, in welche die 


2) Kol®. VI. Nr. 23. ©.47. Dazu Runderlaß vom gleihen Tage Kol®. VI. 
Tr. 24. ©. 48, 


2) NGBL 187, Kol®. I, Nr. 175.6, 442 
3, ROBT. 4, Kol®. I. Nr ar ©. 447. 
4, NOBL. 379,, KRol®.1T. Nr. 183, ©. 469, 


5) Kol®, I. Nr. 185, ©, 475, 
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duch) Nichteingeborene erworbenen Grundjtücde einzutragen find. 
Die nähere Bezeichnung der Grumdbuchbezirke erfolgt duch den Lan 
deshauptmann (Gouverneur). Derjelbe hat auch den Beitpunft Der 
Anlegung des Grumdbuchs zu bejtimmen. Im übrigen find die Bor- 
ichriften denjenigen fir Kamerun. und Togo nachgebildet. Der der 
Verfügung angejchloffene Koftentarif erfuhr eine Abänderung Duck 
Die Verfiigung des NReichsfanzlers vom 19. Juli 1893’). Unterm 
6. Dezember 1887°) ımd 16. Dftober 1888°) find dann nod) Ver 
vrdnungen über die Einrichtung von Grundbuchbezirken, den Beit- 
punkt fir die Anlegung von Gemdbüchern und Anträge auf Ein: 
tragung von Eigentum im das Grumdbucd ergangen. 

Was das zu Neu-Guinea gehörige?) Anfelgebiet der Karolinen, 
Palau und Marianen anlangt, jo ift Durd) die KVD. vom 18. Juli 
1899) bejtimmt worden, dab das KunfG®. vom 10. Juli 1879 ge- 
mäß S 2 des Gejeßes, betr. die Nechtsverhältniffe der Ddeutjchen 
Schußgebiete, vom 1. Januar 1901 an Gelting erlange. 


S 6. 


A 9) 


5. Die Marjchall-nfeln. 


Die VO. vom 13. September 1886, betr. die Nechtsverhält- 
nijje in dem Schußgebiet der Marfchall, Brown: und Brovidence 
Snieln®) jeßt als Zeitpunkt für das Inkrafttreten des KonfGG. vom 
10. Juli 1879 den 1. Dezember 1886 feit. 

Die ABO. vom 22. Juni 1889°) hat num zwar hinfichtlich des 
Eigentumserwerbs und der dingliden Belaftung der Grund- 
jtüde die Vorjchriften des preußifchen Rechts, inSbefondere des Ge- 
jeßes vom 5. Mai 1872 für anmendbar erklärt, aber daneben Ab- 
änderungen aufgeftellt, die Denen in der AWO. vom 2. Juli 1888 für 
Kamerun und Togo enthaltenen entiprechen. 

Auf Grund des S 3 Abf. 2 der KROD. ift dann nod) eine Ver: 
fügung des Neichsfanzlers unterm 27. Juni 1889°) ergangen, welche 

1) Kol®. II. Nr. 26. &, 30,, BL, 1893. ©. 869. 

2) Kol®. I. Str. 186. ©. 490. 

9) KRol®.1L Nr. 186a. ©. 491, 

4) UVD. vom 18, Juli 1899., Kol®. IV. Nr, 80. ©. 80; 8 1., KBL. 1900. ©. 98. 

5) Kol®. IV. Nr, 81. ©. 80,, KBL. 1899. ©. 507. 

6) REBL. 291., Kol®. I. Nr. 216. ©. 564. 

N) REGBL 145., Kol®. I, Nr, 220, ©. 583, 

8), Kol®. I. Nr. 221. ©. 586, 
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die Anlegung eines Grundbudhs für das Schußgebiet der Marjchall 
Kufeln oder für Teile desjelben. anordnet. Die weiteren Beltim- 
mungen dDiefer Grundbuchordnung lehnen ji an die für Kamerun 
und Togo maßgebenden an. 

s7 
6. Samoa. 


Sp lange die Samoasfinjeln der gemeinichaftlihen Verwaltung 
der Negierungen Deutichlands, Englands und der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika unterjtellt waren, galten für die Nechtsverhältnijfe 
an Grumdjtüden Die Betinmumgen der vom Oberrichter am 19. 
Januar 1894 erlafjenen BD., betr. die Negijtrierung der Yandtitel?). 
Sie beitimmt in Sektion 20, daß PBachtverträge mit Eingeborenen 
regijtriert werden müllen. Der Antrag auf Regiftrierung it bei 
dem „&lerk" des Obergerihts anzubringen, Der Diejelbe vorzunehmen 
hat, falls feine Bedenken biergegen vorliegen; andernfalls hat der 
DOberrichter entgültig zu entjcheiden. 

Diefe BO. ift au nad dem Deutich-Engliihen Abfommen für 
die an Deutfhland gefallenen Anfelr maßgebend, Nur Hinficht- 
[ih des Anftanzenzuges find Anderungen eingetreten, An Stelle 
des „Elerk“ it das Saijerl. Bezirksgericht getreten, während Die 
maßgebende Entjcheidung Durch den Saiferl. Gouverneur zu trej- 
fen ift?).. Daneben ift dem Gouverneur in allgemeiner Weife Die 
Befugnis beigelegt worden, Vorichriften, die Die Verwaltung betreffen, 
zu erlajjen?). 

Mit der Neuordnung des Grundjtüdsrechts find aud) für Samoa 
die für die anderen Schußgebiete geltenden Beltimmungen von Be- 
deutung geworden. 


S 8. 
7. Ktautichou. 


In dem Schußgebiet von Kiautjchou ift gemäß S 1 der ABO. vom 
27. April 1898°) das KonfGG6. vom 10. Juli 1879 am 1. Juni 

1) Diefelbe ift nicht abgedrudt. 

2) Befanntmahung des Gouverneurs von Samoa, betr. die Rechtsverhält- 
nifje an Grundftüden. Vom 14. September 1901, Kol®. VI. Nr. 256. ©. 392, 

3) Bf. vom 17. Februar 1900, Kol®. V, Nr. 28, 6. 32,, KolBl. 1900. ©, 311, 

9) REBL. 173/174, Kol®, IV, Nr. 149, ©, 165, 
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1898 in Kraft getreten. Für die Rectsverhältniffe an unbeweglichen 
Sahen — emmichließlih des Bergmwerkseigentums — finden aber 
die Vorfchriften des KunfG®. Feine Anwendung ($ 3 der ABD.), viel 
mehr ift der Neichsfanzler und mit deifen Genehmigung Der Gouver 
neu mit der Regelung der für diefe Verhältnifje erforderlichen Ve: 
ftinmumgen beauftragt worden; die Genehmigung hierzu it dem 
Gouverneur am gleichen Tage erteilt worden). 

Hierauf erging die BO. vom 2. September 1898, betr. Regelung 
des Grumderwerbs?), wonach — abgejehen von den auf die Grund 
fhuld und das Bergmwerkseigentum bezüglihen Beltimmungen des 
Sefeßes über den Eigentumserwerb vom 5. Mai 1872, abgejehen 
vom Berggejet, der Grundbuchordiumg und dem Gejeß, betr. Die 
Amangsvollftredung in das unbeweglice Vermögen — die Nechts- 
verhältniffe am Grundeigentum nad) den im Geltungsbereich des 
Allgemeinen Preußiihen Landredhts geltenden Beltimmungen id 
regen. Das Verbot des Chefs des Kreuzergeichwaders vom 14. 
November 1897, nad) welchem den Ehinejen der Verkauf von Grund: 
eigentum an andere Perfonen als das Kaiferl. Gouvernement unter 
jagt tft, bleibt auch weiterhin beftehen. Berträge, Die entgegen Ddiejer 
Beitimmung abgeihloffen worden find, find nichtig. Yedod) unter- 
liegen die in das Grundbuch eingetragenen Grumdftüde diefer Ver- 
fügungsbeichränfung nicht. 

Die VD. erläßt im weiteren PVorfchriften über die Einrichtung 
der Grundbücher, die Zuftändigkeit und das Berfahren, und fie ent 
halt Schließlich no einen Koftentarif für Grundbucdhjjaden. 

1) KoI®. IV. Nr. 150. ©. 167. S 1 Ziff. 2., MBBL. 1898. ©. 151. 

7. 


{ 5.51. 


2) Kol®. V. Anhang Nr. 2. ©. 192., Amtsblatt 1900, Nr. 


Ameiter Teil. 
Das neue Grundftüdsreht in den Kolonien. 


I. Abichnitt. 
Die rehtlihen Berhältniffe bis zum Erla der Kaiferl, Verordnung vom 
21. November 1902, in Siraft getreten am 1. April 1903, 


8.0. 
A. Der Einfluß des Bürgerliden: Gejeßbudhes auf Die ge: 
jegliden Beltimmungen. 

Bis zum 1. Januar 1900 kamen in den deutihen Schußgebieten, 
jomeit nicht die für die einzelnen Schußgebiete erlajjenen befonderen 
Verordnungen über die Nehte an Grumdftücden anders beftimmten, 
das im Bereich des Allgemeinen PBreußiihen Landredts geltende 
Necht zue Anwendung Mit der Einführung des BGB. und- der 
an Dasjelbe jih anjchließenden Gejege mußte diejfes Verhältnis not- 
wendigerweile ji) ändern. 

Zwar ift zu Diefem Heitpunft feine Verordnung ergangen, Die 
binfichtlih Der Schußgebiete Die Worjehriften Des preugüchen Nechts 
Durch Diejenigen des neuen bürgerlichen Nechts erjegte. Aber es üt 
eitleuchtend, daß auch in den Schußgebieten, deren Nechtsverhält- 
nilfe man möglichit nad) einheimiihem Net zu regeln fuchte, weiter 
hin nicht mehr Beltimmungen zur Geltung fommen follten, Die den 
Nehtsanjhauungen in Mutterland nicht mehr entipradhen. 

Da aber in den Schußgebieten das deutiche Necht nicht ohne 
weiteres zur Anwendung kommt, vielmehr nur auf Grund bejonderer 
gejeglihen VBorichriften die einzelnen Materien Gültigkeit erlangen, 
jo laht jih allein duch Auslegung der Gefegesbejtimmungen eine 
jolde Annahme rechtfertigen. 

Der S 2 des Gefebes, betr. die Nechtsverhältniffe der deutjchen 
Schußgebiete bejtinmt, daß unter anderen das bürgerliche Redt für 
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die Schußgebiete nad) den Vorfchriften des Konf®®. vom 10. Juli 
1879 Fich richtet. Nah S 47 diejes Gefeges erlangen num neue Ge: 
jeße in den Konfulargerichtsbezirfen mit dem Ablauf von vier Mto- 
naten, von dem Tage an gerechnet, an welchen das betreffende Stüd 
des Reichsgefegblattes oder der preußtichen Gejeg-Sammlung in Berlin 
ausgegeben worden ift, verbindliche Kraft, es fei denn, daß für das 
Inkrafttreten ein fpäterer Zeitpunft feitgejegt it oder für Die Kon: 
julargerihtsbezirfe reichsgefeglid) ein anderes vorgejchrieben wird. 
Dadurd Toll aber zweifellos ausgedrüdt werden, daß Abanderungen 
von Gejegen, bezw. neue Gejete, jomeit Gegenftände Der Klonfular 
gerichtsbarkeit in Betracht fommen, durd) ihre Verkiimdung im Reichs: 
gejeßblatt Geltung erlangen. Für die Schußgebiete, deren Nedhts- 
verhältnifje nad) dem Koni®G®. fi regeln, fomweit fie die in S 2 
des Gejeßes, betr. die Nechtsverhältniffe der deutihen Schußgebiete 
bezeichneten Mtaterien betreffen, ift aber gleiches anzunehmen!) Wie 
aljo bisher abgeänderte preußiihe gefegliche Beftimmungen aud) für 
die Schußgebiete an Stelle der früheren getreten find, jo hat auch) 
das die preußiichen gefeglichen Beftimmumgen aufhebende Reihsrecht 
in den Schußgebieten Geltungsfraft erlangt. 

Allerdings ift zu beachten, daß nur diejenigen Beftimmungen 
des preußifhen Rechts durd) das neue Necht exjegt worden find, die 
bisher nicht duch Verordnungen eine befondere Negelung erfahren 
haben. Das weitere Beftehen der zahlreichen Verordnungen über das 
herrenloje Land, das Eingeborenenland ufm. ift fomit nicht in Frage 
geitellt worden. 


8 10. 
B. Das Schußgebietsgefeß und das Gefeß über die Konfu- 
largerihtsbarfeit vom 7. April 1900, i. ®. mit der Kaiferl. 
Verordnung vom 9. November 1900, betr. die Nechtsver- 
hältnifje in den deutfhen Schußgebieten. 

Erihien fomit eine Anderung des Gejeßes über die Nehtsver- 
hältniffe der deutihen Schußgebiete nicht unbedingt geboten, jo lag 
immerhin ein Bedürfnis dazu vor, nachdem am 7. April 1900 ein 
neues Gejeg über die Konfulargerihtsbarkeit?) ergangen ift. 


!) Ebenfo v. Stengel, Kolg. 15. Jahrg. N. F. 11. Jahrg. 1888. Nr. 41. ©. 370. 
%) ROBT, 213, KolG, V. Nr, 48, ©. 47,, KBL. 1900, ©, 356 
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Die erforderlichen Önderungen find in dem Gefeg vom 25. Juli 
1900*) getroffen worden. 

Art. 1 gibt dem neuen Gejeß den Titel „Schußgebietsgejeß". 
Nm weiteren enthält diejfer Artikel die an Stelle der früheren Vor- 
Ichriften getretenen Beitimmungen. Nach Art. 2 wird der Neichs- 
fanzler ermächtigt, den Tert des Gefetes, wie ex fich durch die Ande- 
rungen ergibt, befannt zu geben. Die Bekanntmachung ijt erfolgt 
am 10. September 1900°). Beide Gejete, das Schubgeb®. und 
das KonG®. find am 1. Januar 1901 in Kraft getreten.?) 

Nach S 3 Schußgeb®. — S 2a des Gefekes vom 25. Juli 1900 
— gelten num in den Schußgebieten die in S 19 des Kunj®6®. 
bezeichneten Vorjehriften Der Reichsgefege und Der preußiichen Gefege. 
Nah S 19 Ziffer 1 Konj®G®. gehören aber hierher die dem bürger- 
lihen Recht angehörenden Vorichriften der NReichsgefege ımd der 
daneben ümerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereich des 
preußiihen Allgemeinen Yandrechts in Kraft jtehenden allgemeinen 
Sejeße, jomwie die VBorfchriften Der bezeichneten Gefege über das Ber- 
fahren und die Koften in bürgerlichen Rechtsitreitigfeiten, in Konkurs- 
jaden und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Gegenüber diefer Beltimmung hat aber das KonfG®. in $ 21, der 
gemäß S3 Schuggeb®. auf die Schußgebiete entjprechende Anıven- 
dung findet, für das Grundftüdsrecht Ausnahmen zugelaffen. Hternad) 
önnen nämlid die Rechte an Grundjtüden, das Bergwerkfseigentum 
und die fonjtigen Berechtigungen, für welche die fi auf Grumdjtüce 
beziehenden Vorjehriften gelten, duch KBD. nad) anderen VBorfchriften 
als den auf Grund 12 $ 19 KONjGG. maßgebenden geregelt werden. 

Eine jolhe BO. ift anı 9. November 1900 — wie die vorbe- 
zeichneten Gefeße in 1 Kraft getreten am 1. Janıtar 1901 — ergangen‘). 

Während früher die Regelung der Nechtsverhältniffe Fiir die 
einzelnen größtenteils gefondert erfolgte, enthält jet 
eine KBD. die für jämtlihe Schußgebiete gültigen Beitimmungen. 
55 1it von a daß man hierdurch zum eriten Male der 
drage einer einheitlichen Regelung der Rechtsverhältniffe in den 
Schußgebieten näher getreten ift. Denn e83 fanıı für die weitere 


I NOBL. 809, Kol®, V. Nr. 109, ©. 132,., KBI. 1900, ©. 697. 
9) ROGBL, 813., Kol®, V. Nr. 128, ©. 143,, KB, 1900. ©, 699. 
3) KBO, vom 9. Nov. 1900, 8 1,, KoI®. V. NN tr. 147. ©. 158, da 1900. ©. 859,, 
KVBD, vom 25. Oft. 1900., RU. vom 1. Nov. 1900., KoI®. V. Nr, 140, S, 153. Met. 1, 
4) Kol®. V, Ne. 147, ©. 158., KBL. 1900, ©. 859, 


Entwidlung der Schußgebiete ur von Vorteil fein, wenn fie nicht 
allein dem Mutterland, fondern jedes Schutgebiet wieder dem an 
deren durcd) gleihe Einrihtungen und duch gleihmäßige Nechts- 
grumdfäte möglichit nahe gebracht werden. Es ijt ferner nicht zu unter 
Ihäßen, daß mit Der Dereinfad) Jung der gejeglihen Bejtimmungen auch 
das ntereffe an dem in den Schußgebieten geltenden Ntecht wädhlt. 
Bon dem Nedt nah S21 Kuni66., S3 Schußgeb®. wird in 
$ 3 der erwähnten KAVD,. Gebrauch gemadt. ES bleiben die im 
8 19 KoniG®. bezeichneten, dem bürgerlichen Net angehörenden 
Borihriften außer Anwendung, foweit jie die Rechte an Grumdjtüden, 
das Bergwerfseigentum, jorwie die jonjtigen Berechtigungen betreffen, 
fürn DES Die sich auf Grundftüce beziehenden Vorjchriften gelten. Der 
S3 Sat 2 ermächtigt den Reihstanzler und mit dejjen Genehmigung 
den Gouverneur (Landeshauptmamm), bis auf weiteres ie erforderlichen 
Beitimmungen zutreffen, jomeit folche nod) nicht Durch KBOD. geregelt find. 
Der Stand des Grundjtüdsrehts war Demnad) am 1. Januar 
1901 der, daß nur die bereits exlajfenen Kaifjerl. Verordnungen und 
die jonjtigen Verordnungen Geltung hatten, während die Anwendung 
des jonjtigen bezüglid) Diefer Mlaterien im Wäutterland - gültigen 
Nechts ausgeichlojien war. Biejfer NRechtszuftand konnte auf die 
Dauer jedoch nicht befriedigen. Denn nur in gemiljer Hinjicht be- 
handelten die Berordnungen die Rechtsverhältniffe an Grumpdjtüden; 
ein großes Gebiet war aber noch nicht geregelt. Bet eimer 
Neuregelung konnte emmal in Betradt fommen, daß eine KBO. 
das Grumpditüdsreht erihöpfend behandelte, zum anderen fonnte 
man auf das im Deutjhen Reich gültige Recht wieder zurücdgreifen 
und die VBoriehriften desjelben auf die Verhältniffe in den Schußge- 
bieten, jomweit fie noch feine Regelung gefunden hatten, als anmend- 
bar erklären. Dieje Frage ift im weiteren no zu behandeln. 
KVD. vom 9. November 1900 bat m S 13 endlih noch 
eine Reihe von Verordnungen aufgehoben; es find dies vorwiegend 
die im erjten Teil bereits erwähnten, die belanglos wurden, nacdhdent 
das KonjGG®. vom 10. Juli 1879 außer Kraft gefegt war.  Demt fie 
bejtimmten, joweit es ji um das Grundftüdsceht handelt, in exjter 
Linie den Zeitpunkt, von dem an das nad) dem NoniGG. und dem Ge- 
jeß, betr. die Nechtsverhältniffe in den deutichen Schußgebteten gültige 
Nteihsrecht bez. Das preußijche Recht zur Anwendung kommen follte.') 


1) RL zu diefem Abfchnitt die ee von Prof. v. Stengel Kol. 
17. Sabhrg. 1900. Nr. 24. ©. 263,, Nr. ©. 977., Nr, 26. ©. 282, 


C. Die Bmwijfhhenverordnungen hbinjihtlid der Nedhte an 
Srundftüden. 


&8 ift bereit3 erwähnt, daß die KWO. vom 9. Ntovenber 1900 
die Geltungskraft dev bisher hinfichtlic der Nechte an Griumdjtücen 
ergangenen Verordnungen nicht berührte, um übrigen aber den Reichs 
fanzler, bezw. Gouverneur, zur Grlaffung von Berorduungen für 
befugt erklärte. Durch die Aufhebung der KBO. vom 2, Juli 1888 
(vgl. S 13 der KVD. vom 9. Noveniber 1900), die in den SS 17 und 
21 über den Eigentumserwerb und die Dinglihe Belajtung von 
Srunditüden VBorjchriften enthielt, war nun für Kamerun und Togo 
der Grlaß neuer Verordnungen notwendig, da Reihsreht und preußi 
Ihes Net ohne ausdrüdiihe Beitunmung feine Armvendung fanden. 

Fur Kamerun it eime jolde am 24. Juni 1901?) ergangen. 
An den früher gültigen Beitimmungen it jedoch hierdurch nichts 
geändert worden. Die BO. die dev Gouverneur mit Genehmigung 
des NReichsfanzlers erlaffen hat, beitimmnt nämlid, daß aud für Die 
geit nad) dem Außerkrafttreten der KWO. vom 2. Juli 1888 Die 
Vorihriften Des preußiichen Nechts, inSsbejondere des Gejeges von 
5. Mai 1872 mit den in der legtgenannten ABO, enthaltenen Ab 
weichungen maßgebend jind. Hinfichtlid) des Erwerbs von Grunde 
tüden durch Verträge. mit den Eingeborenen vder durch Belit 
ergreifung von herrenlofem Land bleiben die früheren Borfchriften 
beitehen. Die Eintragung folder Gumdftüde in das Grumdbud hat 
auf Grund einer über den Eigentumserwerb erteilten Bejcheinigung 
de8 Gouverneurs oder des von ihm hierzu ermäcdtigten Beamten 
zu erfolgen. Der S6 gibt danı noch der BD. riwirkende Straft 
von 1. Januar 1901 an. 

Um 5. November 1901 bat der Gouverneur von Togo eme 
BD. erlajjen, welche diejelben Bejtimmungen enthält?) 

Die Verfügung des Neihsfanzlers vom 7. Juli 1888, betr. die 
Führung der Grundbücher und das Verfahren in Grumdbuchjachen 
in den Schußgebieten von flamerun und Togo?) hatte Dagegen aud) 
fernerhin Geltung. 

1) Kol®. VI. Str. 234. ©. 354, 

3) Kol®, VL Nr. 277. 

d Kol®.T. Nr, 36, ©. 


en 


Nur in eimer Beziehung erfuhr diefelbe am 7. Februar 1902!) 
eine Abänderung. Der $ 37 der Verfügung des Reichskanzlers vom 
7. Juli 1888 bejtimmte nämlich, daß die Eintragung von Grmd: 
jtüden in das Grundbuch, falls fi) die Bermeffung des Grumdftüds 
und die Aufnahme einer Karte zur Zeit als unausführbar zeigte, 
in dem Falle erfolgen konnte, wenn das Grundftüd jo genau be: 
zeichnet wurde, daß über die Lage und die Grenzen desjelben fein 
HSieifel bejtand. Diefe Vorfchrift wurde aufgehoben. Soweit vor 
Erlaß Ddiejer Verfügung die Eintragung eines Grundftüds in das 
Grundbuh nad) den vorerwähnten Grundjäßen erfolgte, Eonnten 
Verfügungen eines Nechtsnachfolgers des zuerft eingetragenen Eigen- 
tümers über das Grundjtüd oder Teile desfelben fortan nur einge- 
tagen werden, wenn die Karte oder das VBermefjungsprotofoll über 
den Gegenjtand der Verfügung nachgebradt waren. 

Was endlid) noch das Schußgebiet von Samoa anlangt, jo 
blieben die früher geltenden Bejtimmumgen bejtehen. Darauf Hat 
der Gouverneur von Samoa in der Bekanntmachung vom 14. Sep- 
tember 1901°) ausdrüdlic) hHingemwiefen. Die deutichen Gefeße, foweit 
jie die Redte an Grumdjtüden betreffen, bleiben fomit außer Aln- 
wendung. ES gelten auch fernerhin die Beftimmungen des Art. IV 


der Samoaakte vom 14. Juni 1889°), die — wie fhon im eriten 
Teil hervorgehoben — nur infofern durch die BO. vom 1. März 


1900°) eine Abänderung erfahren haben, als die bisher für Ver- 
fügungen der Eingeborenen iiber ihre Ländereien erforderliche Ge- 
nehmigung des Oberrichters und der DOberverwaltungsbehörde von 
Samoa durch diejenige des Gouverneurs erfeßt wınde. Die BO. 
des Oberrihters von Samoa vom 19. Januar 1894), betr. die Re- 
giftrierung der Landtitel ift demmach nicht aufgehoben. 

Die BD. vom 24, Juni 1901 und vom 5. November 1901, betr, 
die Rechtsverhältniffe an Grundftüden in Kamerun umd Togo, jorwie 
die BD, betr. die Regijtrierung von Landtiteln auf Samoa jind am 
1. April 1903 außer Kraft getreten ($ 28, Ziff. 4, 9 und 10). 

1) Kol®. VL Nr. 805. ©. 454., KB. S, 138. 

2) Kol®. VI. Nr. 256. ©. 392. 

’) Kol®. I. Nr. 250, ©. 665. Da die Samvaalie auch) heute noch) in gemilier Bes 
siehung Geltung hat, jo findet fie an anderer Stelle eingehendere Beriikjichtigung. 

) Kol®. V. Nr. 29. ©. 83., KB. 1900. ©. 312, 

5) Diefelbe ift nicht veröffentlicht. 
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Das nene Grundjtidsredt. 
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A. Die Kaijerl. Berordnung vom 21. November 1902 und 
ihre Bedeutung. 


Das Grundftüdsrecht, daS in neuerworbenen Gebietstetlen wohl 
zu den jchwierigjten Fragen gehört, ift in den Schußgebieten, wie 
dargelegt, jchon von vornhereim mit umfangreichen umd jehr ver- 
wicelten Bejtimmungen ausgejtattet worden. Die vielfach anders 
gearteten Verhältniffe in den Schußgebieten Afrifas und noch mehr 
in denen der Südjee ließen, nachdem das Deutjiche Rei in ziemlich 
rafher Aufeinanderfolge den größten Teil feiner Kolonien erworben 
hatte, anfangs eine gleihmäßige Negelung des Grundjtüdsrechts 
nicht zu. Man mußte zuerjt Erfahrungen jammeln, um der Frage 
der Begrimdung eines möglichit für fünntlihe Schußgebiete gleid)- 
lautenden Rechts nähertreten zu fünnen. Daneben war noch auf 
die Stolontalgejellichaften mit öffentlih-rehtliher Stellung Rüdjicht 
zu nehmen, deren Sonderrechte, befonders was die herrenlofen Grund- 
jtüde angeht, vielfach) von bedeutendem Umfang waren. 

Am 21. November 1902°) it damı eme KWVD. ergangen, Die 
das Grunditüdsrecht, jomweit dies möglid it, für jamtlide Schuß 
gebiete einheitlich regelt, und am 1. April 1903 tjt diejelbe in Kraft 
getreten. Sie jet zwar die Vorfchrift des S3 Saß1 der HRBO. 
vom 9. November 1900 außer Straft, nimmt aber wieder auf S 19 
KoniGG. Bezug, Joweit ji nicht aus der KAVO,. ein anderes ergibt. 
&5 finden die Vorfehriften des Konj®®. jedoch injomweit feine An 
wendung, als fie Eimridtungen und Berhältniffe vorausfegen, an 
denen es für die Schußgebiete fehlt. Die Vorfchriften des EGZBGP. 
über das Verfahren bei der Anlegung von Grumdbüchern und 
über den Zeitpunkt, in weldem das Grundbud für einen Bezirk als 
angelegt anzufehen it (Art. 186), ferner die Vorjehriften über das 
Weiterbejtehen der bisherigen Gejeße bis zu dem Zeitpunkt der An: 
legung des Grundbuhs (Art. 189) finden feine Anwendung. Das 
gleiche gilt bezüglich des S 82 der Grundbuchordnung und der 
preußijhen VD. von 13. November 1899, betr. das Gumdbuchwefen. 


1) ROB. 283., KolG. VI. Nr. 2. ©. 4., ABI. 568., MUVBL Ahg. ©. 39. 
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&s fommen alfo die deutfchen Neichsgefete und Die innerhalb Preußens 
im bisherigen Geltungsbereich des Allgemeinen Preußiihen Landrechts 
och in Kraft ftehenden allgemeinen Gejeße über das Grumdjtücdsrecht 
— mit Ausnahme der vorerwähnten Beitimmungen — gumdjäglid) 
zur Anwendung. Nur fomweit die Verhältniffe in den Schu BR 
eine Anderung bedingen, ftellt die KVD. befondere . Bor Schriften auf. 
Hieraus wird die Bedeutung der KBD. erfichtlic). Sie will das 
echt am Grundeigentum in den Schußgebieten,  joweit als möglich), 
dem Rechte des Mtutterlandes entiprechend gejtalten. Dies drückt 
die KDBOD. Daducd aus, daß Jie den Sa von der Anwendung des 
NReihsrechts bezw. des preußiihen Nechts auf die Berhältnifie in 
den Schußgebieten an exjiter Stelle jeßt. Dab die heimatlichen 
Rechte nicht in allgemeiner Weife Geltung erlangen fünnen, ift bei den 
größtenteils der Kultur no nicht exjchloflenen Gebieten erflärlid). 
Troß der allgemein gehaltenen Beitimmung nehmen aber die 
abweichenden VBorjehriften noch einen großen Raum ein. Dies hat 
jeinen Grumd darin, da mit Rüdfiht auf die Arten des Landes, 
auf die Berjönlichkeit der Eigentümer des in Befit befindlichen 
Grumdes und Bodens verjchiedene gejegliche Beltinmungen erlaffen 
jind und bejonders auch mit Nüdficht auf den Umftand, daß der 
größere Teil des Bodens nod nicht vermeflen it, für den aber in 
gleicher Weile Borichriften zur Übertragung des Eigentums ergehen 
mußten, wenn man überhaupt in nädhfter Zeit in diefen weiten Ge- 
bieten einen Fortjchritt in der Erjchliegung des Landes fehen wollte. 
Daneben bedarf wieder das Schußgebiet von Kiautichou befonderer Bor 
Igriften, das im Gegenjaß zu den übrigen Schußgebieten ftarf bevölkert tft. 
Durd) die KVD. vom 21. November 1902 find erneut eine Reihe 
feüher erlaffener Verordnungen für die einzemen Schußgebiete, die 
vor allem den Eigentumserwerb ımd die dinglihe Belaftung der 
Srmdftüde regelten und das Grumdbuchweien behandelten, außer 
Kraft gejegt worden, joweit nicht einzelne Beftimmungen ausdrücklich 
aufrecht erhalten wurden ($ 28). 


B. Allgemeines, 
13. 
1. Die Arten des Landes der Schußgebiete. 


Wenn man in den Kulturländern eine Einteilung des Bodens 
nad) de DBefigverhältniffen und im Hinblid auf die verichtedene 


= 19 


vechtlihe Behandlung vornehmen will, jo ergibt fie jich in leichter 
Weile. In den entwidelten Staaten, deren Yand teilmetje jehr wert- 
voll ift, ift der Grumd umd Boden entweder Eigentum von Privat: 
perfonen oder des Staates. Land, das feinen Eigentümer bat, it 
im noch vereinzelt vorzufinden. 

In den deutjchen Schußgebieten dagegen liegen die Verhältniffe 
anders. Mit Nücdficht darauf, daß je nach der Perjünlichkeit der 
Befizer des Landes verfchiedene gejegliche Vorjriften erlafjen find, 
und dab vor allem das herrenlofe Land, das in den Schußgebieten 
vorwiegend ift, befonderer Berüdjichtigung bedarf, tft eine genauere 
Unterfheidung erforderlich. 

Die deutichen Schußgebiete jind größtenteils aud) heute noch) 
nur ‚gering bevölkert. Die Zahl der Eingeborenen ift im Hinblid 
auf die großen Landjtreden eine fleine. Die meiften Eimgeborenen 
fannten bisher feinen Grumdbefißt). Sie hatten fein Snterejfe an 
jolchem, jo lange der Boden für ihren Lebensunterhalt auch ohne 
Ausnußung desjelben ausreichte. Lieferte der Pla, an dem fie ji 
gerade befanden, nicht mehr den nötigen Ertrag, jo verließen fie Die 
Stätte ımd fiedelten fich an anderen Drten an. Wenn mar fonad 
in den umfangreichen Gebieten von einem Land, das den Einge- 
borenen gehört, früher nicht reden Zonnte, jo tft Doc heute das 
Eingeborenenland von hervorragender Bedeutung, da Ländereien 
für die Eingeborenen nad) Möglichkeit bisher durch das Reich ge- 
ihaffen wurden und gerade fir Ddiejes Land bejondere mit den für 
die übrigen Grundftüce nicht übereinftunmenden Borichriften er- 
laffen find. 

Unter dem Land der Eingeborenen in den Schußgebteten tt da- 
her dasjenige zu veritehen, das die einzelnen Stämme zum werde 
des dauernden NufenthaltS ausgewählt haben, oder das ihnen von 

1) Vgl. Hierzu den AUuffag „WUrikanifcher Grund und Boden”, Kol. 
1889, N. %. 2. Iahrg. Nr. 6. ©. 41, Der Neger betrachtet den Boden ebenfo 
wie die Luft, die allen und jedem gehört, Wer zuerjt da ift, bebaut aud) den 
Boden zuerjt. Rechtliche Unjprüihe auf irgend eine Stelle eriftieren in ganz Afrika 
nicht. Diefer Unfiht wird Hinfihtlich der füdafrifanifhen Stämme widerfproden 
(Kolg. 1889. Nr. 8. ©. 59. ES gebe allerdings feinen Privatbefit in 
unferem Sinne; Grund und Boden fei vielmehr Kollektivbefit des Stammes, 
der von dem Häuptling verwaltet werde. Der Grund und Boden fünne fomit 
"nicht gekauft oder verfauft werden; unter Umftänden könne der Häuptling aber 
gerwijje Nechte auf die Ausnugung eines Gebietes, das der Stamm für feinen Ger 
brauch nicht nötig habe, an andere abtreten. 

.)% 


ne 


der Negierumg hierzu angemwiejen worden if. Die Regierung: hat 
ein Sntereffe Daran, daß Jich Die Stämme jehhaft maden. &s find 
ihnen Daher diejenigen Grundjtide, die als ihr. Eigentum feitgeitellt 
werden fünnen, zu belaffen;. erforderlichenfalls jind ihnen Yandjtreden 
anzınveilen, die ausreichend find, um ihnen auf unbestimmte Zeiten 
den notwendigen Unterhalt zu gewähren. 

Es ijt weiter erflärlid, daß in den Schußgebieten, in denen 
da5, Yand anfangs unter leiten Bedingungen erworben werden 
fonnte, Die ‚Privat tipefulation ji bald geltend madte. So kam es, 
daß vielfadh Schon vor Übernahme der Schußgewalt durch das Neid 
PBrivatperjonen in den Kolonien jid) angefiedelt oder Gefellihaften Land 
m Dejig genommen haben. Bezüglich des Landes der Nichtein- 
geborenen bat das Reich faft durchweg die Vorichriften des preu- 
Biichen,. bezw. des Neichsrechts fir anwendbar. erklärt; ımd das 
Land der Kolonialgejellidhaften Hat dur) gefegliche Beitimmung 
nunmehr eine gemwijie A [bgrenzung erfahren. 

ie num einerfeits die Regierung darauf bedacht fein muß, 
unter den Eingeborenen geordnete Verhältniffe einzuführen, fo 
muß jie andrerjeits auch darauf Wert legen, dak durd) PBrivatper 
jonen, nicht allzu viel Land offupiert wird. Es find allerdings 
den Schußgebieten große Zandjtreden noch unbewohnt, jo daß der 
Boden, der zur Erfü a der von Staat zu übernehmenden Ber: 
pflihtungen erforderlid ut, vollfonmen BI Nicht ausge 
Ihlojjen it aber, dab e nzelne. den Eingeborenen zugemiejene Län: 
dereien Dder von der ce an en unentgeltlich 
oder zu geringem Preis überlaffene Grumdftüde fpäterhin für öffent 
lie Zwede verwendet werden müfjen. Bei folhen Fällen ‚hat jic) 
gezeigt, daß die Grumdjtücde nur nad langen Berhandlungen und 
mit großen Koften wieder erworben werden konnten. Um dem Miz 
ftand abzubelfen, ijt bei der Veräußerung fisfalifcher Grumdftüce 
angeordnet worden, daß in dem Kaufvertrag jeweils eine Bejtim:- 
mung aufzunehmen it, wonach die veräußerten Se), ide, Falls 
jte für öffentliche Zwecke nötig werden, unter den gleichen Bedingungen 
zurüdervorben werden können! )- 

sn jeder Beziehung gefihert war aber das Neid) exit Durd) die 
Ihon vor Jahren in den meiften Schußgebieten ergangenen DVerord: 


1) Vol. Runderlaß der Ktolonialabteilung des Muswärtigen Amtes vom 15. 
Yugujt 1901, Kol, VI. Nr. 249, 5, 379. 
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nungen, welche die Aneignung berrenlojen Landes durd) Privatper- 
jonen nicht mehr zulaffen. Als Herren[os gilt nämlich alles Land, 
das nicht im Eigentum der Negierumg oder anderer Berforen — 
Nichteingeborenen oder Eingeborenen — fteht. Nicht zum herren 
(ofen Land wird indejlen dasjenige gerechnet, auf weldhes Private 
oder juriltiihe Berjonen, Häuptlinge oder unter den Eingeborenen 
beitehende Gemeinschaften Eigentiinsaniprücde »der fonftige dingliche 
Aniprüche nachmwetlen fünmen, ferner dasjenige Land, welches Privat: 
perjonen oder Gefellihaften auf Grund eines von der Regierung 
vertragsmäßig zugejicherten Rechts ji aneignen fünnen. 

Um nun einmal das berrenlofe Land gegenüber dem bereits 
im Belig von Privatperjonen befindlihen abzugrenzen, dann aber 
aud) um die von Privaten an joldem Land geltend gemadten Rechte 
fejtauftellen und unberehtigte Anfprüche zuriidzumeien, jind Be 
timmmungen ergangen, die seinen beitinmten Zeitpunkt für die Gel 
tendmadhung. jolder angeblihen Berechtigungen feitlegten. Nad) 
diefer Zeit wurden die Betreffenden mit ihren Forderungen nicht 
mehr gehört; das Land galt als herrenlos, an dem in Zufunft nur 
nod) das Reich Rechte geltend machen fonnte. Auch die anfänglichen 
Nechte der Kolonialgefellfhaften an herrenlofem Land find mit der 
Zeit vielfad) befchränft worden; die denfelben noch zustehenden Nechte 
werden an anderer Stelle berüdfichtigt werden. 

Hieraus it erjichtlich, da das Reich Schon bald nad) Erwerbung 
der Schußgebiete die Bedeutung einer Negelimg der Rechtsperhält- 
nijfe am Grund und Boden, insbejondere des Eingeborenenlandes 
ud Des herrenlofen Landes erfannt hat. Vor allem erblidte es in 
einem volljtändig freien Necht zur Befigergreifung des herrenlofen 
Landes eine Gefahr für eine zwedmäßige Ordnung der Grumdbefit- 
verhältniffe. Fortgejegte Grunmdbefigjtreitigfeiten und ungefunde Land: 
Ipefitlationen können den Schußgebieten feinen wirtichaftlihen Wohl 
ftand bringen. Eine Förderung der Schugebiete erichten aber auch 
dadurch nicht möglid, Daß man den Kolonialgefellihaften allein OE 
fupationstechte gewährte. Die Spntereffen Dderfelben find mitunter 
den jtaatlihen nterejjen entgegengejeßt; und es ift einleuchtend, daß 
dann die eigenen ntereffen vorgefjhoben werden. Dabei ift no 
zu beachten, daß das anfangs faft mwertlofe herrenlofe Land doc 
für die Zufunft an Wert gewinnt; der Staat erleidet daher. eine 
nicht unerhebliche Einbuße, wenn er ich nicht felbjt Rechte am herren 
(ofen Land vorbehält. 


Wie das Neih in einigen Schußgebieten jchon gleich bei Der 
Erwerbung die Befigergreifung herrenlofen Landes durch Dritte aus 
geihloffen hat, jo Hat es nunmehr fajt alles Land in den Schußge- 
bieten, das nicht im Bejig von Privatleuten oder von Eingeborenen 
steht, oder das die Klolonialgefellfhaften nicht mit Nüdfiht eines 
von dem Neich ihnen gewährten Rechts jich aneignen fünnen, als 
herrenlos zu Kronland erflärt?). 


14. 
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2. Die Sinterejieniphären. 


Die Erwerbung der deutichen Schußgebiete it meiltens in Der 


Befit ergriffen wurde und dann exit allmählid die Herrihaft nad) 
innen ausgedehnt wurde. Da aber neben dem Deutjchen Rei nad) 
andere Staaten Anjpruch erhoben, fo wurden nad) mehrfachen Be 
tatungen ziwilhen den einzelnen in Betracht kommenden Staaten 
die Verhältniffe in verjhiedenen Abkommen, von denen für Die Deut: 
ihen Kolonien das Deutih-Engliihe Abfommen vom 1. Juli 1890) 
von bejonderer Bedeutung ift, geregelt. Aus diefen Abmadhungen 
find Die Spntereffeniphären zu erklären. Man veriteht hierunter Ge: 
biete, die Durch Berträge zwiihen Staaten einem derjelben allein 
zur Aneignung überlaffen wurden. 

Nah Laband ?) unterliegen nım die Sntereffeniphären nicht der 


1) Eingehend bat v. Stengel fi mit dem berrenlojen Yand befchäftigt. Die 
Ausführungen find von 'allgemeinem nterejfe. Val. die Auffäge „Herrenlofes 
Land in den deutfhen Schußgebieten”. Kol. 7. Sabre. Heft 1,2. S 10-37 und 
„Die Landfrage in den deutfchen Schußgebieten”. Beilage zur Ullgemeinen Zeis 
tung. Jahrg. 1896. Nr. 13, 14, 15. serner in den „Rechtsverhältniffen der 
deutihen Schußgebiete" S. 184—188 und in den Unnalen des Deutfchen Reichs. 
1895. ©. 716 ff. 

Dal. weiter „Die gejegliche Regelung des Grunderwerbs in den engl., franz., 
und Holl. Kolonien” von Dr. Zimmermann. Jahrbücher für Nationalötonomie 
und Gtatiftit. 3. Folge 8. Band. 6. Heft. 1894 ©, 885 ff. 

Bezüglid) der erforderlihen Maßnahmen, um von den Gingeborenen als 
rechtliche Herren des offupierten Landes anerkannt zu werden, vgl. die Vorfchläge 
in ber 018. 1889, Nr. 10. ©. 73, Nr. 11. ©, 83, die auch) heute nod) teilmweife der 
Beahtung wert find, 

2) KolG. I. Nr. 27, ©. 9, 

3) Paul Laband, Das Staatsrecht des Deutihen Reichs. Tübingen und 
Leipzig 1901. 4. Aufl, 2. Band ©. 270. II. 
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ftaatsrechtlihen Gewalt des Reichs; fie jeien Gebiete für zufinftige 
Dfkupationen und Sch ıuherrichaften. Ihm jchließt jih Böhme?!) an, 
der die Sntereffeniphären rechtlih von den Schußgebieten jcheidet, 
aber einen tatfächlichen Unterfchied für zweifelhaft hält. Mean jagt, 
die Interejfeniphären hätten zunädht nur völferrechtliche Bedeutung, 
Während dem einen Staat das Ofkupationsreht in dem betreffenden 
Gebiet zugeftanden werde, verzichteten die anderen auf das von ihnen 
behauptete Recht. Die Gebietserwerbung vollziehe ji aber nicht 
dureh MWillenserflärungen, fondern fordere tatfächliche Jnbefignahme. 

= Frage ift hier zu berühren, da au einzelme Grimtdjtüds- 
verordnnungen den Begriff der Auterefjenjphäre aufgenommen haben. 
So beftinmt 3. B. die BD. vom 1. September 1891 bezüglich Djt- 
afrifas, dak das innerhalb der deutjchen Interejjeniphäre, wie fie Durd) 
das Deutfch-Engliihe Abkommen vom 1. Juli 1890 feitgejegt ift 
befindliche herrenlofe Land mit Ausfhluß einiger in der VO. näher 
bezeichneten Gebiete mur Dur) die Regierung tn Befis genommen 
werden fan Aber jchon die AWO. von 26. November 1895 erklärte 
alles berrenlofe Land innerhalb Deutfh-Dftafrifas — jomit 
auch die Sntereifeniphäre umfaffend — für Kronland. Hiernad) muß 
der Begriff der Intereffeniphäre fiir wertlos gelten. 

Die ABO. vom 2. Mai 1894?), auf die man fid) beruft, eunäd)- 
tigt allerdings den Neihsfangler, für diejenigen innerhalb einer Deut- 
ichen Sintereffeniphäre im Afrika gelegenen, zu dem Schubgebiet bisher 
nicht gehörenden Gebietsteile, Hinfichtlic) Deren der fortjchreitende Ein 
tluß der deutihen Verwaltung die Vereinigung mit dem Schußgebiet 
angezeigt ericheinen läßt, die hierzu erforderlichen Anordnungen in 
Betreff der Organifation der Verwaltung ımd Rechtspflege nad) MaB 
gabe der für das Schußgebiet geltenden Borjehriften zu treffen. 

Die ABO. Ipricht nicht dafür, wie Böhme behauptet?), daß ein 
rechtlicher Unterjchied zwilchen dem Schußgebiet und den Interefjen 
iphären befteht. Die BO. ift wertlos, wenn eine Souveränität über 
die Sinterejfeniphären nicht anerfannıt wird. ES ift Davon auszugehen, 
daß Gefege feine Geltungskraft haben für Gebiete, in Denen die Herr 
ihaft des Staates überhaupt noch nicht begründet ift. Unterftehen 
a die werseeniph yaren nicht der folonialen Herrichaft Des Staates, 


) Hans Böhme, Die Erwerbung der deutihen Schutgebiete, Inaug-. 
Roftod 1902. ©. 16 ff. 

2) ROBL. 461., Kol®. IT. Nr. 82 ©. 90., KB. ©. 220. 

3) Böhme a. a. D. ©. 80. 
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jo haben die Gejeße aud) feine Wirkfamkeit für Diefelben. Nun zeigt 
ih aber, daß die ABO. vom 26. November 1895 die Offupation Des 
berrenlofen Landes in allgemeiner Weije in Deutich Ojtafrifa — bier 
unter find zweifellos auch die Intereffeniphären mbegriffen — ver 
bietet. Die UBD, beruht alfo auf der VBorausfegung der Souveränität 
in dem ganzen Gebiet und gibt — wie Zorn mit Recht bemerft?) 
— „dem Reichstanzler' lediglicd” Blanfo-Bollmadt für die Organi 
jation der Staatsgewalt nad) Magabe der tatlähliden Entwidlung." 
en es richtig wäre, dak Der Staat im den Sfnterefjeniphären 
zuerit Diejenigen Borausfegungen erfüllen muß, von deren Erfüllung 
nad den Grundjägen des Völferrechts der Erwerb der Souperänität 
über ein völferrechtlich herrenlofes Gebiet — tatfächliche Befigergrei- 
jung zum Swede dDauernder Herrfchaftsausibung — abhängt,”) jo 
müßte bei jeder Dklupation eines Teiles der Antereflenfphäre eine 
neue Berfündung der Gejete erfolgen, damit diefelben für diefe Ge- 
biete Geltung erlangten. Dies ift aber bisher niemals gefchehen. 

Es ijt der Anfiht Zorns beizuftimmen, daß innerhalb der Terri- 
torialgrenzen, wie jie in den Berträgen der europäiihen Staaten 
feitgelegt wurden, die einzelnen Souveränitäten grundfäglic anerfannt 
find. Swieweit die Souveränität geübt wird und diefe oa Durch) 
Organtfation gejichert ijt, bleibt lediglich Tatfrage, ohne daß ein 
grumdjäglicher jurtitiicher Unterjchied Der Gebietsteile be ehr ja auch 
nur Eonftruiert werden fann.?) 

Daher it aud Hinfichtlicy des Grundftücsrechts ein Unterfchied 
zwiihen Schußgebiet und ST ephne> nicht zu machen. Wenn 
alfo zZ. B. von einem Gefeh oder einer Verordnung für Oftafeika die 
Rede tft, jo ift damit dasjenige Gebiet gemeint, wie es durch die 
Berträge mit europäifhen Staaten feine At bgrenzung erfahren hat, 
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Horn in der Koly. 1903. 20. Jahrg. Nr. 10. ©. 98. 

2) Bol. v. Stengel, „Der geographifche Geltungsbereich der für die Schußge- 
biete erlafjenen Gelege und Verordnungen.” Kol. 189. N. 9. 6. Jahrg. Str 
&. 18, 


%) Zorn, Staatsredt I, S, 568. Kolg, 1903. 20 » Jahrg. Str, 10. ©, 98. 


3. Das Land der Kvlonialgefellfhaften und die Konzefjionen. 


I. Das Land der Kolonialgejellihaften. 


Es ift vorauszuschieen, daß unter Ktolonialgejellihaften an Diejer 
Stelle nur diejenigen verjtanden fein follen, weldhe anfänglid) eine 
öffentlicherechtliche Stellung in den deutjchen Schußgebieten einnahmen 
oder doch als Erwerbsgefellichaften infofern einer befonderen Beritd- 
fichtigung bedürfen, als ihre Gründung mit der Entjtehung der Kolonie 
in engem Bufammenhang fteht. Es find dies die Deutjch-Oftafrika- 
nifche Gefellfchaft, die Neu-Guineasftompagnie, die Deutiche Rolonial- 
gefellichaft für Südmejtafrifa und Die Saluit-Gejellichaft. 

Den beiden eriten Gefelffchaften ift die Ausübung der Yandes- 
hoheit in ihren Gebieten übertragen worden; fie jind aber durch) 
Verzicht der meiften ihnen eingeräumten Rechte zu Gunften des Neichs 
nunmehr- ebenfalls, wie die zwei anderen Gejellichaften, zu reinen 
Ermwerbögejellihaften geworden. 

Die Derfaffung umd rechtliche Stellung der Kolonialgejellihaften, 
jowie die Bedeutung der den erwähnten Gefellfchaften erteilten Schuß- 
briefe foll bier nicht erörtert werden!) Es ift nur von nterefje, 
inwieweit diefen Gejellfchaften Nechte am Grumd und Boden einge- 
rüumt worden find, und wie diefe Verhältniffe jest liegen. Hierbei 
ift eine furze Darftellung der Entwidlung der Gefellichaften mit 
öffentlich-rechtlier Stellung geboten. — 

Der Raiferlihe Schußbrief vom 27. Februar 1885 für die Ge- 
jellihaft für Deutihe Kolonifation in Dftafrika?) hat Die 
von Dr. Slarl Beters zunäcdhit mit den Herrfhern von Ujagara, 
Nquru, Ufeguha und Ukami im November und Dezember 1884 ab 
geichloffenen Verträge?) anerkannt und der Gejellihaft jowie den 
Nechtsnachfolgern Dderjelben die Befugnis zur Ausübung aller aus 
den Verträgen fließenden Rechte verliehen. Ein Redt am Grund 
und Boden ift hiernac) der Gefellfhaft nicht eingeräumt morden. 

1) Bol. v. Stengel, „Die Deutfhen Kolonialgejellfchaften, ihre Verfaffung und 
ihre rechtliche Stellung.“ - Iahrbudy für Gefeggebung, Verwaltung und Volkswirt» 
ihaft im Deutfchen Reiche, Leipzig 1888. 12. Jahrg. 1. Heft S 219 ff, ferner 


v. Stengel in den Annalen des Deutfchen Reichs 1895. ©. 640 ff. 
2) KolG. I. Nr. 119. ©. 323. 
3) Val. Böhme a.a.D. ©. 55 ff. 
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Nachdem aber durd den Schußbrief die erwähnten Verträge als zu 
Necht beitehend erklärt wurden — die Frage der Berechtigung der 
Herricher zu diefen Beräußerungen ift nicht weiter berührt worden, 
fie joll auch bier nicht Gegenftand der Unterfuhung fein —, find 
aud) Die bisher erworbenen Necdte am Grund und Boden, die der 
Sejellfhaft nach) den Verträgen in ausgedehnten Maße zugeiprochen 
wurden, anerkannt torden. 

Abgefehen von einigen mit anderen Herrfchern eingegangenen 
Bertrügen ift der zwilchen der Deutih -Oftafrifaniichen Gefellfchaft 
mit den Sultan von Zanzibar abgejchloffene Vertrag vom 28. April 
1888°) nod) von Bedeutung. Hiernad ift der Gefellichaft die Ber: 
walfung des dem Sultan gehörigen Gebietes, eines zehn Seemeilen 
breiten Küftenjtreifens jüdlich des Umbafluffes, gegen eine Entihä 
digung auf 50 Jahre übertragen worden. Bon den in dem Ber: 
trag enthaltenen Bejtimmungen find am diefer Stelle diejenigen er 
mwähnenswert, wonacd der Verkauf öffentliher Ländereien innerhalb 
diefes Gebietes nur an die Gefellfchaft erfolgen durfte, es fei denn, 
daß Diefelbe hierzu zuvor die Genehmigung erteilte. Ferner war 
die Gefellichaft allein zum Erwerb herrenlofen Landes und von 
Ländereien duch Kauf oder fonftiges Rechtsgefchäft mit Zuftimmung 
der Eigentümer in diefem Gebietsteil bereddtigt (Art. I-IM). 

Mit dem zwijchen dem Reich und der Deutich-Oftafritaniichen 
Gejellichaft abgeihlojfenen Vertrag vom 20. November 1890%) bat 
die Gefellihaft auf die ihr dur) den Schußbrief vom 27. Februar 
1885 eingeräumten Rechte verzichtet. Der vorerwähnte Vertrag ift 
außer Kraft gejeßt worden, joweit nicht einzelne Beitinunungen aus 
Drüdlih aufrecht erhalten worden jind. Die hauptlählichite Be: 
ftimmung des Vertrags ift die Übernahme der Berwaltung des 
stüftengebietes und feiner Yubehörungen durch das Neich, fo dah 
aljo nunmehr die Verwaltung des ganzen Gebietes eine einheitliche 
war und der Gejellichaft — umbefchadet der von der Gejellichaft 
außerhalb des Klüftengebietes, feiner Zubehörungen und Der Anfel 
Mafia, jowie außerhalb des Gebietes, für welches der Raiferliche 
Schußbrief erteilt ift, vertragSmäßig erworbenen NRedhte — die Be- 

1) Kol®. VI. Nr. 7. ©, 24, Bol. „Landfragen in Oftafrika” im Kol}. 1893. 
7. Sahrg. ©.122 ff, — Eine Nachtragsbeftimmung zu dem genannten Bertrag 
vom 13, Januar 1900. modifiziert lediglich) die Zahlung der Geldentfchädigung an 
den Sultan auf Grund des Art. IX. 

’ Kol. I. Nr. 139, ©. 382, 
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fugnis erteilt wurde, im Küftengebiet, dejien Zubehörungen und der 
Infel Mafia und im Gebiet des Schußbriefes ausjchließlid herren 
(vfes Land in Belit zu nehmen‘). 

Durch den Vertrag mit der Kaiferl. Regierung it jomit das 
Recht der Deutih-Oftafritanifchen Gefellfchaft zur Beligergreifung 
herrenlofen Landes in bejtimmter Weife fejtgelegt worden. Die Ges 
biete, in denen der Gejellfhaft das Offupationsredht einzig md 
allein zugejtanden wurde, jind ducd) die jchon vor Der Beligergrei- 
fung DOftafrifas durd) das Neid) mit Herrihern und GSultanen in 
Oftafrita eingegangenen Verträge genau begrenzt und durd) den 
Kaiferl. Schußbrief oder — mie der Bertrag mit dem Sultan von 
Zanzibar — durd) den Vertrag vom 20. November 1890 anerlannt 
worden. Der Vertrag erfuhr am 5. Februar 1894 einige nderungen 
dadurch, dat das Ofkupationsreht der Deutfch-DOftafrifanifchen Ge- 
iellihaft an Plägen, an denen fi Bollämter oder Stationen be- 
finden, in bejtimmtem lmfreis bejhränft und an Den nicht im 
Privat: oder Gemeindeeigentum ftehenden Wäldern fernerhin aus: 
geichloffen wide. Die Deutih-Dftafrifanifche Gefellichaft verpflichtete 
fich weiter, das zur Herftellung von Anlagen erforderliche Land, Die 
unmittelbar dem öffentlichen Intereffe dienen, unentgeltlich oder gegen 
Erftattung der etwa aufgewendeten Kojten abzutreten ?). 

Daneben hat aber die Deutih-Dftafritanifche Gefellihaft nod) 
mit anderen Herrihern Verträge abgejhloffen, die im Vertrag vom 
20. November 1890 Feine Erwähnung gefunden haben. Diejelben 
erfuhren aber Abänderungen duch einen weiteren Vertrag zwilhen 
der Negierung ımd der Gefellihaft vom 3. Auguft 1891 über den 
Bau und Betrieb einer Eifenbahn von Tanga nad) Korogwe. Hin 
fichtlich der Beitimmungen desfelben, auf die an diejer Stelle nicht 


1) Kedodh mit dem Vorbehalt, 1. der wohlerworbenen Rechte Dritter an 
herrenlofen Grundftiden, 2. des Rechts der Kaiferl, Regierung, herrenlofe Grund- 
ftücte, infoweit folhe nad) ihrem Ermefjen zu öffentlichen Bauten im Jnterejfe der 
Berwaltung und der Sicherung des Hüften und des Schußgebietes erfordert werden, 
durch Offupation für das Reid) zu Eigentum zu erwerben. — Vgl, auch „Die 
Stellung der Deutfh-Oftafrifaniihen Gefellfchaft nach dem Vertrag vom 20. No- 
vernber 1890” von Conrad Bornhat. Kolg. 1891. N. F. 4. Jahrg: Nr. 1. © 4. 

2) Eingehend dargeftellt Kol®. VI. Nr. 39. ©. 70. Bgl. ferner: Bertrag 
zwifchen dem Reichsfanzler und der Deutfh-Oftafritanifchen Gefellichaft, betr. Ab- 
löfung der Privilegien dev Gefellihaft vom 15. November 1902. 8$ 5,6, Kol®. VI. 
Nr. 363, ©. 547. — Auszug aus dem Runderlaß des Gouverneurs von Deutjc- 
Oftafrifa vom 29, April 1900. Kol®. VI. Nr. 154. ©. 245 legter Ubfab u. ©. 246. 
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eingegangen werden fann, muß auf eingehendere Darftellungen ver- 
iwiejen werden). 

Sur die im legtgenannten Vertrag erwähnten Gebiete, welche 
der Vertrag nom: 20. November 1890 nicht berührt, konnten bezüg- 
lich der Grundberechtigungen, insbefondere des Nehts, berrenlofes 
Land zu erwerben, Zweifel entjtehen. Durch die ABO. vom 26. No 
vember 1895, die noch zu berüdfichtigen fein wird, ift Slarheit ge 
Hafen worden. Bon diefem Zeitpunkt an ift die Negierung allein 
zur Befigergreifung herrenlofen Landes innerhalb des ganzen Schuß; 
gebietes berechtigt. 

Der Neu: Guinea=Kom pagnie ift dur den Kaiferl. Schub: 
brief vom 17. Mai 1885?) das ausich lieplid che Recht verliehen worden, 
in dem Schußgebiet herrenlofes Land in Defiß zu nehmen und dar 
über zu verfügen und Verträge mit den Eingeborenen über Land 
ud Grundberehtigungen abzufchließen. Unterm 18. Dezember a 
it die-Oberhoheit des Deutihen Reihs auch über die Salomons: 
injein?) übernommen worden mit der Wirkung, daß die Beltim 
mungen des Schußbriefs in gleicher Weife bezüglid) der Salomons- 
injeln Geltung erlangten. 

Mit Diefem Schußbrief war das Recht zur Ausübung landes- 
hobheitlicher $ Befugnijfe u das der Neu=-Guinea Kompagnie 
ebenjo wie der Deutih-Dftafriktanifchen Sejellfehaft erteilt wurde. 
Da aber der eigentliche a der Neu-Guineasiompagnie, die Be- 
freibung von wirtichaftlihen und Handelsunternehmn gen, Durch Die 
Ausübung der Yandesperwaltung erheblich erfchwert wınde, ging ın 
November 1889 die Verwal tung des Schußgebietes auf das Neich 
über. Der Neu-Guinea-Klompagnie verblieben jedoch verichiedene 
Rechte, die der Kaiferl. Schußbrief derfelben gewährte, fo vor allem 
das Recht der Befigergreifung Ense Yandes. Nachdem in den 
folgenden Jahren der Neu-Gırinea Ktompagnie von neuen die Landes 
hoheit übertragen worden war, Die Unmöglichkeit eines dauernden 
Beitandes Diefer Berhältniffe fich aber gezeigt hatte, fanden mehr: 
ad Verhandlungen zwifchen beiden Teilen Itatt, die auf Grumd des 


Vertrags vom 7. Dftober 18984) die Ibernahme aller auf der Landes: 
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’) Kol}. 1893. 6. Jahrg. ©. 128 ff., 1894. 7. Jahrg. ©. 24 u. 35 

?) Kol®. LI, Nr. 165, ©. 434. 

°) Raiferl, Schußbrief für die Neu-Guinen: Rompagnie vom 18. DO ezember 1886, 
Kol®. I. Nr. 166. ©. 436, 

4) Kol®. V. ©. 27-30. 
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hobeit BRUDEUREN Befugniffe durd) das Neih unter Gewährung 
einer Entihädigung in Geld und einer Landabfindung an die Neu 
Guineasston page zur Folge batte!). Was die Landabfindung an 
langt, jo war die Neu-Guimeas-ompagnie berestigt, in Katjer-Wil 
helmsland binnen 5 Jahren vom 1. April 1899 ab?) Land m Größe 
von zufammen böditens 50000 Hektar ohne Zahlımg eines Ent 
gelts in Befiß zu nehmen. Um jedoch der Bejtgergreifung ausjchließ- 
ih beiten Landes Dur die Neu-Guimea=-Kompagnie vorzubeugen, 
it die Nuswahl von Rüftenland und Flußuferland auf den erwahn 
ten Sauptinjeln auf eine Küften- bezw. Flußuferausdehnmg von 
100 km beichränft worden. Die Breite der auszumählenden Ufer: 
itredfen foll nicht unter 1 km betragen?). 

Die beiden urfprünglich mit öffentlichrehtlichen Berugniffen aus: 
geitatteten Kolonialgejellfchaften haben jomit das ihnen anfangs all 
gemein gewährte Grund- und Boden-Privileg verloren; diefe Nechte 
find mınmehr auf das Reid übergegangen. Aber immerhin han 
delt es jih um groB e Kanditreden, die im Laufe Der Jahre von diefen 
Sefellihaften in Befiß genommen wınden. Für die Entwidlung 
der Schußgebiete von Dftafrita nd Neu-Guinea werden Daher dieje 
Sejellichaften auch Ffir die Zukunft von maßgebenden Emfluß jein. 

Die Deutihe Kolonialgejellihaft für Südmeitafrifa 
als NRechtsnacdhfolgerin der Firma Lüderig, die Durch Verträge mit 
verjchiedenen Häuptlingen ein großes Gebiet erworben hat*), in 
diefe Nechte eingetreten. Sie. hat neben dem Eigentum am Grund 
und Boden auch die früher den Häuptlingen zuftehenden obrigfeit 
lihen Rechte erworben. Landeshoheitlihe Befugniffe oder das Recht 
der Befigergreifung herrenlofen Landes it aber der Gejellichaft von 
dem Neich nicht erteilt worden. Durch den Umstand aber, daß die 
Gejellihaft an die Stelle Der Häuptlinge getreten 1ft, bat fie ein 
volles VBerfügungsreht am Grund und Boden in ihrem Gebiet; fie 
fan demnach über das hervenloje Land verfügen. 

&s fragt fi) aber, ob das Reich kraft jenes VBerorduumngsrechts 


1) Rol®. IV. Nr. 41. ©. 50. KBL 1899. 8.227 und IV. Ne. 93. ©. 91. 
KB. 1899. ©. 228 

*) Vgl. Kol®. VII. ©. 151. Unm., monad Art. 7 des Vertrags in der 
KolG. V. ©. 29 teilmweije falfh abgedrudt ift. 

3) M. Krieger, „Das Schubgebiet Neu-Guinea”, Kold: 1899. ©, 144 u. 231, 
Val. hierzu Hinfichtlich des Gerichtsbeziets een die Befannt- 
madung des Gouverneurs vont 28. Zuli 1903.  Kol®. VIL Nr. 94. ©. 171. IH. 

4) Bol. Böhme a.a.D. ©. 43 ff. 
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das Dkkupationsrecht hHerrenlofen Landes fi) zufchreiben könnte. 
Dies ift zu bejahen, Seitdem Siüdmweitafrifa eine deutjche Kolonie 
ift, Steht dem Reich die Gebietshoheit zu: Diejes Hoheitsrecht gibt 
aber dem Reich die Befugnis, über das herrenlofe Land nad) jeinem 
Gutdinnfen zu verfügen und entweder andere mit dem Offupations- 
recht auszustatten oder dasfelbe fich jelbit vorzubehalten.‘) ES ließe 
jich jtreiten, wenn die Kolonialgefellihaft zur Ausübung Hffentlic- 
rechtlicher Befugniffe berechtigt gewejen wäre. Aber da jie als Er 
werbsgejellichaft handelte, jo ift fie num Eigentümerin des bereits 
in ihrem Befiß befindlichen Landes. Das herrenloje Land un dem 
überlaffenen Gebiet fan fie allerdings für die Zuhunft in Befit 
nehmen. Soweit aber eine Beligergreifung noch nicht jtattgefunden hat, 
it die Berechtigung des Reichs, in dem von der Gejellihaft durch Ver 
träge mit den Häuptlingen erworbenen Gebiet das Offupationsrecht 
herrenlofen Landes fich allein zuzuschreiben, nicht ausgeichlojlen.?) 

m einer Verfügung Der Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amtes vom 17. Itovember 1902?) it dann der Deutihen Rolonial- 
gelelihaft für Südweitafrita auf ihren Antrag unter dem Borbehalt 
des Widerrufs die Genehmigung zur Veräußerung und Belaftung 
der in ihrem Eigentum in Südweitafrifa jtehenden Grundjtüde all- 
gemein umter der Bedingung erteilt worden, daß es fi im Einzel 
fall bei jtädtiihen Grumdjtüden m Smwalopmunmd und Lüderigbucht 
um einen Verkaufs: oder Belaftungswert bis zum Hödhjtbetrag von 
5000 Mark, bei Ländlichen Grundjtüden außerhalb der genannten 
Bezirke um einen Wert von hödjitens 15000 Mark handelt.*) 

Der Erwähnmg bedarf no der zwilhen dem Auswärtigen 
Amt und der Yaluit-Gejellihaft abgejchloffene Vertrag vom 
21. Januar 1888, betr. die Verwaltung des Schußgebietes der Mar- 
Ihall-, Brown und PBrovidence-Infeln?) Hternah ift der Jaluit- 

1) Vgl. im übrigen 6.33. ff. 

?) Anderer Anfiht v. Stengel. Nah ihm kann die Neichgregierung über den 
Srumdbefig ih dem der Kolonialgefellichaft fir Südweitafrifa gehörigen Gebiet, 
joweit fie ihn für herrenlos Halten jollte, ohne Auftimmung der Gefellfchaft nicht 
verfügen. Kol). 1894. 7. Jahrg. ©. 29 ff. 

3) Kol®. VI. Nr. 865. ©. 554. 

) Die Gejellfchaft bedurfte als eine Korppration nach Preufifchen Sandrecht 
zu allen Grundftüdsveräußerungen der staatlichen Genehmigung. Der Bereinfadhung 
halber wurde die Genehmigung allgemein fir Eleinere Verkäufe erteilt. Hinfichtlic 
der Gültigkeit de8 Landrechts vgl. Urt. 82 EG5BSB. 

5) Kol®. I. Nr. 223. ©. 6083. 
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Selellichait Für den Bereid) des Schußgebietes unter anderem Die 
ausichließlihe Befugnis zur Befigergreifung herrenlojen Xandes ein 
geräumt worden. Aumiderhandlungen gegen Das Berbot werden 
mit Haft oder mit Geldftrafe bis zu 5000 Marf bejtraft.‘) Die 
Verwaltung des Schußgebietes wird. durch) Katferliche Beamte geführt; 
die durch die Verwaltung erwachjenen Kojten übernimmt aber Die 
Falırit-Gefellichaft. 

Der Bertrag, der dem Kündigungsredht unterliegt, beiteht noch 
heute. ES liegt bier der jeltene Fall vor, da eine Erwerbsgejell- 
ihaft mit dem Dffupationsreht herrenlojen Landes ausjhlieglic 
ausgeitattet ijt. ES rechtfertigt ji dies aus dem Grunde, weil Das 
Neich für die Berwaltimgskoften nicht aufzufommen hat und fein 
Einfluß in dent Schußgebiet dadurch trogdem nicht beeinträchtigt wird. 


II. Die Konzejjionen. 

Der Staat fann eimem Dritten, in der Negel einer Stolonial 
gejellfchaft, das ausihlieglihe Necht zur Befigergreifung herrenlofen 
Landes übertragen. Dies it. bei den meilten bisher enwähnten 
Kolonialgejellihaften der Fall gewejen. Er fann aber auch von dem 
als jein Eigentum erklärten ‚herrenlojfen Land (Kronland) Teile deS- 
jelben an Gefelligaften abgeben —-fog. Landfonzeffionen um: eigent- 
lihen Sinne. 

Nur in Ausnahmefällen betreibt der Staat jelbjt Handel und 
Blantagenbau; ex gibt aber Gefellihaften, Die jich zum Zede der 
wirtihaftlihen Erfhließung der Schußgebiete gegründet haben, Dur) 
Hergabe von Land md dur Gewährung Der erforderlichen Ein 
richtungen günftige Bedingungen und wirft in diefer Hinficht 
aux gewerblichen und produftiven Tätigfeit-mittelbar bei. Ohne das 
Beitehen folder Gefellihaften it ein wirtichaftlicher Erfolg bet jungen 
Stolonien auf Zeiten hinaus ausgejihlojfen, da die Berwaltungstätig 
feit von vornherein eine umfajjende fein muß, Die Die Betätigung 
auf anderen Gebieten ausjchließt, Daneben aber auch die zur wirt 
Ihaftlihen Produktion nötigen Mittel, die. gerade. ir den Anfangs 
jtadien. bedeutend fein müffen, dur) den Staat nur Jchwer aufge 
bradyt werden können. 

Die KRonzefjionen innen aber zum Schaden einer Kolonie werden, 


Y KoIS. L.Nr,:224. ©. 606. BO, vom 28 Nuni 1888, beiv. den. Erwerb 
von herrenlofenm Land ufw. $2. 
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werm fie rüicfihtslos ausgebeutet werden. Es dürfen aber aud) nicht 
zu große Flächen von Land den Gejellichaften überlafjen werden, 
da der Staat felbit eines Teiles des Bodens fir feine Zwede bedarf 
und er des Mehrmwerts der Grumdftüde bei fortichreitender Entivid- 
[ung der Kolonien verluftig geht. Vor allem find aber die Verträge 
beitimmt fejtzuitellen, und es ift auf die Einhaltung der Be 
dingumgen, unter denen Gejellfehaften Konzeffionen erhalten, genau 
au acdten.!) 
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3) Eine weitere Eingehung auf die die Stonzefjionen betreffenden wichtigen 
Fragen ift im Rahmen diefer Abhandlung, die das gefamte Grundjtücdsrecht be- 
handeln fol, ausgejchloffen. Es muß verwiefen werden auf Bollmann, Konzefjionen 
und Monopole im beutichen Schuggebiet Manuflript) und die folgenden teilmeije 
eingehenden Darftellungen und die einfhlägigen zwifchen dem Auswärtigen Amt 
und den Gefellichaften getroffenen Vereinbarungen. Es find hierbei nur die be- 
deutenderen Honzefjionen berüdjichtigt. 

1. Konzeffion für die Gejellfhaft Nordmweftfamerun vom 17, November 1899, 
Kolb. IV. Nr. 125. ©. 133., RB. 1899. ©. 795. 

2. Konzeffion für die Gejellihaft Südfamerun vom 16. Januar 1899. 
Kol®. IV. Nr. 238. S. 29., KB. 1899. ©. 117. 

3. Die Konzeffion der South Weit Afrika Co. (Bamaralandfonzeljion) 
von 12. Sept. 1892. Kol®. VI. Nr. 28. ©. 54. — Vereinbarungen zwilchen der 
KolNbt, des Ausmw. Antes und der South Weit Wirila Co. Kol®. IIL. Pr. 62. 
&. 150, KBL. 1898. ©. 685. — Vertrag der South Weit Airifa Eo. mit der Diskfon- 
togejellihaft in Berlin ufw. vom 29. Sept. 1899. Kol®. VI. Nr. 132. ©. 2 
Bol. ferner Kolg. 1892, Nr. 11. ©. 147, Nr. 12. ©. 159. 161, Ne. 13. ©. 17 
1893, Nr. 3. ©. 31, 1896. Nr. 39. ©. 305, Nr. 42. ©. 335, 1898. Wr. 85. ©. 31 


Art 1-8 handeln über Bergbauberedtigungen, 9—11 über Bandberechtigungen, 
12—18 über Eifenbahnberetigungen, 19—24 enthalten allgemeine Bejtimmungen. 
— Durch die Minenkonzefjion ift die KVBD, vom 15. Aug. 1899, betr. das Berg- 
wejen (j. S. 109) durchbrochen. Nach Teterer Fan jedermann jchürfen; nad der 
Konzeflion ift e8 ausichliegliches Recht der Gefellihaft. Über die rechtliche Frage 
der Zuläffigfeit diefer Beitimmung vgl. Hold. 1893. Nr. 3, ©,30. Vgl. hiergegen 
neuerlich UBD. vom 18. September 1904. Kol®. VILL. Nr. 139. ©. 225., KBL. ©. 625. 

4. Die Konzeffion für die Siedelungsgefellihaft für Südmeftafrifa 
vom 2. März 1896. Kol®, VI. Nr. 61. ©. 98 und AZufatzablommen hierzu vom 
19. April 1898. Rol®. VI Ne. 91. ©, 151. 

5. Konzejfion des Neichskanzlas zum Bergbau und Eifenbahnbau im nörd- 
lihen Zeile des Deutih-jüdmweltafritanifhen Schußgebietes an die Otavi- 
Minen- und Eifenbahngejellihaft vom 15. März 1901. Kol®, VI, 
Nr. 199. ©. 288, KB, ©. 227. 
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6. Konzeifion des ReichSfanzlers zum Bergbau in De 
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vom 17. Juni 1901. Kol®. VI. Nr. 232. ©. 347, ABI. ©. 475 
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des berrenlofen Zandes (Kronlandes) und des Ein- 
geborenenlandes. 


4. Die rehtlihe Begründung der Sonderbehandlung 


I. Die Bedeutung des Gebietes, das Wefen der Gebiets- 
hoheit und die Frage nad dem Snhalt Der Gebietshoheit. 

Es ift bereits erwähnt, daß das Rei durch eine große Zahl 
von Verordnungen die Regelung des herrenlojen (und Sronlandes) 
und des Eingeborenenlandes durchgeführt hat. Hierbei drängt jid 
die Frage auf, aus weldhem Grunde hinfichtlic) des herrenlojen Landes 
Verordnungen ergangen find, die das Offupationsreht dDurd Dritte 
ausfhliegen. Die Anficht, das Reich habe mit dem Erwerb der Sto- 
lonien über das nod) freie Land ein ausihließlices Verfügungsrecht 
erlangt, ift nicht ohne weiteres zurüdzwveilen. Und weiter tjt Die 
Ordnung der Grundjtüdsverhältniffe in Anfehung der Eigentümer 
verfchteden geregelt. Für das Eingeborenenland find Bejtimmungen 
getroffen worden, die von den jonjt gültigen abweichen. &$ ijt da- 
her auch) die Frage nad) dem rehtlichen Grund über die Sonderbe- 
handlımg des Landes der Eingeborenen von Snterefje. 

Was die erite Frage anlangt, jo ift zuerjt Die Bedeutung des 
Gebietes fir den Staat überhaupt zu berüdfichtigen, 

Notwendigerweife gehört zu jedem Staat ein Gebiet. Ohne 
folches kann die den Staat erzeugende und duch die Staatögewalt 
geordnete Koeriftenz der Mtenfchen nicht gedacht werden.) Unter 
Staatsgebiet verjteht man daher einen bejtimmt begrenzten Teil der 
Erdoberfläche, über den ein Staat zu herrfchen befugt ift. Dieje 
Herrichaft des Staates über fein Gebiet nennt man Gebietshoheit, 
fie ift die „Staatsgewalt in ihrer Richtung auf das Yand“.?) 

Über den Inhalt der Gebietshoheit find die Anfichten verfchteden. 
&8 ijt hierbei maßgebend, wie man das Verhältnis des Staates zu 
jeinem Gebiet auffaßt. Hiervon ift zunächft auszugehen. Man 
jagt: Die Bedeutung des Gebietes für den Staat fei eine pofitive 
umd eine negative. Der Staat verwende einmal Teile des Gebietes 

I) Brodhaus, „Staatsgebiet” in v. Holbendorffs Rechtslertfon 3. Auflage III. 
Seite 749, 

2) Zaband, Das Staatsreht des Deutichen Reihe. 1895. I. ©. 154., ebenfo 
im Handbud) des Dffentlihen Nechts. 3. Aufl. IL. 1. ©. 27 ff. 
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zu feinen Zweden, ev erwerbe neues Gebiet und veräußere wieder 
Stüde, ähnlih wie ein Eigentümer über fein Land verfüge. Das 
Gebiet habe aber auch negative Bedeutung für den Staat. Derjelbe 
bedirfe eines Gebietes zur Vertretung öffentlicher Anterefjen und 
awar eines genau beftimmten Teiles der Erdoberfläche mit der Wir- 
fung, daß der Staat jede Herrfhaftshandlung eines fremden Staates 
auf feinem Gebiet als rechtswidrig zuriidzumeijen befugt jet. Laband 
umterjcheidet biernad) eine ftaatsrehtlihe und eme völferrechtliche 
Seite der Gebietshoheit. Durch foldde Unterfeheidungsmerfimale werden 
aber num Zweifel in das Wejen der Sebietshoheit getragen. Der 
Snhalt der Gebietshoheit ift im Staatsreht wie im Völkerrecht Der 
gleiche, nur die Beziehung ift eine verjchiedene.!) Die völferrechtliche 
Seite der Gebietshoheit kann außer Betracht bleiben. Nur der 

atsrechtlihe Begriff der Gebietshoheit joll berüdjichtigt werden. 

Mit Rückfiht auf die Bedeutung, die dem Gebiet im Berhältnis 
sufommt, haben fi — abgejehen von einzelnen Ub- 


ta 


zun Staat ; 
mweihungen — zwei Meimmgen gebildet, die einander jchroff gegen- 
überjtehen, Zwar find die Rehtsanfhauungen der früheren Beiten, 
dab das Recht des Staates an feinem Gebiet Eigentum im privat: 
rehtlihen Sinne fei, nicht mehr vertreten?). St aber au num: 
mehr eine jcharfe Scheidung des öffentlih-rehtliden Charakters des 
Gebietes von dem privatrechtlichen Begriff des Eigentums erfolgt, 
jo hat man doch weiterhin ein jtaatsre htlihes © here an: 
ee das Gebiet wird für ein Objekt der Staatsgewalt er- 
färt. Diefe Anficht gilt immer no als die herrichende; fie ift aber 
neuerlic) Ttark erichüttert worden. Die andere, entgegengejeßte An: 
fiht erachtet das Gebiet für den räumliden Madtbereich, inner: 
halb dejjen der Staat jeine Herrfchaftsbefugniffe ausübt. 

Die verihiedenen Anfichten follen im folgenden einer eingehen- 
deren Darjtellung unterzogen werden 


% Bol. Clauß, Die Lehre von den Staatsdienstbarkeiten. Im Völkerrecht 
wird der Staat als Glied der internationalen Rechtsgemeinfhaft gedadt. Das 
Völkerrecht hat in Diefer Beziehung zu beftinmen, twieweit e8 die Gebietshoheit des 
einen Staats im Verhältnis zum anderen anerkennt, wieweit e8 diefelbe im ne 
terefje einer geordneten Nechtsgemeinschaft gegenüber der Gebietshoheit anderer 
Staaten bejcränft. Jm Staatsreht dagegen wird das Gebiet als mwefentliches 
Nioment im StaatSbegriff jelbft zur Staatsgewalt bezw. dem Staate in rechtliche 
Beziehung gejest. Ebenfo Heimburger, Der Ermerb der Sebietshoheit. Karls: 
ruhe 1888. I. ©. 35. 

*) Eingehend dargeftellt von Heimburger a. a. DO. I. 
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I. Die Gebietshoheit als ein jftaatsredtlihes Sahenregt. 


Gerber ift der Hauptvertreter Diefer Theorie. Er lagt'): Das 
Staatsgebiet ift das jahliche Objekt der Staatsherrihaft. Der In: 
halt des Nechts des Staates am Staatsgebiet ift allein Der, dab 
der Staat auf ihm Staat fein darf, daß 5 
fihe Ausdehnung der Wirkung feiner Staatsgewalt daritellt, und 


=: 


dak er die Anerkennung desjelben als örtlihen Machtgebietes in 
Anfpruch nehmen fan. Die Zugehörigkeit des Territoriums zum 
Staat als beredhtigtem Subjekt ift demmad) der Juhalt eines Dur) 
aus ftaatsrechtlihen Sacenrecdhts. Gerber it zwar ein Gegner der 
privatrechtlichen Konftruttion des Gebietes, aber den öffentlic) 
lichen Charakter des Gebietes als ein Objekt des Staates gibt e 


nicht auf. 

Mit Recht bemerkt Heilborn?), daß man jih das von ihm ver 
teidigte Necht nur als ein Recht der $ Herrihaft im Gebiet, und nit 
als ein Nebt am Gebiet voritellen Tann. 

Raband?) fiihrt aus, die GebietShoheit fünne nicht als ein Recht 
an einem Gebiet definiert werden, wenn man darunter die Aus- 
iibung der Staatsgewalt in einem Gebiet verjtehen wolle, Er ers 


\ inınoıı Tarır yııyy ante N y x 
jeinem Territorium als ent jtaat$- 


Kart das Necht des Staates an 


vechtliches Sahenredt. Der Staat unterwerfe nämlich, um jene 


au tönmen, neben den Berfonen auch den Grund 
Gewalt: Mber auch aus dem Umitand, dab an 


\ tfanhern 
Ylurgaben 


und Boden 
unbewohnten Teilen der Erde eme Gebietshoheit beitehen fünne, jet 
zu folgern, daß das Gebiet nicht bloß die räumliche Begrenzung jet, 
inerhalb welcher der Staat über Berfonen berrjche, Tondern aud) 
als Objelt eines jelbftändigen Necdts des Staates angejehen mer 


den mülje®). 


1) dv. Gerber, Grundzüge eines Syitems de8 Deutjhen Staatsredts. 522. II. 

2, Heilborn, Das Syftem des Völferrechts 1896. ©. 23 u. 24. Auch Frider 
erachtet beide Anfichten als nicht vereinbar. Vgl. Fetgaben für Albert Scäffle 
1901. 1. Gebiet und Gebietshoheit. ©. 4—6. 

*, Laband, Das Staatsrecht des Deutfehen Reichs 1901. I. ©. 172 ff. Desgl. 
im Handbuch des Offentlichen Nects 3. Aufl. IL. 1. ©. 27 ff. 

4) Frider a 0.9. ©. 14 entgegnet mit Nect, daß die Gebietshoheit an un- 
bewohnten Streden nur den Sinn der Herricajt innerhalb des Gebietes hat. 
Steht dem Staat diefe Herefchaft nicht zu, jo fan nur eine Ermwerbung von 
Privateigentum am Grumd und Boden durch den Staat in Frage fommen. gl. 
auch ©. 15—24. 
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Raband und Seydel!) berufen fich zur Begründung ihrer Ans 
ficht nod) darauf, daß die Gebietshoheit ebenjo wie das Eigentum 
in negativer und pofitiver Richtung ji äußere. Gebe man zu, daß 
der begrifflihe Inhalt der Gebietshoheit ein negativer — Ausfhluß 
jeder anderen Staatsgewalt vom Gebiet — fei, jo ergebe ji daraus 
das pofitive ungeftörte Schalten und Walten der Staatsgewalt 

nnerhalb diefes Gebietes als direkte Folge. Für fie ift alfo die 
htrehung eines Stüdes vom Staatsgebiet die Abtretung eines 
Stüdes Grumd und Boden zur ftaatlihen Beherrihung. 

Sn gleicher Weife hält Heilborn die Gebietshoheit für em Ned 
am Gebiet. In längeren Ausführungen wendet er ji) gegen Die 
Schrift Friders „Vom Staatsgebiet" ?); auf die Darlegungen fann 
an diejer Stelle nicht weiter eingegangen werden?) 


2. Die Gebietshoheit als die Herrihaft des Staates 
innerhalb feines Gebietes. 


rider war der erjte, der Die Objeftsnatur des Gebietes mit 
eingehender Begründung verwarf. Seiner Anficht haben jih Hänel, 
Horn, Georg Meyer und andere angelchloffen. Wenn Ddiefe aud in 
einzelnen Punkten von einander abweichen, jo ift bei ihnen Doch Die 
Ynihauung, daß das Gebiet nicht Objekt, jondern die VBorausfegung 
für die Ausübung der jtaatlihen Herrihaft, der Herrichaftsbereid 
des Staates tit, in allgemeiner Weile durchgedrungen. 

rider jaht das Gebiet als Moment im Wefen des Staates 


I) Seydel, Bayerifches Staatsredht. I. ©. 514 ff. 

2) Frider, Bom Ne 1867. 

Dal. Heilborn a. a. S.5—16. Den Ausführungen teitt Frider entgegen. 
Vgl Beltgaben fir ke Schäffle. ©. 28—56. 


3) Ähnliche Unfichten vertreten: Clauß a. a.D. ©. 142. Heimburger a. a. D. 
277. Hartmann, Injtitutionen des on Bölkercehts in Friedenszeiten. 
.155 ff. Klüber, Europätfches Völfereeht S 123 ff. PBüzl, Lehrbuch des Bayer- 
ichen Verfaffungsrehts. ©. 44—46, 

Dei Heffter, Das Europäiihe Völlerreht der Gegenwart ©. 149 tritt im 
weiteren aud) die Naumauffafjung des Gebietes in den Vordergrund ©. 152, 

Böpfl, Orundfäße des gem. Deutfchen Staatsrehts IL. ©. 530 ff. faht da- 
gegen die Gebietöhoheit als einen befonderen Bejtandteil der Staatsgewalt auf 
und leitet au$ derjelben beftimmte einzelne Rechte ab, welche fich auf den Grumd 
und Boden beziehen. Diefe ältere Lehre wird nod) vertreten von Rönne, Das 
Staatsrecht der preußifhen Mionardie. I. Abt.1.8 34. ©. 147 ff. 
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auf. Hochbedeutfam find feine Ausführungen in einer Abhandlung 
„Bom Staatsgebiet"). Cr behandelt die Frage, welde Zunktion 
der Sache im Eigentum für den Eigentümer zukommt, und melde 
Funktion dem Gebiet im Staat für den Staat. 

Da fiir die in diefer Abhandlung zu erörternde Frage Die DBe- 
deutung und das Wefen des Gebietes vor allem Harzuftellen ift, ift 
eine gedrängte Wiedergabe Der Theorie Friders geboten. 


a. Die Theorie Friders. 

Die Sache dient den Bedürfniffen des Menjchen; er fann nicht 
eriftieren ohne fie. Soweit die Sadhe befähigt ift, den Bedürniffen 
des Menfchen zu dienen, fanıı derfelbe fie nach Belieben gebrauchen 
oder verbrauchen. Aber hierdurch tritt Feine Anderung an dem 
Subjeft (dem Menjchen) ein. Die Sache it dem Subjekt gänzlich 
fremd umd äußerlid) ; fie nimmt feinen Teil am Wejen des Subjeft2. 
Die Verbindung, in die fie mit dem Subjekt tritt, beruht nur auf 
dem Willen des Subjefts. &8 ift feine Vereinigung, feine organijche 
Verbindung von zweien zu einem, jondern nur ein mecanijches und 
einfeitig bewirktes Verhältnis. Dies gilt unbedingt von den bemweg- 
lihen Saden. Der Grund und Boden läßt ji al3 eine Summe 
beweglicher Sachen denken. Seine Eigentiimlichfeit liegt aber darin, 
dab man ihn in feinem natürlihen Zujfanmenhang mit der ganzen 
Erdflähe auffaßt. Hier zeigen fi) bedeutende Unterjchiede gegen- 
über den beweglihen Sadhen. Die beweglihde Sade folgt dem 
Subjekt; der unbeweglichen muß es jelbit folgen. Eime mwejentliche 
Anderung läht fi) nicht denten wie bei der beweglichen Sache, wo 
fie bis zur Vernichtung der weientlihiten Eigenjchaften geht. Troß- 
dem ijt die Eimwirkungsmöglidfeit auf Grund und Boden eine 
große, und die Dispofition über denjelben ift dem Wejen nad feine 
andere als iiber bewegliche Sahen. Der Yandmann, der aus dem 
Boden Früchte zieht, hat denfelben gerade jo als etwas ihm Super: 
liches, rein Objektives ımd PBafjives, feinem Willen unterworfen mie 
der Jäger das erlegte Wild. Es tft der Boden jelbjt feiner Subitanz 
nad, wenn auch in feiner natürlichen Berbindung mit der Erdober- 
fläche, der ihm dient. 

Die allgemeinfte Funktion, die dem Boden als joldem zutommt, 
it Die, Träger der Menfhen und aller menfchlihen törperliden Ein- 


I) Frider, Vom Staatsgebiet. Tübingen 1867, 


richtungen zu fein. Soweit man dem Staat einen Willen zujchreiben 
fann, ift ihm der Grund und Boden gerade ebenjo unbedingt unter- 
worfen, als die willenslofe Sache, falls nur Diejer 2 Wille auf ihn in 
derfelben Weile einmpirft.. Aber den gefamten Grund ID Boden 
unterwirft ex fich fo in feiner Weife; ex anerkennt vielmehr im ganzen 
defien Unterwerfung unter die einzelnen. Der Staat, d. h. die Außer 

liche förperliche Exiftenz, wird allerdings wie Der einzelne vom 
Boden mehanifc getragen. Sm diefer Auffaffung bejteht der © Staat 
jedoch aus den einzelnen Menjhen und aus den förperlihen Staats 
anftalten. Die leteren nehmen nur eine Heine Fläche ein; für Die 
Menschen aber dient zumächft und im ganzen wieder. der dem eitt- 
zelnen unterworfene, bei weitem beträchtlichte Teil Des aelamten 
Bodens, während nur ein verhältnismäßig Kleiner Teil zu feiner 
Benußung für alle vom is ergriffen it. Während aljo das 
Staatsgebiet die phyfiihe Grundlage des Staates in dem gejamten 
Umfang ea dient der ebengedahten Funktion gegenüber dem 
Ds mır ein fehr Kleiner Teil der ganzen Bodenfläcdhe. Die Ges 

bietsfunftion muß al nn notwendig eine andere jein. 

Sp fommt Frider zu der Anficht, daß das Staatsgebiet die 
räumlide Grenze des ftaatlihen Willens it; innerhalb des 
Sebietes herricht der Staat. Das Gebiet it alfo überhaupt feine 
Sache, vielmehr nur die Bezeihnung für ein Moment im Wejen 
de8 Staates. Der Grund md Boden al Sade trägt zwar Die 
Menihen, aber ex trägt nicht Den Staat. Denn der Staat it im 
Norhaltnis zu ihnen nicht etwas zweites Körperliches, jondern er 
begreift lediglich dieje gleihen Menjchen, jofern fie organifiert find 
fiir das Recht. Von einer eigentlihen Dispofition des Staates über 
jein Gebiet fannı nicht geiprochen werden; jede Einwirkung des Staates 
auf den Grumd und Boden erklärt ji in andeles Reife, gerade jo wie 
feine Einwirkung auf die bewegliden Sahen innerhalb feiner Grenzen. 

Eine weitere Frage it die von der rechtlihen Bedeutung Des 
Gebietes. rider geht vom Eigentum aus und bejtimmt int Gegen- 
lat au t Diefem das Gebietsrecht. 

Die Sache, die jih der Mensch unterworfen hat, ift damit aus 
dem allgemeinen Kreis unterwerfiimgsfähiger Sadhen für alle anderen 
ausgetreten infoweit und mjolange, als die jegige Unterwerfung for 
dauert und nicht aus ihr felbjt das Necht eines anderen abgeleitet 
wird. ES bejteht denmach das Eigentum in der Ausfhliegung 


anderer von der Sache, jofern jie nicht vom Cigentümer jelbjt zu- 
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des Grumdeigentums gilt dies im we: 


üglich 
jentlichen si wie fir bei N fihe Sachen. 
Das Meientlihe im Eigentum it alfo die Ausjchlieklichkeit; fie 
bedeutet ein 1 Recht an der Sadıe. ES liegt nahe, dieje Ausjchlieklid)- 
ufzufallen. Wenn jedod) 
Hn8 Gebiet nicht Objekt des Staates als Subjekt, fondern ein Mto- 
ment im Begriff des Staates it, jo famıı es fein Net des Staates 
an jeinem Gebiet geben. en Kin een des Staatsgebietes 
iit jonad) al® Aus sihlie ehlihfeit des Staates felbjt in feiner raum: 
lichen Begrenzung aufzufajjen. 


gelajlen werden, Bezike 


feit beim ©ebiet als Recht am Gebiet aufz 


b. Die Anhänger Friders. 


Auch nach Georg Meyer?) bejtimmt das Gebiet nur den raum 
lihen Umfang der Staatsherrfchaft; Objekt der ftaatliden Herrfchaft 
jind nur die Verfonen in diefent Gebiet, nicht das Gebiet jelbit. 
Hnnlic außert fi) Hänel:?) Das rechtliche Wejen der Gebietsförper- 
ichaft ift 68 nicht, daß der forporative Berband als folder in einem 
Berhältnis zu feinem Gebiet ftände, das irgend eine Analogie des 
Sahenrechts fordert oder duldet. Das retlihe Wejen der Gebiets- 
förperichaft ijt vielmehr, dah die Tatjache der Einwohnung und jelbjt 
nur Des WVermweilens insterhafh der Grenzen des Gebietes in Nect 
als der itberall ausreichende ımd überall fih bemwührende Grumd an- 
erkannt ift, um jedermann, bei welchem diefe Tatfache zutrifft, in ein 
Verhältnis der Zugehörigkeit zu Dem torporativen Berband zu Teßen, 

Diefen Anfichten Ihließen fih an Zorn?), Grotefend*), Sellinek?), 
v. Lifzt®), v. Sarwey?) und endlich Banfi im einer größeren Abhand 
(ung über die Gebietshoheit‘). Banfi jtellt umter Anführung der 
einzelnen Befugnifle, die ji aus Der Gebietshoheit ergeben, Dar, 
daß die fogenannten Ausflüffe der Gebietshoheit fid) lediglich als 
Herrihaftsrechte gegen Berfonen qualifizieren und daher die Behaup 
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1), Georg Meyer, Lehrbuc, des Deutjihen Stantsrechts II. 
Hanel, Staatsredht. ©. 908. 

3) Born, Staatsredt L. ©. 100. 

4) Grotefend, Staatsredht. ©. 303. 

5) Zellinek, Allgemeine Staatsichre. ©. 355 ff. 

6) ». Liszt, Das Völkerrecht. 3. Aufl. ©. 68 ff. vol. aud) ©.87 fi. 

?) v. Sarwey, Württembergifches Staatsreht IL. ©. 49. 

3) Guftav Banfi, Die Gebietshoheit als rein u Begriff Durchs 
geführt. Hirths Annalen des Deutjchen Reichs 18 &. 641—692. 
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tung einer Gleichftellung von Gebiet und Untertanen nicht begründet ift. 
Auf die Ausführungen ift im weiteren teilweife noch zurüdzulommen?). 


3. Ergebni2. 


Das Gebiet ift ein notwendiger Beltandteil des Staates. Bon 
einem Staat fanı man überhaupt exit reden, wenn eine Gejamtheit 
von Menjchen auf einem begrenzten Teil der Erdoberfläde jih an 
gefiedelt hat, die unter einem hödften Willen, einer Herrichaft fteht 


Hieraus fchliegen die einen, Land und Leute jeien Objelte der © Stants- 
gewalt, die Herrihaftsbefugnifle des Staates würden ji) auf beide 
erftreden; Die anderen bejtreiten diefe Gleichitellung von Land und 
Untertanen und wollen die Herrichaftsrechte des Staates nur gegen- 
über den Berfonen anerkennen. Für fie it daS Gebiet fein Objekt 
der jtaatlihen Herrfhaft, vielmehr nur ein Moment im Wefen des 
Staates. Die Aalen gedanfenreihen Ausführungen Friders?) 
haben zu einer Entihetdung im Simme der zweiten Anfiht erheblich 
beigetragen. Sie bedürfen im folgenden teilweife der Berüdjichti- 
gung, da jie manche falihe Auffaflungen über das Verhältnis des 

Gebietes zum Staat Elarlegen. 

!) Yuh Rofin vertritt die Anficht, daß Objekte der ftaatlihen Herefchaft 
Tediglic PVerfonen fein können. Der Gebietshoheit mißt ex aber neben der gen 
graphiichen Ausdehnung aud rechtliche Bedeutung bei. Gie it nad) feiner Anfiht 
die rechtliche Potenz, auch über Perfonen einen Herrfchaftswillen auszuüben, bie 
nur mit einer gemwilfen Seite ihrer Perfünlichfeit in die räumliche Sphäre des 
Staates eingetreten find. Er will die Wirkungen der Gebietshoheit nad) innen 
als Akte der allgemeinen Staatsgemwalt anerkennen, nad) außen dagegen aus einer 
ipsziellen Gebietshoheit herleiten. Die Gebietshoheit darf man aber nicht, wie 
Zaband und Gerber ausführen, mit eigentümlichen Befugniffen ausftatten; fie ift 
vielmehr jelbjt die unbeichränkte Staatsgewalt. 

Preuß hält es fiir verfehlt, das Mefen und den Inhalt der Sebietshoheit 
feftzujtellen. Die Auffaffung des Begriffs der Gebietshoheit beruht iwie iiberhaupt 
die ganze privat- oder individualrechtlihe Anfhauungsweife des Wölkerrechts nad) 
feiner Anficht auf einer falfchen Vorausfeung, melde das Völkerrecht feinerfeits 
lediglich aus dem Staatsrecht herübernimmt. Er ftüßt fi auf die Genoffenfhafts- 
theorie und ftellt den Sab auf: Das Recht am Gebiet ift nichts anderes ald das 
Recht, Gebietsfürperfhaft zu fein; das Wefen der Gebietshoheit beiteht in der 
rechtlichen Fähigkeit einer Gebietskörperfchaft, fich jeldft wefentlic) zu verändern. 
Gemeinde, Staat, Reid) als Gebietskörperichaften. ©. 395 ff. Anderer Anficht 
Heilborn a. a. ©. ©. 17—19, 

?) Srider, Gebiet und GebietShoheit in den Feitgaben für Albert Schäffle. 


©. 1-99, 
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Der Staat bedarf eines abgegrenzten Bandes, um die ihn ge- 
jtellten Aufgaben erfüllen zu fönnen. Nur dann tft möglid, daß 
fen Wille einheitlich herricht. Das Gebiet ijt jomit en Moment 
im Wefen des Staates. Dies gibt auch Heilborn zu). Er be 
merkft jedoch dabei: „Aber welches Gebiet? Dasjenige, weldes er 
in einem gegebenen Beitpunft beherriht? Dann würde der Staat 
untergehen, wenn das Meer ein Stüd Landes hinmwegreift, wenn 
er eine unbewohnte Snfel veräußert." Die Abgrenzung des Ge- 
bietes bedeutet aber nicht, daß der Verluft N Stüdes Landes den 
Untergang des Staates zur Folge habe. Wird ein Stüd Land fort: 
geriffen, jo ift die Grenze auch weiterhin gegeben; an der Hüfte 
endet das Recht des Staates. Der Staat Hat id) zwar geändert, 
er ijt Kleiner geworden, aber er ijt nicht untergegangen. Exit wenn 
jämtliche Grenzen zujammenfallen würden, wenn alfo fein Stüd 
Land mehr übrig wäre, könnte auch von einem Staat nicht mehr 
die Rede fein. Daß das Gebiet ein Mioment im Wefen des Staates 
it, joll allo nur bejagen, daß zum Bejtehen eines Staates ein je= 
weils begrenztes Gebiet erforderficd it. VBeräußerung oder Er- 
werbung von Gebietsteilen verringern: oder erweitern die urfprüng- 
lihen Grenzen; fie haben aljo nur eine Anderung des Landes 
zur Folge. 

Nach der Anficht Heilborns müßte eine Berbindung des Staates 
mit dem Gebiet beitehen. Sn diefem Falle würde allerdings Die 
Veräußerung eines Stüdes Landes den Untergang des Staates zur 
Folge haben; denn dann wäre der dauernde Beltand des eimmal 
abgegrenzten Gebietes für den Staat unbedingt erforderlih. Aber 
der Staat ift mit dem Gebiet nicht verbunden. Sobald ein Ge: 
meinmwefen ein Staat ift, hat er auch Gebiet. Man kann jih nicht 
einen Staat ohne Gebiet denken. Haben jih Menjchen unter einem 
bödhften Willen auf einer bejtimmten Fläcdje vereinigt, jo ift der 
Staat vorhanden, aber auch das nötige Gebiet. Zupor war es no 
ein Teil der Erdoberfläche. 

Weil es einen Staat ohne Gebiet nicht gibt, fo bedeutet das 
Gebiet als Moment im Wefen des Staates auch nicht Die fahlie 
Unentbebrlichfeit?) des Gebietes für Den Staat. Dies beftreitet 
Banji?). Nechtlich erachtet er zwar das Gebiet auch nicht als 


1) Heilborn a. a. D. ©. 13. 
2) Stider a. a. 


D. ©. 57. 
3) Banfi a. a. D. ©. 673, 
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Sade, weil das dazu nötige N eines SubjeftS an Dem Gebiet 
als Objekt nicht vorhanden ift: PBhyfiich jei aber das Sebiet eine 
Sache, nämlich Der innerhalb Ber Grerisen de3 Staates liegende 
rund ımd Boden. Aber das Gebiet fan nicht als etwas be- 
fonderes gedacht werden. Sp lange fein Staat da ift, ift au) fein 
Sebiet vorhanden; erft mit dem Staat erhält das Gebiet eine indi 
viduelle Seitalt. Der Staat, jagt Fridert), it nicht im Verl DRIENS 
zu den Menjchen etwas zweites Körperliches, joni | 
Menihen felbft im ihrer rechtlichen Organtfation. Banfı ofen 
daraus, dab das Gebiet in den Menfchen den Staat trägt. Diefe 
ie Dtene 


ps 


Schlußfolgerung ift irrig. Der Grund und Boden trägt 
schen, die zwar unter. einer Herrfchaft vereinigt find, aber noch feinen 
Staat bilden, da fie fi auf einem beitimmten Teil der Erdober- 
läche noch nicht jehhast gemacht haben. Und das gleiche ift der 
all, wenn die Abgrenzung des Gebietes erfolgt und Jomit der Be 
griff des Staates erfüllt ift. Nimmt man an, daß eine Gejamtheit 
von Menichen auf einem begrenzten Land jich miedergelajjen hat 
ah 


[ 


nit Dem Willen, diefes Land als das ihrige nad) außen bin zu be 
haupten, jo ift doc) fein Staat da, wenn das Bolf nicht unter einem 
böchiten Willen, einer Herrfhaft jteht. Wird diejes Begriffsmerfnal 
erfüllt, fo ift der Staat vorhanden; das Volk ift nunmehr rechtlid) 
) taat zuitande 
gefommen; nur dureh) den Umftand, daß ein Wille fi) über Die 
vielen fette, hat Jich der Staat gebildet. aß ein auf begrenztem 
Raum. gebildetes Gemenuvejen, in dem bisher jeder nach jeinem 
Willen lebte und das nunmehr eine einheitlihe Herrihaft erhält, 
alfo Staat wird, auf einmal ei 
läßt ji nicht einjehen, Der Staat = daher nichts Aörperliches, 
und das Gebiet, da e8 feine Bedeutung fir fich hat, feine Sadıe. 
Das Gebiet bezeichnet aber weiter auch den Raum, in mel: 
Hem der Staat jeine Herrihaft ausübt. Der Raum wird 
allerdings durd) die begrenzte Fläche gebildet. Aber die Bedeutung 
des Raumes it nicht Die, daß der Staat aub an der Fläche, der 
fürperlichen Sache, Herrichaftsrechte geltend machen fann, vielmehr 
will dies nur befagen, daß er innerhalb diejes Raumes herricht. 
Stier ftellt Grundeigentum und Gebiet gegenüber. Das Grund 
eigentum gewährt dem &igentimmer Nutungsredhte. Arch Diefes 


nm 
organifiert. Aber ohne etwas „Körperliches" ift der © 


ne förperliche ©eitalt erhalten fol 


1) Frider, Vom Staatsgebiet, ©. 17. 


muß eine Grenze haben; darüber hinaus Darf der Berechtigte den 
Grumd und Boden nicht mehr benußen, Diejen Zwed hat die Ab 
grenzung; er it aber verfchieden von der Gebietsabgrenzung. Eine 
möglichermweile im Grundeigentum Jich zeigende räumliche Herrichaft 
it exit aus der Sahnugung abzuleiten). 

Dielfach wird das Recht des Staates an feinem &ebiet Darauf 


zuriidgeführt, Daß Die aelaille der Gebietshoheit Die Rechte der 
PBroflamierung des Belagerungszuftandes, die Nechte über Fremde, 
das Erpropriationsreht uw. — Hertihaftsrehte über das Gebiet 
jeien.. Bor allem gibt das Exrpropriationsrecht zu Zweifeln Ahnlaf, 


da der. Staat | Ka das Gebiet für jene unmittelbaren Zwede im 
Anfpruch tiefe. Anficht tft aber irrig und jchon verihiedent: 
[ih befampft worden?) Sn Dem Staat find zwei verichiedene Seiten 
au a Einmal it ev Sinhaber Der öffentliden Gewalt und 
zum anderen Jnbhaber der jtaatlihen WVermögensrechte, Die Berjon 
Des ne (Fiskus). Banfıi jagt mit Recht: Sm öffentlichen 
echt tritt Der Staat als die herrichende, Die übergeordnete PBerfon, 
im Brivatredht als die vertragichließende, Die gleihbereshtigte Berfon 
auf. Er tt allerdings auch im Brivatreht Staat, aber nicht Der 
Staat als Herrichaftsjubjekt, jondern als ein den -phyfiihen Berfonen 
gleihgejtelltes Brivatrechtsjubjekt, weil er ein foldhes nad) jeiner eigenen 
illkiie jehr will. 

Das Berhältnis des Staates: zeigt fi am Flariten, wenn er 

für fi) jelbjt, jond 


icht dern zu Gunften anderer expropritert,  Yn 
a m Falle wendet er nur eimen Zwang an, um die Exrpropriation 
Ducchauführen, Mit den Grunpdftücd hat ex überhaupt nichts zu tu 
dDasjelbe wird er andere enteignet. Deshalb Fan von einem red 
lihen Verhältnis des Staates zu der Sache auch bei der Erpropriation 
nicht geiptochen Br 

Die Gebietshoheit bedeutet fonad Die ausichlieglihe Hexrichaft 
des Staates innerhalb Des Gebietes 


+ 
I 
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1) Srider a. a. D. ©. 59 u. 60, 

Die Auffafjung des Gebietes als Div 
Raum des Staates enthält feinen Widerfprud: Frieder fagt a. a. D. ©. 61: Der 
Begriff Des Gebietes als Raum bedeutet die Näuntlichkeit des Staates felbft, und 
dieje wurde begründet als Moment feines Wefens, mit dejjen Hinmwegdentung ber 
Staat jelbjt verfchwindet. 

2) Banfi a.a. D. ©. 664. 


MWefen des Staates und als 


3) Desgl. Frider a. a. D. ©. 52. Heilborn a. a. D. ©. 33 bezmeifelt 'Dies, be- 
gründet aber feine AUnficht nicht. 


a A 


Es ift noch zu umterfuchen, wer in den deutichen Kolonien Die 
Gebietshoheit ausübt. 


II. Die Gebietshoheit in den deutfhen Schußgebieten, 


Gebietshoheit ift die Staatsgewalt in ihrer Richtung auf das 
Land. ES ift Demmac) von der Begriffsbeitimmung der Staatögewalt 
auszugehen. Was Staatsgewalt bedeutet, ift jhon in dem Wort 
jelbjt enthalten; e$ ift die höchite Gewalt über den Staat. Zum 
Staat gehören mm nad der herrichenden Lehre Gebiet, Untertanen 
und Staatsgewalt. Ein Staat ift die unter einem Herrfcherwillen 
vereinigte Gefamtbeit der Menfchen eines Landes. 

Someit die deutfhen Schußgebiete in Betradht fommen, ift nun 
in erjter Linie zu unterfuchen, ob Diefelben vor der Befikergreifung 
duch das Deutiche Reich als Staaten in reitlihem Sinne betrachtet 
werden fünnen. Die beiden erjten Bedingungen für einen Staat, 
Gebiet und Untertanen, find zweifellos vorhanden. Ein Volk ift da, 
das in Stämme einheitlid verbunden ift, und Gebiet ift ebenfalls 
vorhanden. Es fommt dabei allerdings in Betracht, daß das Volt 
eine bejtimmt abgegrenzte Landftrede für fich beanfprucht und gemillt 
ift, jich dauernd dafelbjt aufzuhalten. Bei den Nomadenjtämmen, 
die — mit Ausnahme der Kiftenpläße — vor allem die deutichen 


Schußgebiete bevölfern, it num nicht ohne weiteres anzunehmen, daß 


fie mit dem Wechfel des früher bewohnten Plates ihre Nechte auf 
das Gebiet aufzugeben beabfichtigen. Die Stämme, die infolge der 
großen frei verfügbaren Landftreden nicht daran gewöhnt find, den 
Boden jelbjt zu bejtellen, ziehen weg, wenn der Boden nicht mehr 
den nötigen Ertrag liefert. Aber hierdurch ift noch nicht bewiefen, 
daß es an dem zur Bildung eines Staates erforderlichen Gebiet für 
die einzelnen Stämme mangelt. E$ kommt einmal nit auf die 
Größe der Stämme an; dann wird aber weiter nicht gefordert, daß 
das Gebiet eine bejtimmte Größe nicht itberfchreitet. Eine nod) fo 
große Slähe fan als Gebiet eines Heinen Stammes angefehen 
werden, wenn nur diejer es als fein Gebiet betrachtet, und wenn er 
es unter Umftänden gegen andere Stämme zu behaupten fucht. Als 
wahrjheinlich tft num anzunehmen, daß in diefer Hinficht jeder Volks- 
tamm in den Kolonien ein Gebiet in Anfpruch nimmt. Es (tegt 
in der Natur diefer Stämme zu wandern, und da der Boden jehr 
ertragreich ift, entjhliegen fie fich Leichter zu den Wanderungen, 


Sind jonad) Bolt und Gebiet als vorhanden anzunehmen, fo 
fehlt es in den Kolonien dod) an dem dritten Moment, das für das 
Beitehen eines Staates verlangt wird. Der größte Teil der Stämme 
hat ziwar einen Fürjten oder Häuptling an der Spiße, der Herrjchafts- 
befugnijfe ausübt. Dies zeigt fic) befonders in Deutih-Südmeft- 
afrifa und an den Küftenpläßen in Deutfh-Oftafrita und Kamerun, 
rojelbjt der Einfluß der Häuptlinge ein umfaffender ift. Aber diefe 
Herrfhaft it eine Willkürherrfchaft, fie ift tatfühlih fchrankenlos; 
von einer rechtlichen Organifation kann daher feine Rede fein. Eine 
wenn aud) noch jo geringe Rechtsordnung ift aber zu fordern, wenn 
eine Volfsgemeinjchaft unter den Begriff eines Staatsweiens geftellt 
werden joll. Liegt alfo die Staatsgewalt nicht in den Händen der 
Fürften und Häuptlinge, fo find aud) die Kolonien vor der Über- 
nahme durd) das Reich feine Staaten in retlihem Sinne gemejen; 
dann hat aber aud) feine Gebietshoheit in den Kolonien beitanden. 

E53 ijt möglich, daß die Staatsgemalt bei. dem Neid) liegt. Die 
Gejamtheit der Befugniffe, welche dem Neich inbezug auf die Schuß- 
gebiete und im denfelben zuftehen, wird nun als „Schußgewalt“ be- 
zeichnet. it erwiejen, daß Schußgewalt dasfelbe ift wie Staats- 
gemalt, jo ergibt jich hieraus ohne weiteres, daß die Gebietshoheit 
ein Recht des Neiches ift. 

Das Schußgeb®. hat fich über die Bedeutung der Schußgemwalt 
nicht ausgejproden. Nah dem Wortlaut ift hierunter eine folche 
Gewalt zu verftehen, die ein Staat einem anderen Staat gegenüber 
zum Schube ausübt. 

Ein jolhes Verhältnis bejteht jedod zwiichen dem Reich und 
jeinen Kolonien nit. Es ift vielmehr ein Verhältnis rechtlicher 
Unterordnung, wie Laband jagt, eine Macht des einen, dem anderen 
zu befehlen und zu verbieten. Das Recht des Reiches an den Schub- 
gebieten hat den Charakter eines Herrfchaftsrechtes, alfo der Staats- 
gemalt ?), 

st die Schußgemwalt eine Staatsgewalt, fo ift eine weitere Frage 
die, welcher Art die Schußgemwalt ift; gilt fie felbjt als höchite Ge- 
walt oder tft jie einer höheren Gewalt rechtlich untergeordnet. Da 
das Deutihe Reich ein jouveränes Staatsiweien tft, deffen Herrichafts- 


I) Zaband a. a. DO. 2. Band ©. 273 — v, Stengel, Die Neditsverhältniffe 
der deutfchen Schußgebiete 1901. ©. 38. — Seelbad), Grundzüge der Rechtspflege 
in den deutjchen Kolonien. Bonn 1904. ©. 5. Ziff. 2. 
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nit tft, jo folgt daraus, daß aud) die 
Sewalt bat. 


andere Gemalt neben 


unrichttg, wenn man behauptet, daß 


eine Unterjtaatsgewalt ausübten. Es 


gemilfe 
den; aber dies war im Antereffe einer 
geboten. Tatfadylid wird Die 


ausqeiibt, wenn aud) einzelnen 


Häuptlingen 


tragen wurden), 


und 


ufgeworfenen Frage. 
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de5 Staates innerhalb 
ı die in feinem 


Herrichaft 
daß der Staat fih un 


jouverän ift, alfo in der Stompetenz= 
hält fie, 
zurüd. Die infolge diefer Jurüd- 
übten Befugniffe find deshalb im juri- 
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daB in den Kolonien unter 
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ertragen. Des 
ertragen. Des 


n Barpirafin, 
ige Madtfaltoren 


nd Gelbftvermaltung eingeräumt hat, — 
Die zur Beratung des Bejegentiwurfs 


über die Regelung der Gerichtsbarkeit 


in den äh N eingefeste Kommifjion erläuterte den Begriff der Schußgewalt 


dahin, daß diefelbe Tämtliche in den 
Reichs umfaffe, Daß der Ausdrud , 


usgebieten beftehenden SHoheitsrechte des 
usgewalt” gewählt wird datauf 


Sc) 
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‚zü 


wurde, 


aurüdgeführt, daf buch das Reich ber Häuptlingen das eine oder andere Hoheits- 


recht vorbehalten wurde; 
u 2. inhaltlich be deutet hiernad) 


daher jei der Ausdrud „Staats sgewalt” nicht am Plage. 


Schusgemwalt die fouveräne ee 


) Hinfichtlich des Schußgebietes von Siautfhou Fonnte man als fraglich 
Kahn ob durch den PVertri ag mit China die volle Gebietshoheit auf Deutfchland 


übergegangen ift oder nicht. Dies ift 
meclenburgifche Pfandvertrag & 
wegen „der begrifflichen Erklufivität 
rechtlich zuläffig anzuerkennen it. 


inbezug auf Kiautfchou: hat, find I längjt 
immermwährendes dingliches Anrecht anı Gebiet jelbit 


zn = z = — 


zu bejahen. Bruno Schmidt — Der Ihwedifch- 


>. 18. Anm. — äußert fi) ebenfalls dahin, daf 


der lebteren das erfte als wahrhaft modern 
Die wenigen Befugniffe, die China jekt no) 
nicht ausreichend, um ihm daraufhin ein 
t zuaufprechen.“ 


= Ihe 


Gebiet befindlihen Sahen überhaupt nicht befümmern dürfe Kraft 
feines Hoheitstechtes tt er vielmehr beredtigt, auf alle Sachen, Die 
im Gebiet find, einen maßgebenden Willen auszuüben. Von Ddiefen 
Necht wird er Gebrauch machen, wenn er 68 im Sfnterejle des Ful- 
turellen Fortichrittes der Kolonien oder zur Erfüllung feiner jtaat- 
lihen Zmwede für erforderlich erachtet, 

Darauf gründet fid insbejondere die mmmehr in fait allen 
Schuggebieten durchgeführte Sonderbehandlung des berren- 
[(ojen Landes. 

&5 läht Jih nämlid die in der früheren Lehre vom Staats 
eigentum vertretene Anficht nicht mehr rechtfertigen, Die ein natiir- 
iches ann des Staates an herrenlojen Sachen innerhalb feines 
Sebietes annimmt ımd diejes Necht als einen Ausfluß Der Gebiets: 
)oheit Gere ). "Ein Necht des Staates au herrenlofen Sahen 
vejteht an und für fih nidt. Wenn der Staat fi Ku 
Ländereien vorbehält, jo beruht dies auf befonderen gejeglichen Be: 
timmungen?). 

sn dDiefer Beziehung bat das Allgemeine PBreußiihe Landrecht 
(II. 16, S 7) erklärt, daß berrenlofe Sachen, Die 2 der Staat nicht 
ausprüdlich vorbehalten hat, au ohne Einmilligung desfelben von 
Privatperfonen in Befi genommen werden fünnen. Und Art. 190 
EGBGB. beitinunt, daß das nad) S 928 Abf. 2 BGB. dem Fiskus 
zuftehende Aneignungsrecht bezüglich aufgegebener Grumdftüce ich 
auf alle Grundftücde eritredt, die zu der Zeit herrenlos find, zu 
welcher das Grumdbud als angelegt anzufehen it. Der Staat hat 


an 


') Die Lehre begründete Hugo Grotius. Seine Anficht widerlegte jedoch 
Ihon Samuel von Coceeji. Bol. Heunburger a. a. DO. ©. 29. Anm. 1 

2) Mit Recht jagt Banfi a. a. O. ©. 666. Sole Beitimmungen Iaffen ji 
aus dem Gefihtspuntt rechtfertigen, daß, mo Steiner ein bejonderes Necht hat, der 
Staat nad) Billigkeit und Nüslichkeit verteilen fann. Nach, diefem Sriterium trifft 
der Staat feine Maßnahmen, und zwar nicht nur zu feinen eigenen. Guniten, 
jondern auch, jett wie früher, zu Gunften anderer, wie es ihm gut jcheint, auf 
Grund feines allgemeinen Beftimmungsrechts. Er erinnert an das Weichbildrecht 


der Städte, das Jagdvoreedjt der Herren und das NRedit der milden Stiftungen 
auf den erblojen Nachlaß ihrer Pfleglinge. — Die alleinige Ammartichaft auf den 
Erwerb, jagt Banfi richtig, Tann den Gegenftänden eines foldhen Vorzugsrehts 
einen befonderen Charakter, wie als Staatseigentum, nicht verleihen; dann müßte 
ja mit jeder Anderung einer jolhen Befugnis aud) die retlihe Natur der Sade 
ih Ändern. — Val. Hierzu aud Hermann „Bur Regelung der Landfrage in den 
Kolonien” in der Zeitfehrift fiir die gefantte Staatswiffenfhaft 1901. 58. Kahrg. 
©. 306 ff. und v. Gtengel Annalen 1895. ©. 584. — 
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alfo ein Neht auf herrenlofe Grundjtüde nur infomweit, als ex e8 
ji) ausdrüdlich beigelegt hat. 

Hinfihtlih der Kolonien war e$ nun für das Rei im Anfang 
jeiner Erwerbungen nicht von Snterejfe, auf eine geordnete Regelung 
der weiten herrenlojfen Flächen in den Schußgebieten Afrifas Hinzu- 
wirfen; e8 hatte genug damit zu tun, feine Herrfchaft, die fi) zuerft 
auf die Küftenftriche exrftredte, zu fihern. Dagegen find in den nicht 
jo umfangreihen Schußgebieten der Südfee gleih zu Anfang der 
Ermerbung bejtimmte Grundfäge hinfichtlich des herrenlofen Landes 
aufgejtellt worden. Hier war e$ zwedmäßig, die Ofkupation des 
herrenlofen Landes jchon von vornherein nur bejtimmten Gefell- 
haften zu geftatten, die zur Erfchließung der Gebiete in erheblichem 
Mabe beitrugen. Mit der Zeit bat fi) aber in fait fämtlichen 
Schußgebieten das Bedürfnis herausgeftellt, das herrenlofe Land 
dem Reich vorzubehalten. Dies gefcehah durch allgemeine Verordnungen. 

Kraft jeines Hoheitsrechtes erteilte darin das Reich den Befehl 
an PBerjonen, herrenlojes Land nicht zu offupieren. E8 ift alfo ein 
aus der Gebietshoheit des Reiches fich ergebendes Net, Hinfichtlich 
der herrenlojen Grundjtüde fich ein Vorzugstecht beizulegen. Hierin 
zeigt ji aber au die räumliche Natur der Gebietshoheit; das 
Gebiet bezeichnet nur den Raum, innerhalb deffen der Staat jolche 
Befehle zu erlafjen berechtigt ift.!) — 

Die ergangenen Verordnungen haben einen verfchiedenen Inhalt. 
Während einige befagen, daß das Net zur Ofkupation ausichliehlic) 
dem Reich vorbehalten ift, erklären andere das herrenlofe Land als 
dem Reich boheitsrechtlich zuftehend (jog. Kronland), Es muß alfo 
notmwendigerweife ein Unterfchied zwifchen beiden Berechtigungen be- 
jtehen. 

Mit der Erteilung des Rechtes der Offupation an das Reich 
werden Dritte ausgefchlojfen. Das Neid) allein fann in Zukunft 
von dem berrenlofen Land Befi ergreifen; aber es bedarf jeweils 


1) Heimburger a. a.0. 6.29. Anm. 1, bezeichnet e8 ebenfalls als einen 
Serum, mern ein natürliches Eigentum des Staates an herrenlofen Sachen inmer- 
halb jeines Gebietes behauptet werde, wenn man jage, diejelben jeien zwar den 
StaatSbürgern gegenüber res nullius und als folge offupierbar, Fremden ftehe 
jedod hier das Dbereigentum des Staates gegenüber, Etwaige Veichränkungen 
oder Verbote einer Offupation herrenlofer Sachen feitens des Staates fei auf feine 
obrigteitlihe Befehlsgewalt zuritdzuführen. Hiernad) bezeichnet nah Heimburger 
das Gebiet aud) den Raum, in weldem der Staat jeine Herrfhaft ausübt. 
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der Befigergreifung, damit es Eigentinner wird, Wie aljo das Neid) 
anfangs mehreren Gefellichaften, 3. B. der Deutih-Dftafrilanifchen 
Gefellichaft, der Neu-Guineasflompagnie und der :SJaluit-Gejellihaft?) 
das Necht exteilte, in bejtimmten Gebieten herrenlojes Land durd) 
Offupation fi) anzueignen, jo hat es fich jpäter vielfach dieje DBe- 
jugnis jelbjt vorbehalten. 

Anders verhält es fi, wenn in den Schußgebieten von Dit 
afrika und Kamerun duch die ABO. vom 26. November 1895?) und 
von 15. Juni 1896?) das herrenlofe Yand als dem Neid) hoheits- 
rechtlich zuftehend (jog. Kronland) erklärt wird.*) Diefe Verordnungen 
iprechen fi) dahin aus, daß das Eigentum an dem Kronland dem 
eich zuiteht. 

Es läßt ih num nit annehmen, daß Diejer Ausdrud den 
gleihen Sinn wiedergeben foll wie die früheren Verordnungen, nad) 
denen das Neich zum Erwerb des nit im Beli von Perjonen 
befindlihen Bodens jeweils äußerlich erfennbarer Befigergreifungs- 
handlungen .bedinfte; denn fonjt wäre z.B. in Dftafrila, wo das 
Reich bereits ausihließlich zur Offupation des herrenlofen Landes 
berechtigt war, der Erlaß der Kronlandsverordnung nicht erforderlich) 
gemwejen. Zmeifellos joll damit gefagt fein, daß das Reich mit der 
Erklärung des herrenlofen Landes zu Kronland Eigentum erwerben 
will. Und tatfächlic verfügt aud) das Neich wie ein Eigentümer 
über das Kronland. ES hat Teile des Kronlandes für öffentliche 
Bwede verwendet und größere Ländereien, teils unentgeltlich teils 
entgeltlih, an Gejellihaften zur Ausnugung oder zu Yweden des 
Bergbaues itberlaffen. Dur foldhe Landfonzejjionen trägt Das 
Reich, das fih mit Wirtfchaftspolitit nırr ausnahmsmeile befapt, zur 
Entwidlung der Kolonien indirekt bei; in Stdwejtafrifa und Kamerun 
find größere Konzeflionen erteilt worden?) Das Reich hat alfo in 
umfaffender Weife über das Kronland verfügt. Wer aber das Recht 
tatfjähliher und rechtlicher Verfügung über die Sahe hat, ift Eigen- 
tümer. Der Eigentümer darf frei nach fubjektivem Ermefjen ver 
fahren; nicht erforderlich ift es, daß er an feiner Verfügung ein 


163 fi. 
2) Kol®. II. Nr, 181. ©. 200. 
3), Kol®. II. Nr. 203, ©. 232. 
4) Bezüglich des füdweitafritanifhen Schubgebietes vgl. ©. 71 und 72. 
5) Bl. hierliber ©. 31 und 32 und die dort angeführte einfchlägige Literatur, 
Die Konzeflionen erfuhren gerade in neuerer Zeit heftige Angriffe. 
4 


- 50° — 


nachmweisbares Apntereffe hat.?) So bezeichnet au das BGB. in 
5 903 denjenigen als Eigentiimer einer Sache, der mit derielben nad) 
Delieben verfahren und andere von jeder Einwirkung ausjchliegen 
fan. &$ veriteht alfo unter Eigentum das Necht allgemeiner Be 
herrihung der Sadıe. 

Das Neid hat alfo Eigentum an dem Kronland, und 08 it 
durhaus begründet, ivenn Die stronlandSsperordnumngen Dies aus 


Iprechen. 


2. Das Eingeborenenland. 

Die Grimde, die zu einer gefonderten Regelung des Eingeborenen- 
landes Ahlaß gegeben haben, liegen teils in völferrechtlichen Ab 
madungen, teils ind fie im utereffe der wirtichaftlichen Entvidlung 
der Schußgebiete ergangen. 

Die Berechtigung der Sonderbehandlung diefes Landes ift in 
folgendem begründet. 

Da — wie fhon erwähnt — die Schußgebiete der Souveränität 
0e8 Reihs unterworfen find, fo unterjtehen nach dem Territorialitäte- 
prinzip auch alle in diefen Gebieten wohnenden oder fich dajelbjt 
aufhaltenden PBerfonen der Gejeggebung des Keichs, Auf Grund 
feines SHoheitsrechtes kann der Staat fiir Sämtliche Berjonen die 
gleihen gejeglihen VBorfchriften erlaffen oder einen Teil derjelben 
hiervon ausschließen. 

Diefer Grumdfag ift in dem Gefeh, betr. die NRechtsverhältniffe 
der deutihen Schußgebiete in eigentümlicher Weile zur Geltung ge: 
fommen. Es ift fhon auffallend, daf tonfularrechtlice Beitimmungen 
auf Die Rechtspflege in den Schußgebieten übertragen worden find. 
Die Konfulargerichtsbarkeit ift nämlich eine rein perjönliche, befchräntt 
auf Die Neihsangehörigen und Schußgenpfjen, die Eoloniale Gerichts 
barkeit dagegen eine ftreng territoriale, Während dort die Sons 
verämität duch eine fremde Staatsgewalt ausgeübt wird, ift bier 
das Reich allein fouverän. Aber mit Rüdfiht auf die anfangs ähn- 
lichen Berhältniffe in den Kolonien und den Ktonjulargerichtsbezirfen?) 
läßt fich Die Anwendung konfularrechtlicher Boriehriften auf die Ver 
hältniffe in den Schußgebieten erklären. Do erihien es immerhin 
nicht erforderlich, den territorialen Charakter der Schußgebiete auf- 


*) Vgl. Dernburg, Das Bürgerlihe Recht. 2. Aufl. III. $ 67. ©. 193 fr. 
2) Vgl. Seelbad a.0.0:6.5-—8. 
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zugeben und, wie das KuniGG., denjenigen Berfonenfreis aufzuzählen, 
der den gefeglihen Vorfehriften unterliegen joll. Das neue Schuß- 
geb®&. ijt von diejem Grundfag abgewihen. ES hat nunmehr terri- 
toriale Geltung, indem e8 grumdfäglich alle Berfonen innerhalb des 
Schußgebietes feiner Gerichtsbarkeit unterwirft md mur denjenigen 
Berjonenkreis bezeichnet, der von derjelben ausgejchloffen jetn joll.’) 

Nach dem Schubgeb®. gilt num die Vorfhrift des $ 3 für Die 
Eingeborenen — denen durh KBOD, Die Angehörigen fremder far- 
bigen Stämme mit Ausnahme der Japaner gleihgejtellt jind?) — 
ur infoweit, als dies duch KBO. beftimmt wird. Das Neid) bat 
alfo die Eingeborenen umd die übrigen Farbigen nicht der gleichen 
Sefehgebung untenvorfen wie die jonjtigen Angehörigen der Schuß- 
gebiete. ES blieb dem Kaiferl, Berordiungsrecgt überlajien, neben 
den perfönlichen Verhältniffen auch die Nechtsverhältniffe an den 
den Farbigen gehörigen Grumdftüden zu regeln. Dies ift aber Durc)- 
weg in einer von den jonjt für Die Angehörigen der Schußgebiete 
gültigen Beftinmumgen abweichenden Art geichehen. 


C. Die materiellvechtlichen Vorjhriften der Nechte an Grumd- 
jtüden. 


I. Erwerb und Berluft des Grundeigentums, 


Ss 17. 
1. Erwerb und Veräußerung des Grundeigentums, 
Zufammenfaflung der geltenden Grundjäße. 

Die Vorichriften über den Erwerb bezw. Die Peraußerung von 
Srundftücen laffen fih in den Schußgebieten nicht einheitlich vegeln. 
G8 ift zu berücdfichtigen, daß das Grundbud, das allein einen ge- 
fiherten Grundftücdsverfehr ermöglit, mur allmählid ic) ein= 
führen läßt. 

Soweit Grumdbüchjer angelegt find, fommt das BGB. mit Aus- 
nahme einiger durch die großen Naumverhältniffe der Schubgebiete 
gebotenen Abweichungen zur Anwendung. Für diejenigen Grunde 
jtiide, die noch fein Grumdbuchblatt erhalten haben, gelten perein- 


1) Köbner, Die Organifation der Rechtspflege. ©. 9—14. 
2) Bol. ©.58. In Deutfch-Oftafrita find jest die Goanefen und Barfjen, 
als Nichteingeborene anzufehen. 
4r 
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fahte Beftimmungen. Diefe Grumdftücde fönmen in ein Landregifter 
eingetragen werden, welches das Grundbuch teilmweije exjeßen joll. 

Diefe Grumdfäge gelten dusnahmslos für die im Eigentum 
Nihteingeborener befindlichen Grundftüce, 

Für die Grundftüde der Eingeborenen, joweit fie im Grumd- 
buch. eingetragen find, gelten die gleichen Vorfhriften wie bezüglich) 
der Grumdftüde Nichteingeborener. Nur ift zur Nechtsmwirfjamtkeit 
der Grundftüdsverträge eine befondere Genehmigung erforderlich); 
fie it im öffentlichen Antereffe erlaffen. Die eingeborene Bevölkerung 
— und Ddiefer Grundfaß ift unter den Folonifierenden Staaten an- 
erkannt — darf nicht ausgebeutet oder bedrüdt werden, er Ein 
geborene Tann, wenn er einmal zur Arbeit erzogen ift, am vorteil- 
haftejten zur. Entwidlung der Sch ıögebiete beitragen. Er bedarf 
daher des Schı 1 


ad 
3) 
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yues vor Übervorteilungen, denen er. jederzeit im 
Grumdftücsverkehr ausgefegt ift. Hinfichtlih der übrigen den Ein 
geborenen gehörigen Grundftüde vegelt ji) der Erwerb: nach den 
Beltimmungen der nod) im weiteren zu exwähnenden Berord 
nungen. 

Endlih it no für das herrenlofe Land eine bejondere NRege 
lung erforderlich, geworden. Das: Reich Tann ji nicht fein Recht 
verfümmern laffen in Gebieten; die. es oftmals Durch nicht geringe 
Berlufte erworben bat, und es den Privatperfonen überlaffen, fic) 
des herrenlojen Landes zu bemächtigen. "Much ir diefer Beziehung 
enthalten die Verordnungen wichtige Beitimmungen.t) 

Die hierher gehörigen Verordnungen find zum Teil fchon bald 
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) 
nad) der Erwerbung der einzelnen Schußgebiete ergangen. Sie follen 
im Zufammenhang mit den Beltimmungen der KVO. vom 21. No: 
vember 1902 berücjichtigt werden, Borauszufhiden it nod, daß 
das Grundftüdsrecht fir Kiautihou abweichend geregelt und Daher 
bejonders behandelt it. 


2) Die erflärlichermeife häufig auftretenden Grundftüdsftreitigkeiten Haben für 
Samoa zu einer VO. Anlap gegeben, Die Ddiefe Streitigkeiten einer Kommiffion, 
beitehend aus dem Kaiferl. Vezirksrichter und 2 Beifigern, übertrug. (WO, vom 
25. Yebrutar 1903, Kol®. VII. Nr. 23, 6,.48., ABI. ©, 200). Die Kommiffion Hat 
diejenigen Gtreitfachen au erledigen, die ihr vom Gouverneur übermwiefen werden. 
Dabei wird für jamoanifhes Redt und jamvanifche Sitten eine befondere Konı- 
miffton dur) den Gouverneur ernannt, welde in famvanifchen Streitigkeiten zuvor 
gehört. werden kann. Das Verfahren ift eingehend geregelt. Vgl. Kol®. VII, 
'Nr.24. ©. 48., KB. ©. 200, 
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a. Das Land der Nihteingeborenen. 


S 18. 


I 


ie früheren Beftimmungen Hinjihtlid der Grundjtüde 
Nihhteingeborener. 


Fiir Das Eingeborenenlant nd jind, worauf noch im weiteren eilt: 
augehen fein wird, in jümtl ichen Schußgebieten Shügende Maßregeht 
bei dent Erwerb foldhen Landes getroffen worden. Sie find zu 
Gunsten der Eingeborenen erlaffen, die in Unkenntnis der Verhältniffe 
sich Leicht zum Abiehluß von Grundftüdsverträgen verleiten lajfen, 
deren Tragweite fie nicht fofort überbliden fönnen. 

Hhnliche Beitimmungen find für das Land der Nichteingeborenen 
nicht exforderlih. Die wenigen VBorfchriften, Die bezüglich Diejes 
Fandes friiher ergangen find, wollen in exjter Linie die Anjprüche 
der Nichteinigeborenen feitftellen. Nachdem nämlid) einzelnen Kolonial 
gefellfchaften beziv. dem Neid) das alleinige Recht zur Beligergreifung 
herrenlofen Landes übertragen wurde, bedurfte eS Diejer Beltim- 
mungen, um den bereits ducd) Dritte in Befi genommenen Grund 
und Boden: in erfichtlicher Weile abzugrenzen. Diefe Beltimmungen 
hatten nur Bedeutung für Diejenigen Srumdititde, die Dis zu einem 
jeweils feitgefegten geitpunft erworben worden waren. Nacd) diefem 
Termin waren die Grundfäße des preußifchen Rechts, wie bereits im 
eriten Teil erwähnt; maßgebend. 

Wenn no in einigen Schußgebieten dem Gouverneur die Be 
rechtigung erteilt worden tft, nad) fomem Ermmteflen bei Grundjtüds- 
verfäufen fir Janntliche den Nichteingeborenen gehörigen SGrumdjtücde 
eine Anzeigepflicht vorzujchreiben, jo hat doc) Diefe Boriehrift für das 
Beitehen des abgeichlofjenen Vertrags feine Bedeutung. 

as mn die Vorfhriften anlangt, jo hat bereits die KYD. vom 
20. Juli 1887') für das Schußgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie 
beitimmt, daß zur Wirkfamfeit des Erwerbs von Srumdjtiiden 
zwifchen Nichteingeborenen, die vor dem a Dtober 1887 — dem 
Tage des Ankrafttretens der angegebenen BO. — jtattgefunden bat, 
ein. jchriftlicher oder mündlicher Vertrag a ih it, der zwilden 
dem Eigentümer und Erwerber mit der Abficht der Übertragung und 
des Erwerbs des Eigentums abgejchlojjen iftz; .eS wird ferner ge 


1) Kol. L'Nr. 183. ©. 469. $ 8., NEBL. 379. 
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fordert, daß der Befit übertragen und nicht wieder aufgegeben oder 
auf fonftige Weife verloren worden ift. 

Für die Marfhall-Infeln verlangte die BD. von 8. Januar 
1887') von den fremden Grundeigentümern, daß fie ihre Anfprüche 
bis 1. Juli 1887 behufs Prüfung unter Vorlage der nötigen Beweis- 
mittel anzumelden haben. 

Noch Gültigkeit hat eine Vorfhrift für das Schußgebiet von 
wamerun (S 10 der ABO. nom 15. Yuni 1896?)), die bejtimmt, daß 
zum Erwerb vder zur Pahtung von Grundftücden, die einem Nicht 
eingeborenen gehören oder im Pachtbejig desfelben ftehen, eine obrig 
fettliche Genehmigung zwar nicht erforderlich ift, daß es aber im 
Ermefjen des Gouverneurs jteht, allgemein oder für. beitimmte Be 
äteke Die Verpflichtung zur Anzeige folcher Rechtsgefchäfte vorzu 
Ichreiben, 


Die gleichen Grundfäße enthält S 10 der ABO. vom 26. No- 
venber 1895?) bezüglich des Schuke ebietes von Dftafrika, 
) bezik B( 


$ 19. 
ß. Der Erwerb und die Veräußerung der Grundftüde Nicht: 
eingeborener nad) neuem Recht. 


Zum Erwerb des Eigentumsrehts an einem Grumdftück ift jet 
nach S 873 BGB, Die Einigung des Berechtigten und des anderen 
Teiles iiber den Eintritt der Rechtsänderung md die Eintragung der 
Nechtsänderung in das Grundbuch nur dann erforderlich, wenn das 
Eigentum übertragen wird, aljo im Falle eines vertragsmäßigen 
Eigentumswechjels. Dieje duch Rechtsgeichäft ji) vollziehende liber- 
wagung des Cigentumstehts ift aud) für die Grundftüce der Nicht 
eingeborenen in den Schußgebieten vorgejchrieben, foweit für die- 
jelben bereits ein Grumdbuchblatt angelegt ift, 

Während mun aber gemäß S 995 
des Eigentums an einem Grumdftüc exf 
Außerers und Erwerbers 
beider Teile vor dem Gru 
der Einhaltung Dieje 


BESB. die zur Übertragung 
orderliche Einigung des Ver- 
Wuflajjung) bei gleichzeitiger Anwefenheit 
ndbuhamt erflärt werden muß, bedarf e8 


v Vorfchrift für die Grumdftüce der Schußgebiete 


) Kol®. I. Nr. 244, ©. 624. 83. 
2) Kol®. II. Nr. 203. ©. 232., RBL, 1896. ©. 435—437. 
?) Kol®. II. Nr. 181. ©, 200., KBL. 1895. Beilage zu Nr. 23, 
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nicht (S 3); auch brauchen die Erklärungen nicht mündlich vor dem 
Grumdbuchamt abgegeben zu werden. Dice Beitimmung beruht auf 
praftiichen Erwägungen. E& würde auf den Grumbdjtidsvertehr 
hemmend wirken, wenn man in den weiten, oft Jehwer zugänglichen 
Gebieten die Anwesenheit des Exrmwerbers und Veräußerers vor dem 
Grumdbuchamt verlangen wollte. m übrigen find fire die den Nicht- 
eingeborenen gehörigen, im Grundbud) eingetragenen Grumndjtitde 
weientlih abweichende Grumdfäge nicht aufgejtellt worden, 

Yuf Gemdftüde Dagegen, für welche ein Grundbuchblatt nicht 
angelegt ift, finden dieje Beitimmungen feine Anwendung!) &s tft 
erfichtlih, daß das auf der Grundlage öffentlicher Bücher geregelte 
Siegenjchaftsrecht, wie e8 in dem größten Teile Dentichlands Ihon 
lange gilt, in den Schußgebieten nicht auf einmal eingeführt werden 
fan. Aber e8 wäre zum Nachteil einer möglihjt rajden Ent 
wiclung der Schubgebiete, wenn man nur denjenigen Grundftüden, 
die bereits ein Gumdbucdblatt Haben, einen rechtlichen Schuß ge= 
währen wollte. Daher hat man auch für die Übertragung der no) 
nicht im Grumdbucd eingetragenen Grundftücde VBoriehriften erlajfen 
und an die Eintragung derjelben in ein von dem auftändigen Grund- 
buchamt zu führendes Landregifter geroifje Wirkungen geknüpft. 

Nach dem im bisherigen Gebiet des Allgemeinen Breußiichen 
Landrechts gültigen Recht, das bisher auf Srundftüde Nichteinge- 
borener Anwendung fand, vollendet ji) num der Erwerb unbemweg: 
licher Sachen, für die ein Gumdbuchblatt noch nicht angelegt werden 
kann, duch die Übergabe auf Grumd des Titels, d. h. auf Grund des 
auf Eigentumserwerb gerichteten Reräußerungsvertrags?). Die Über- 
gabe überträgt zumächlt den Belis; zur Übertragung des Eigentums 
ift auf feiten des Veräußerers die Abjicht erforderlich, Eigentum zu 
übertragen, auf feiten Des Exrwerbers die Abficht, Eigentum zu erwerben. 
Schriftlichkeit des Vertrags wird nicht verlangt, ES kommt vielmehr 
nur auf die Willenseiniqung der vertragschließenden Barteien an. 

Die KWO. vom 21. November 1902 bejtimmt mu, daß zur 
Übertragung des Eigentums an einem Grundftüc, für das ein Grund 
buchblatt nicht angelegt ift, die Einigung Des Peräußerers und Er: 


1) Val. hierzu den Runderlaß des Gouverneurs. von Deutjch- Oftafrifa vom 
28. September 1903, betr. Übertragung von Eigentum an Srunödftücden.  Kol®, 
VII. Nr. 114. ©. 215., KB. ©. 607. 

2) Die Vertragsnatur ijt beftritten. Dafür ift Föriter-Eectus, Preuß. Privat: 
recht, 6. Aufl. 8. Band. ©. 252 ff. und ©. 44 ff. mit Anm. 
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werbers erforderlich und ausreichend ift. Die Erklärungen müffen 
in öffentlich beglaubigter Form abgegeben werden. Es genügt Die 
Beglaubigung durch eine öffentliche Behörde des Schußgebietes. Die 
Übertragung des Eigentums fan nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeftimmung erfolgen. 

Dieje Beftimmung bringt eine einfchneidende Jenerung gegen 
da5 bisherige preußifche Necht. Aus einem bloß fehriftlichen oder 
gar nur mündlichen Kaufvertrag über ein Grundftüc entftehen keinerlei 
Rechte und Pflichten. Durch die öffentliche Beglaubigung Jind jett 
die Parteien an den Vertrag gebunden; es Fann 3. D. jeder Teil auf 
Auflaffung Klagen, wenn für das in Betracht fommende Srumdjtüd 
ein Grumdbuchblatt angelegt worden ift, 

Aus dem öffentlich beglaubigten Vertrag entjtehen rechtliche 
Wirkungen; aber der Vertrag verbürgt noch nicht die wünjhenswerte 
Sicherheit im Grumdftüdsverfeht, Der S 18 der KBO. foll auch nur 
ein Notbehelf fein, um an die Veräußerung von Grundftüden, die 
nod) fein Grundbuchblatt erhalten haben, in gewiljer Beziehung Rechte 
und Pflichten zu Enüpfen. 

Um der zwifchen dem DBeräufßerer und Erwerber in öffentlich 
beglaubigter Form abgegebenen Einigung aud) gegenüber Dritten recht: 
liche Wirkung zu verichaffen, beftimmt 5 19, daß der Eigentümer fein 
Eigentum in ein von dem zujtändigen Grundbuhamt zu führendes 
Sandregijter eintragen lafjen kann, Dasielbe Recht jteht demjenigen 
zu, der auf Grund eines gegen den Eigentümer vollftredbaren Titels 
die Anlegung eines Grmdbuchblattes verlangen fan (S 8 Abi. 1). 
Die KBD. hat num au hinfihtlich der Landregifter eine Bermutung 
für die Nichtigkeit. der Eintragungen  aufgeftellt. Der 8 21 jagt: Sit 
un Yandregifter jemand als Eigentümer eines Grundftüds eingetragen, 
jo wird vermutet, daß er der Eigentümer ift. Es hat alfo nicht 
derjenige, der fi) auf den ynhalt des Landregifters beruft, Ddejien 
Richtigkeit, fondern der Gegner Die Unrichtigfeit zu beweijen. Was 
alio S 891 BGB, für das Grundbuch beftimmt, bat aud für das 
Yandregiiter Geltung. 

Der Grundjah des öffentlichen Glaubens des Grumdbudhs, den 
5 892 BOB, für das Gremdbuh aufitellt, Hat dagegen Hinfichtlich 
des Landregifters feine Anwendung gefimden. Der S 892 beitimmt 
nämlich, daß zu Gunjten desjenigen, welcher ein Nedt an einem 
Srundjtiid oder ein Necht an einem foldhen Recht durch) Nechtsgeichäft 
erwirbt, der Anhalt des Grumdbuhs als tihtig gilt, es fei denn, 
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daß ein Widerjprudy gegen die Nichtigkeit eingetragen oder die Un- 

richtigfeit dem Erwerber betannt it. Die ABO. Schränke nun dieje 

Beltimmung jehon infofern ein, als die Grumdftüce, für welde ein 
Grundbuchblatt nicht angelegt it, mit anderen Rechten als mit 9ypo= 
thefen ud Srumpdichulden — hierbei it die Ertetlung eines Hypp- 
thefen= oder Grundichuldbriefs ausgefchloffen (S 23) — nicht belaftet 
werden fünnen ($ 22 Abi. 1.). Hinfichtlich der Hypotheten und Grund: 

| 

| 

| 


schulden tritt zwar das Landregifter a die Stelle des Grundbuds; 
aber der öffentliche Glaube Des Sandregiiters erjtredt ich auch in 
Anfehung der Hypotheten und Grmdichulden nicht darauf, daß ver 
als Eigentümer des Grundftüids in das Landregijter Eingetragene 


der wirkliche Eigentümer tft ($ 22 nf. 2) Es wird nur vermutet, 


dah; derjelbe Eigentümer ift; ein Gegenbeweis ift aljo zuläffig Man 
erachtete es nicht als awedentiprechend, den Eintragungen im Yand- 
vegifter einen jold) weitgehenden Schuß zu gewähren, wie ihn S 892 
BIP. für das Grumdbud) enthält. Diefer Schuß eriheint aud zur 
Sicherheit des Nechtspertehrs nicht geboten, zumal der Gigentümer, 
der fein Grumdjtüd belajten will, jederzeit den Antrag auf Anlegung 
des Grundbuchblattes jtellen und der Gläubiger Dies als Bedingung 

der Beleihung des Grundjtüds iegen fan, — 
Die Voririften bezüglich derjenigen Srundftüce, für Die ein 
Srumdbuchblatt nicht angelegt Üt, finden um Schußgebiet von Ktiaut- 
ihou feine Anwendung ($ 24.) N diefem Schußgebiet find Die 
Srmdbuchblätter größtenteils angelegt, und, foweit. dies nit ge 
ihhehen, wird die Anlegung bei der Erwerbung der Srunditüde 


erfolgen (©. 123). 


b. Das Land der Eingeborenen, 


IS) 
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5 
a. Der Begriff des Eingeborenen. 

Bevor die Grundjäße hinfichtlich Des Eingeborenenlandes zu 
erörtern find, bedarf es nod) der Beantwortung der Frage, welche 
Berjonen als Eingeborene anzufehen find. Durd) die im eriten Teil 
erwähnten Kaiferl. Berordimmgen ift dem Neichstanzler -bezid. 
dem Gouverneur die Beltimmung derjenigen Berjonen. übertragen 
worden, welche als Eingeborene zu betrachten find, Nach den er- 
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gangenen Verordnungen!) gelten in den einzelne Schußgebieten die 
Angehörigen der im Schußgebiet heimifchen, wie auch die anderer 
farbigen Stämme (im jüdmweltaftifanifchen Schußgebiet noch die Baftards) 
als Eingeborene, Fir Samoa beitimmt die BO. vom 1, März 1900), 
daß als Eingeborene die Samvaner und die Angehörigen anderer 
farbigen Stämme anzufehen find. Eine für jämtlihe Schubgebiete 
gültige Beftimmung erläßt die AND, vom 9. November 1900°), indem 
fie den Eingeborenen — den in den Schußgebieten einheimischen 
Perfonen — allgemein die Angehörigen fremder farbigen Stämme 
gleichjtellt, foweit nicht der Gouverneur mit Senehmigung des Neichs 
tanzlers Ausnahmen beftimmt, wie 3. ®. der Gouverneur von Deutsch 
Oftafrifa bezüglich der Goanefen und Parjen‘). Dabei wird vielfach) 
im Einzelfall — wie 3. 8, bei Miihlingen?) — entjchieden werden 
müjjen, ob eine Berfon zu den Eingeborenen zu rechnen ift oder 
nicht, Ausdrüdlid” ausgenommen von den Angehörigen fremder 
farbigen Stämme find die Kapaner?), 
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P. Die befonderen Vorfohriften für das Eingeborenenland 
in den einzelnen Schußgebieten. 

Hinfichtlich der den Eingeborenen und diefen gleichgeftellten Ber- 
jonen gehörigen Grumdftüce hat 8 6 der AND. vom 21. November 1902 
den NReichsfanzler ımd mit feiner Genehmigung den Gommwerneur er 
mädhtigt, den Erwerb des Eigentums oder dinglicher Rechte an jolchen 
Grumdftüden, jomwie ihre Benußung dur) Dritte, foweit es im öffent- 


1) Kol®. I. Nr. 203, 
IT. Str. 55. ©. 63, 

>) Kol®. V. Nr. 29, ©. 34, S 3., ROI, 1900, ©. 312. 
) Kol®. V. Nr. 147. ©. 158. $2,, KB. 1900, ©. 859. 


*) BO. vom 3, Dftober 1904., Kol®. VII. Nr. 148. ©. 284., KB. ©. 749, 


.532., I. Nr. 178. ©. 448. Ziff. 2,, I, Ne. 242, ©. 693 
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5) Kol®. V. Nr. 95. S. 104 fester Abfas., KB. 1900. ©. 704/705. 

°) Auf diejenigen Eingeborenen, die gemäß 8 9 Schutgeb®. naturalifiert 
werden und dadurch die deutfche Reihsangehörigkeit erlangen, finden allein die für 
Deutfche allgemein gültigen Beltimmungen Anwendung. Da die Naturalifation 
jomit für die Eingeborenen von großer Bedeutung ift, wird verlangt werden müljen, 
dak Die zu naturalijierenden Perfonen eine höhere Kultur bereits erreicht Haben. 
Die Negierungsvertreter in der Reihstagstommiffion haben ji) dahin geäußert, 
daß die Unnahme des Ehriftentums dutch) die Eingeborenen als Bedingung zu ftellen 
it (Komm. Bericht über die Novelle vom Kahre 1888, ©, 13). 


a 


lichen Interejfe geboten erjcheint, an beiondere Bedingungen oder an 
eine obrigfeitlihe Genehmigung zu fnüpfen oder überhaupt zu pers 
bieten. Das gleiche gilt von dem Erwerb und der Belastung diejer 
Srundjtücde im Wege der Amangspollftredung. Die in diefer Hinficht 
bereits ergangenen Borjehriften hleiben bis zu ihrer Aufhebung 
in Straft. 

Sp hat bereits der Kaiferl. Schußbrief fie die Nteu-Guinea- 
KRompagnie vom 17. Mai 1885) — der Kaiferl. Schußbrief vom 
13. Dezember 1886 bejtummt dasjelbe für Die Salemonsinjeln?) — 
der Neu-Guinea-Nompagnie Das ausschließliche Recht verliehen, in dem 
Schußgebiet Verträge mit den Eingeborenen über Yand um Grund 
berehtigungen abzujchließen. Die Eintragung folder Grumdjtüde 
in das Grundbuch erfolgt auf Grund einer über Den Erwerb er- 
teilten Belheinigung, Die der hierzu ermächtigte Beamte auszus 
itellen hat.) 

Die bei dem Erwerb von Grumdjtücden zu beachtenden Vorfehriften 
hat die Direktion in ihrer Anweifung vom 10. Auguft 1887) mit 
Genehmigung des Reichsfanzlers exlajjen. 

Die Übertragung des Grunpdftüds it durch einen fehriftlichen 
Vertrag zu beurfumden, Der nad porausgegangenen Srmittlungen 
über die zur Veräußerung berechtigten Perfonen, über die bei den 
Eingeborenen zum Abihluß von Verträgen übligen Formen, über 
den Gegenjtand des Erwerbs, die Höhe des vereinbarten Breiles 


1) Kol®. I. Nr. 165. ©. 434. 

2) Kol®. I. Nr. 166. ©. 436. 

3) Someitjedod) der Erwerb von Grundftüden Eingeborener vor dem 21. Dlai 
1885 — bezüglich der Salomonsinfeln vor dem 28, Dftober 1886 — erfolgte, wurden 
die von anderen Perfonen geltend gemachten Rechte berücjichtigt, JalS vor diefem 
Beitpumft zwijchen dem Eigentiimer und Erwerber Schriftlich oder mündlid) ein Vertrag 
mit der Abficht der Übertragung und H68 Erwerbs des Eigentums gejhlofien, Dev 
Belig iibertragen und nicht wieder verloren war. Der Erwerber mußte ferner den 
Antrag auf Eintragung jeines Eigentums in das Grundbud) bei Berluft der Wirt- 
famteit des Anjpruchs fpäteftens bis 1. März 1888 Stellen. — War dagegen das Grund: 
ftüd vor dem 1. Oftober 1887 in das „Grundbud) oder Regifter für Landermwer- 
bungen“ eingetragen worden, jo fanden zwar dieje Borfchriften Feine Anwendung, 
aber auf Antrag des Stationsvorftehers fonnten folche Erwerber bei Vermeiden 
der Verwirfung ihrer Eigentumsanjprüde zur Stellung des Antrags verpflichtet 
werden, Xogl. KWO. vom 20. Juli 1887. RG. 379., Rol®. I. Nr. 183. ©. 469. 
Wegen des weiteren Verfahrens vgl. S 11. — Bol. au, $ 12. 

4) Kol®. I. Nr. 184, ©. 472 
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und Die zur Empfangnahme des Kaufpreifes befugten PBerfonen in 
deutjcher Sprache in zwei gleichlautenden Eremplaren niederzufchreiben 
it. Werm das Gemdftüc im Eigentinn mehrerer Eingeborenen steht, 
oder wenn zur Veräußerung die Huftimmung von Familienange 
hörigen erforderlich) it, fo ift die Verhandlung mit allen Beteiligten 
zu führen oder die Einwilligung innerhalb einer fejtzufegenden Frift 
durd) den BVeräußerer einzuholen. 

Der Vertrag hat die nad) deutfchen Recht für einen Kauf oder 
Taujfchvertrag weientlichen Erforderniffe zu enthalten. Er mu 
weiter darüber Aufklärung geben, dak die beteiligten Eingebörenen 
— umter Huziehung eines Zeugen umd erforderlichenfalls eines Dohnet: 
Ihers — über die Wirkung des abgeichloffenen Vertrags aufgeklärt 
worden jind, md er muß von den Beteiligten unterfchrieben fein. 
Die Übergabe des Grundftücks hat alsbald nad) Abihluf des Vertrags 
unter gleichzeitiger Zahlung des vereinbarten Preifes zu erfolgen; 


dies ift im Vertrag aufzunehmen. Bei ausnahmsmeile ipäterhin er- 
folgter libergabe des Grunditüds oder yahlımg des Kaufpreifes ift 
ein jchriftlicher Vertrag mit denfelben Sörnlichkeiten abzufchließen. 

Durch) S 2 der ABO. vom 27. März 1899, betr. die Übernahme 
der Landeshoheit über das Schußgebiet von Deutih-Neu-Guinea durch) 
das Reich!) und S La der Derfügung zu der ARVO.) find die bisher 
der Neu-Guinea-fiompagnie zuftehenden DBefugniffe, joweit fie nicht 
der legteren vorbehalten wurden, auf den Landesfisfus des Schuß- 
gebietes übergegangen, was mımmehr 5 3 der Ausführungsbeftimm- 
ungen des Gouverneurs vom 22, Juli 1904) ausdrüdlich befagt. 
Das Recht, mit den Eingeborenen Berträge über Grundeigentum 
oder dingliche Rechte abzufhließen, fteht allein dem Landesfisfus zu. 
Die weiteren Beftimmungen tiber den jnhalt der Verträge mit den 
Eingeborenen werden entweder allgemein oder von Fall zu Fall ges 
troffen. Die Anweifung vom 10. Auguft 1887 iit aufgehoben worden: 
Doc gibt fie auch für die Zukunft beachtenswerte Winte über das 
Verfahren beim Abjchluß von Verträgen mit Eingeborenen. 

Für Die Marihall-Infeln verbietet SLDrBD, vom 8. Xanuar 
1887, betr, den Erwerb von Grumdeigentum?) von den Eingeborenen 

) Kol®. IV. Nr. 41.6. 50., KBL. 1899. ©. 997, 

2) K0l®. IV. Nr. 98. & 91:, ABI. ©. 228. 

9 Kol®. VII. Nr. 110. ©. 157., ABl. ©. 631. 

4) Kol®. I. Nr 244. ©. 624. 
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innerhalb des Schußgebietes Grumdeigentum — fei e8 durd) Kauf, 
Taufe, Schenkung oder ein jonftiges Nedtsgelhäft — zu ermerben.!) 
Die BO, vom 28. Juni 1888, beit. Verträge mit Eingeborenen über 
unbewegliche Sachen?) erllärt in Grmeiterung diefer BD. die mit Ein 
aeborenen abgefchloffenen Verträge, welche den Erwerb von Eigentum 
oder dinglihen Nedten an Srundftüden oder die Benußung der 
[eßteren zum Gegenjtand haben, für nichtig unter gleichzeitiger An 
drohung von Haft oder Selditrafe bis zu 5000 Mark im Falle der 
Zumiderhandlung. 

Mas das Schußgebiet von Togd anlangt, jo bedürfen Yander 
werbungen, jofern die erworbene Fläche zehn Hektar überfteigt und biS- 
her im Beige von Eingeborenen mar, der Genehmigung des Kaijerl. 
Kommilfars (Gouverneurs) (S 1 Her VO. vom 15. Januar 1888, beit. 
Zanderwerbungen innerhalb des Togogebietes.)) Das Sejuch tft 
unter genauer Bezeihnung des Grumdftüdes und des Eigentümers 
und Grwerbers beim Kommijjariat (Gouvernement) einzureichen oder 
vorzubringen., Hinfihtlid) der über jolche Erwerbungen abgejchlofjenen 
PBerträge gelten noch Die Beftimmungen der BD. vom 1. Januar 1888, 
wonad die Verträge über Grunderwerb entweder vor dem Kaiferl. 
Kommifjar zu verlautbaren oder in mfmdlicer Yorm einzureichen 
find.) Bei Zumiderhandlungen gegen diefe Vorfchriften jind Geld- 
itrafen von 100 Mart bis 2000 Mark angedroht. 

Unter Aufhebung. diefer VD. Üt minmehr allgemein bejtimmt, 
dal Grumdftüde Eingeborener ohne Genehmigung des Gouverneurs 


1) Schon der Kommandant des Krcuzers „Nautilus“ hatte gelegentlich der 
Hiffung der deutfchen Flagge im Oftober 1885 den Grundftüdserwerb verboten. 
Doc) wurden die Anfprüce derjenigen Eigentümer, die vor dem Erlap der VO. 
vom 8. Sanuar 1887 die Srundftüide erworben hatten, berücfichtigt, falls fie den 


Nachweis ihres Eigentums bis 1. Juli 1887 — bei bejonberer Senehmigung aud) 
no) fpäterhin — dur) Vorlage des Kaufbriefes oder durd) fonftige Beweismittel 


zu. führen vermochten. Die Eintragung der Grundftücte erfolgte von Amtsmwegen 
duch Die Grumdbucbehörde. Someit die Bleafant-Infel in Betracht kommt, mußte 
der Antrag auf Eintragung der vor dem 16. April 1888 — dem Tage der Erklärung 
der deutfchen Shusherrfhaft über diefe Infel — erworbenen Rechte jpäteftens bis 
zum 1. März 1890 geftellt werben. 

2) Kol®. I. Nr. 245 ©. 620. 

3) Kol®. I. Nr. 94. 5 279. 

+) Die ABO; vom 2. Juli 1888 (Rol®. I. Nr. 34. ©. 181.) bejtimmt zwar in 
$ 17, daß der Eigentumgerwerb in Togo nad) den Rorfhriften des preußijchen Rechts 
fich xegelt, jchließt aber die Anwendung diefer Beftimmung auf die Grumbdftüde 
Eingeborener aus ($ 20.) 
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nicht Gegenstand von Nechtsgejhäften mit Fremden oder zu deren 
Bunften fein önment), Hierbei jind unter Fremden alle nicht zu 
der LYandichaft, in der das den Begenjtand des Rechtsgeihäfts bildende 
Grundftücd liegt, gehörigen Berfonen zu veritehen. 

Verträge, durch welche in Kamerun das Eigentum an Grund 
jtüden Eingeborener übertragen werden foll, find feit 1. April 1888 
duch den Gouverneur zu genehmigen; andernfalls find die Verträge 
nicht vechtsmirffam. lm jede Landipefulation zu verhindern, feßt 
die BO. vom 27. März 1888, betr. den Erwerb und Berluft, Torvie 
die Beichränfungen des Srundeigentums?), welche in 8 1 dies beitimmt, 
weiter eine Frift feit, innerhalb welcher die Grundfjtüce in Benugung 
zu nehmen find, d.h. es werden Anlagen von Gebäuden, Gärten, 
seldern oder Pflanzungen verlangt; die bloße Ausübung der Jagd 
oder das Einfammeln wildwachjender pflanzlicher Erzeugniffe wird 
nicht als Benugung im Sinne der WO. angejehen. Die Frift dauert 
jeweils vier Jahre, und fie beginnt für die vor dem 1. April 1888 
erworbenen Grmdjtüde mit diefem Tage, für die feit diefem Tage 
erworbenen Grundfticde mit dem Tage des den Erwerb begründenden 
VBertragsabichlufies. 

Die AVD, über die Schaffung, BVeligergreifung und Veräußerung 
von Kronland und über den Erwerb und die Beräußerung von 
Srundjtücden im Schußgebiet von Kamerun vom 15. uni 1896?) 
ihränft die Genehmigungspflicht in gewiljer Hinficht ein, Während 
die BD, vom 27. März 1888 fir jämtliche Grundjtüde, die bisher 
im Eigentum oder Vejig von Eingeborenen fi befanden und von 
Eingeborenen oder Nichteingeborenen nad) dem 1. April 1888 erworben 
wurden, Genehmigung des Gonwerneus vorjchreibt, unterfcheidet 
S11 der ABO, vom 15, yuni 1896 zwijchen tädtifchen und länd- 
lichen Grumdftücden und erklärt Derträge, inhaltlich deren es ih um 
Die Überlaffung ftädtifcher Grumdjtüde von größerer Ssläche als ein 
Hektar, fowie ländlicher Grundjtücde feitens Eingeborener an Nicht: 
eingeborene zu Eigentum oder in Pacht von mehr als fünfzehn: 
jähriger Dauer handelt, für tehtsumirffam, wenn der Gouverneur 
jeine Genehmigung hierzu verjagt. Wenn fomit beide Teile Ein- 


1) BO. des Gouverneurs von Togo, betr. Erwerb von Rechten an Grund: 
ftüden Cingeborener. Bom 5. September 1904. Kol®. VIIT. N 182, ©. 217., 
KBL. ©. 631. 

) Kol®. I. Nr. 66. ©, 249. 

I) Kol. II, Nr. 203. & 232., KBI. 1896, ©. 435 — 497, 


97. März 1888, wonach unter allen Umitänden die Genehmigung vor 
geichrieben ift. Sind dagegen die Erwerber Nichteingeborene, fo Üt 
eine Genehmigung nicht erforderlid) bei Überlaffung jtädtifcher Grumd 
jtüidde unter einer Yläche von einem Hektar und bei Übergabe ländlicher 
Semdftüde ir Pacht, deren Dauer nicht über 15 Jahren beträgt.‘) 

Ir allgemeiner Weife verlangt eine BO. vom 24. Dezember 1894, 
betr. Grunderwerb in flamerum?), Daß Verträge, die von Nichteinge- 
borenen mit Eingeborenen über Srunderwerb geichloffen werden, 
bei Wermeidung „der Nichtigkeit von einem hierzu ermächtigten 
Beamten verlautbart werden müjjen. Für die DVerlautbarung eines 
Bertrags werden zehn vom Humdert des Ermwerbspreijes als Gebühr 
erhoben; zahlungspflichtig ift der Erwerber, der dem Gpupernement 
auch die erwachjenen Auslagen zu erjegen hat. Hierdurd) wird Die 
Genehmigungspflicht der Verträge, jomweit fie in vorstehenden verlangt 
wird, nicht berührt. Die Borfhrift der VD. vom 24. Dezember 1894 
erwies fich als notwendig, um bei Vertragsabfehlüffen zwiihen Ein- 
geborenen. und tichteingeborenen Die libeworteilimg der erjteren zı 
verhindern, Dann aber aud, um volle Klarheit über das Recht der 
Eingeborenen zum Verkauf der Grumdjtüde zu erhalten, 

Hinsichtlich der vorerwähnten Srunditüce, die zur Veräußerung 
der Genehmigung bedürfen, hat der Reichsfanzler in feiner Ver- 
fügung vom 17, Oftober 1896, betr. die Ausführung der ABD, vom 
15. Juni 1896?) das beim Erwerb zu beachtende Verfahren feitge- 
stellt. Unter eingehender Bezeihnung des Grundjtüds und unter 
Angabe der verabredeten Bedingungen hat der Erwerber dem Gou 
verneur beim Kauf Anzeige zu erjtatten, Seitens der Behörde it 
die Berechtigung des Verkäufers oder Rerpächters zur Berfügung 
über das Grumdftüc zu prüfen und beim Vorhandenfein weiterer 
Berechtigten die Zuziehung derjelben zu dem Rechtsgeihäft zu ver: 


geborene jind, verbleibt e8 bei der Beltimmumg der PO, vom 


2) In einer Bf. des Gouverneurs vom 8. April 1902, betr. die Bildung einer 
Sandkommiifion in Stamerum (Kol®. VI. Nr. 318. ©. 465. KB 1902. Nr. 19, ©. 459.) 
find zum Smede Dex entgültigen Regelung der Grundbefisverhältnifie der Einges 
borenen innerhalb Der PBflanzungsgebiete am Kamerungebirge Beltimmungen über 
die Zufammenfegung. ber Sandfommiffionen und über das dabei zu beachtende Ber- 
fahren aufgeitellt. Abgeändert durd) die Vf. vom 4, Dftober 1903 (Kol®. VII. 
Nr. 117. ©. 219. KB. 1904. ©. 151.). Hiernad) hat fich die Tätigleit der Lands 
fonmiffion auf den Berwaltungsbezirt Viktoria zu beichränten. 

2) Kol®. II. Nr. 122. ©. 133., HBL. 1895. 101. 

3, Kol®. II. Nr. 233. ©. 291, KBL. 1896. ©, 667. 
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anlajjen. Es liegt ihr ferner ob, bei vorliegenden öffentlichen Sn- 
tevefje die erforderlichen Beihränkungen oder Verpflichtungen feftzu- 
jegen und etwaige fonftige Bedingungen, vor allem bezüglid) der 


Nugbarmahung des Grunditüds, aufzuftellen. Auch find die Ver: 
ünßerer oder Verpächter über die Folgen des abgejchlojfenen Ber 


twags zu verjtändigen und vor Übervorteilungen durch die Erwerber 


zu jhüßen, Erfolgt die Veräußerung durch Häuptlinge oder Ge- 
meinichaften, jo ift das für den ferneren Unterhalt der Gemeinihaft 
nötige Land zurüdzuhbalten. Die erforderliche Genehmigung erteilt 
der Gouverneur!) ' 

Nad der VO. vom 1. Oftober 1888, betr. den Erwerb von 
Grundeigentum?) ift der Abihluß von Kaufverträgen mit den Ein- 
geborenen über Grundftüce innerhalb der deutfchen Snterefleniphäre 
im jüdmweftafrifaniichen Schußgebiet verboten. Jedoch ift der 
Kaijerl. Konmiffar (Gouwernent) berechtigt, Grundftücsperäußerungen 
in jedem einzelnen Falle nad) Prüfung des Vertrags und unter Auf 
jtellung von Bedingungen zu genehmigen, jomweit eine Übervorteilung 
der Eingeborenen ausgefchloffen ift und das allgemeine Sfnterefe 
hierdurch nicht gefährdet wird. Eine Nahtragsverordnung vom 
1. Mai 18923) bezieht dies auch auf Verträge, durch welche Grund: 
ftüide von den Eingeborenen verpachtet werden. 

Die beiden Verordnungen find durch S2 der am 23. Mai 1903 
erlafjeneı Ausführungsbeftimmungen des Gouverneurs zur BD, 
vom 21. November 1902 aufgehoben worden). Nunmehr it all- 
gemein bejtimmt, daß zum Abjhluß von Berträgen, Die den Erwerb 
des Eigentums oder dinglicher Rechte an Grundftüden Eingeborener 
oder die Benugung folder Grunditüce dur) Nichteingeborene be- 
treffen, die Genehmigung des Gouverneurs, die an Bedingungen ge: 
nüpft werden fanı, erforderlich, üt. 

Hinfichtlich des Schußgebietes von Deutfh-Dftafrika bejtimmt 
32 der BD, vom 1. September 1891, betr. Eigentumserwerb an 


I) Die Kronlandsverordnung enthält teihveife ähnliche Beltimmungen wie 
die BO. vom 97. März 1888 und vom 24, Dezember 1894. Es Tieße ih daher 
bie Annahme rechtfertigen, daß Ießtere Verordnungen duch die ARD. aufgehoben 
jein follen. Dies tft aber aus dem Inhalt der VO, nicht zu entnehmen. 

2) Kol®. I. Nr. 102. ©. 9299, 

’) Kol®. I. Nr. 103. ©. 299, 

') Kol®. VII. Nr. 55, ©. 114., KB. ©. 357. 
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Srundftüden?), daß Verträge über Grunderwerb innerhalb des dur 
das Deutih-Engliihe Abkommen begrenzten Gebietes der Geneh- 
migung des Gouperneurs bedürfen. Dieje Beftimmung hat eine Ab» 
änderung erfahren durch) Die BO. vom 27. Februar 1894?) infofern, 
als der Genehmigung nur diejenigen Verträge unterliegen, Durd) 
welche Grumdjtüde in das Eigentum oder auf eine mehr als fünf- 
zehnjährige Dauer in den Befit eines anderen übergeheit. Die BD. 
bezieht fi) Demnad) auf alle Verträge, jei es mn, daß es jih m 
Srumditüce der Eingeborenen oder ichteingeborenen handelt. 

Durch S 11 der ADD. vom 26. November 1895, betr. Kronland 
in Oftafrifa) ift Die Vorichrift noch weiter abgeändert worden. Dar- 
nach it bei Grumdftücsverträgen, wenn der Neräußerer ein Einges 
borener, der Erwerber aber ei Nichteingeborener üft, Genehmigung 
hinfichtlic dev zu veräußernden ländlichen Grumdftüde in jedem 
Falle, hinfichtlich Der itädtiihen Grumdftüde mur dann erforderlich, 
wenn die Släche mehr als ein Hektar beträgt. ES bedarf weiter für 
beide Arten der Genehmigung, wem €> fi um PBachtverträge von 
mehr als fünfzehnjähriger Dauer handelt!). Der $ 2 der PD. vom 
1. September 1891 — abgeändert Durd) die BO. vom 27. Februar 
1894 — fommt daher nur od) bei Verträgen, die Eingeborene 
untereinander abjhließen, zur Anwendung. 

Die Vorichriften, welche bei Dem Erwerb ımd der Veräußerung 
von Grumditiiden zu beachten find, hat der Reichsfanzler in der Ver- 
fügung vom 27. November 1895, betr. die Ausführung der ABD. 
vom 26. November 1895°) erlaffen. Sie entjpredden denjenigen Be: 
itimmungen, die für tamerım aufgeftellt und im vorstehenden be= 
veits erwähnt find. 

An dem Nunderlaß Des Souverneurs vom 22. Januar 1900, 
betr. Grunderwerb in Deutich-Dftafrita”), werden endlich für Die Ver- 
träge zwifchen Farbigen die Bezirksamtmänner (Stationschefs) zur 


1) KolG. I. Nr. 137. ©. 379. 
2) Kol®. II. It. 73. ©. 79., Kol. VI. Nr. 17. ©. 40, 
3 KolG. IT. Nr. 181. ©. 200,, RB. 1895. Beilage zu Nr. 28. 
4) Die Genehmigung ift vor der gerichtlichen Beurkundung einzuholen. Vgl. 
Runderlaß vom 10. September 1898. Kol®. VL Nr. 9. 163. und $ 11 der 
Bf. des Neihsfanzlers vom 97. November 1895. Kol®. I. 208: wer erwerben 
oder pachten will, 
5) Kol®. II. ©. 202. $ 11 f- 
6) Kol®. V. Nr. 19. ©. 19. 


© 
. 
[5 
7 


[e\ 


| 
| 
| 
| 
| 


— 66 — 


Erteilung der vorgefchriebenen Genehmigung ermächtigt, vorausgejeßt, 
dab der Wert des Srumdjtüds höchftens 300 Rupien beträgt. Diefe 
Summe wurde duch den Runderlaß vom 8. Auguft 1904*) erhöht 
auf 1000 Rupien. Jm Falle eines beftehenden öffentlichen Sntereffes 
muß der Erwerber jederzeit zur Nücdgabe des erforderlichen Landes 
zum Gelbjtkoftenpreis bereit fein; bisher gemachte Aufwendungen 
werden jedod) vergütet. 

Was die Form der Verträge anlangt, jo beftinmt die BO. vom 
23. September 1893, betr. die Errichtung von Rechtsgefchäften Far- 
biger in Deutih-Dftafrifa®), daß Verträge über unbeweglide Sadjen 
zioichen Farbigen duch den Bezirksamtmann bezw, Stationschef, 
in. Ddejfen Bezirk die Sadıe belegen ijt, beurfundet werden miülfen. 
Bezüglich der Beurkundung enthält 5 4 bejondere Vorfhriften. Die 
Verträge find nicht Eagbar, wenn die behördliche Beurtundung fehlt, 
es jei denn, daß die Erfüllung aud nur von einer Seite ihon be- 
gommen bat, Zn diefem Falle find die Ausfteller duch Erhöhung 
der Beurftundungsgebühr zu bejtrafen. 

Für das Anfelgebiet der Ktarolinen, Balau und Marianen 
ift dur die WO, des Reichsfanzlers vom 20. Januar 1900, betr. den 
Erwerb von Grundeigentum Eingeborener?) verboten, von den Ein: 
geborenen Grumdftücde zu erwerben. Die Bejtimmung betrifft nicht 
allein Käufe, fondern au Zaujchgeichäfte, Schenkungen oder jonjtige 
Rechtsgejchäfte, die ähnliche Zwede verfolgen. Unter Aufhebung 
diefer VD, erklärt dann der Neihsfanzler in feiner Verfügung vom 
2. Sult 1901, betr, den Erwerb von Ktedten an herrenlofem md 
Eingeborenland*) den Landestistus ausichließlih zum Abihluß von 
Verträgen mit den Eingeborenen für berechtigt, die den Erwerb von 
Eigentum oder von dinglihen Nechten an Grundjtücen oder die 
Benugung der leteren betreffen, 

Auch fir Samoa ind die Hinsichtlich des Eingeborenenlandes 
früher beftehenden Borfriften durch) S 1 der WO. vom 1. März 1900°) 
als rehtsgültig anerfannt — und duch $ 5 der ABO. vom 21. No- 
vember 1902 ausdrüdlic aufrecht erhalten — worden. Die BD, 
bejtimmt nämlich, daß die duch) die General-Akte der Samva-fon- 

\) Kol®. VIII Str. 122. ©, 208. 

®) Rol®. II. Nr. 40. &, 40. KBL. 1898, ©, 486, 

®) Kol® V. Nr. 18, &, 19, KB L, 1900. ©. 94. 

*) Kol®. VI. Nr. 289. 6, 358. 

) Kol®. V. Nr. 29. ©. 88, MBL. 1900. &. 31. 


14. Juni 1889 für Samoa eingeführten Be- 
Berfügung Eingeborener über ihre Län- 
dereien beitehen bleiben. Nur das früher dem Dberrichter und der 
Dberverwaltungsbehörde zuftehende Genehmigungsredt it — vie 
ichon erwähnt — auf den Gomverneur übergegangen. Abichnitt 1 des 
Art. IV der Samoa-Atte‘) verbietet aber jede Veräußerung Don Län 
e Bürger oder Untertanen emes 


ferenz in Berlin vom 
ichränkungen hinfichtlicd) der 


dereien auf den Samwa-sjnjeln an Di 
fremden Yandes. Pur in zwei Fällen werden Ausnahmen zugelafjen. 
Die Eigentümer ftädtifer Srumditüce und Ländereien innerhalb der 
Grenzen Des Phunizipaldiftriktes (Art. V der Samva-Afte) jind zur 
Beräußerung oder VBerpadtung derfelben mit jehriftlicher Genehmigung 
de8 Gouverneurs gegen eine angemefjene Entihädigung befugt 
Dagegen dürfen ländliche Grumdftüde — eine allzugtoße Vermin- 
derung derfelben joll hierdurch ausgefchlojjen werden — auf den 
Infeln nicht verkauft werden. Es ift mw Berpadptung diejer Grunds 
Stiche auf höchitens 40 Jahre gejtattet; Der schriftlich abgefaßte Bat: 


vertrag muß außerdem durch Den Gouverneur die Genehmigung 


erhalten, — ; 
Die mit der Zeit exlafjenen Beitinmungen nehmen jomit ge 
Rücficht auf Die Eingeborenen, ebenjo aber aud) auf Die 


nügend 
ıd fichern den Schuß- 


Deutfhen und die fonftigen Niichteingeborenen un 
gebieten eine gejunde wirtjchaftliche Entwilung. 


22. 
für das Eingeb orenenland. 


un 


y. Allgemeine Beitimmungen 

ie aus den für die einzelnen Schubgebiete beftehenden, 10) 
heute gültigen Borichriften Zu eriehen ift, ift der Erwerb des Ei- 
geborenenlandes entweder überhaupt verboten pvder an bejondere 
Bedingungen oder an die Genehmigung des Sonverneurs (bez. 
Bezirfsamtmanns, Stationschefs) geknüpft. Diele Beltimmungen 
haben Gültigkeit, jei es mn, daß es ih um Grundftüde handelt, 
die im Grmdbucd eingetragen find, oder um jolde, die ein Grund- 
| buchblatt no nicht erhalten haben. Anmwieweit Die Eingeborenen 
zur Eintragung ihrer Srumdftücke berechtigt jind oder verpflichtet werden 
fünnen, hat der Neihstangzler und mit jeiner Genehmigung Der Gous> 


verneur zu bejtimmen. 


1) Kol®, I. Nr. 250. ©. 656. 


| 


sm übrigen bedarf e8 Hinfichtlich der Korm des Bertrags 
der Unterfcheidung, ob für ein Eingeborenengrumdftücf bereits ein 
Grundbuchblatt angelegt oder das Grundftüd in ein Zandregifter ein 
getragen ilt, oder ob weder das eine noch das andere der Fall ift. 

Die Borferiften der KBO. vom 21. November 1902 finden nur 
auf Diejenigen Gumdjtüde, fiir die Srundbuchblätter angelegt 
find, Anwendung. Es ift al die Einigung des Beräußerers 
und des Ermerbers und die Eintragung in das Grumdbud erfor- 
derli. Daneben bedarf es außerdem der erforderlihen Geneh- 
migung des Gouverneurs (bezw. Bezirfsamtmanns), fomeit diejelbe 
vorgejchrieben tft. 

yür Grundftüde der Eingeborenen, für die ein Grumdbuchblatt 


nicht angelegt ift, ift die Anwendung der ABO. vom 21. November 


1902 ausdrücklich ausgefchlofien (86 Ziff. 2). Allerdings gelten auch 
fire diefe die in den einzemen Schußgebieten bereits erlaffenen 
befonderen Borfchriften für das Eingeborenenland. "Aber wenn au 
hierdurch Teichtfertigen Verkaufsabfhlüffen feitens der Eingeborenen 
vorgebeugt ift, jo äußert eben dieier obligatorifche Vertrag doc nicht 
die rechtlichen Wirkungen wie der Dingliche Vertrag. Die KBO, hat 
daher, wenn fie auch die Einigung des Veräußerers umd Ermwerbers 
ausjchließt ($ 18), die Eintragung der Eingeborenengrumdftüde in 
das Landregifter geftattet, wodurch Die gleiche rechtliche Wirk: 
famfeit hervorgerufen wird, wie fie bereits binfichtlih der in das 
Yandregifter eingetragenen Grundftüce der Nichteingeborenen erwähnt 
NP). Der erforderliche Nachweis des Erwerbs ($ 20) bei dem Antrag 
auf Eintragung des Eigentums ift von Bedeutung für diejenigen 
Eingeborenengrundftüde, die Ihon lange im Befite der Eingeborenen 
ftehen, und bei denen die Beahtung der jet vorgejchriebenen 
Sörmlichkeiten noch nicht nötig war. 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß zu Gunften Eingeborener 
oder anderer Farbiger andere vormen der dinglichen Belaftung für 
die bezeichneten Grumdftüde als die deg 3, Buches des BGB. und 
des rt. 40 des preubiihen AGZBGB, zuläfjig find, und daf ge= 
wille Nugungstechte, auf welde die auf Grundftüce Eingeborener 


) Nach Anficht der Rolonialabteilung jtehen die Zandregifter den Eingeborenen 
nur fir folche Grundjtüce offen, Die fie von Nihteingeborenen erwerben, Die 
Eingeborenen felbft follen nie die Unlegung eines Landregifters beantragen bürfen, 
da dies zu meit führe. — Diefe Auffaffung ift aber aus den 88 6 Biff. 2,19 der 
KBO. vom 21. November 1902 nicht erfichtlich. 
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fich beziehenden BVorjehriften Anwendung finden, Grundbuchblätter 
erhalten können, jelbjt wenn fie unvererblic) und unübertragbar find. 
Die nötigen Beitimmungen famı der Neichsfangzler und mit feiner 
Genehmigung der Gouverneur exlafjen. 


e. Das herrenlofe Land. 


8 28. 


a, Die bejonderen NVorihriften für Das herrenlofe Land 
(und Kronland) in den einzelnen Schußgebieten. 


Der Reichsfanzler — und mit feiner Genehmigung der Gouver- 
neur — hat gemäß S 5 Der KUBD. vom 21. November 1902 die Vor- 


ausfegungen für den Erwerb von Rechten an herrenlojem Land md 
an Aronland zu bejtimmen. Jebod) bleiben die hierauf bezügliden, 
in den einzelnen Schußgebieten bejtehenden Vorjchriften in Kraft, bis 
fie nad Mäßgabe neuer Beitimmungen aufgehoben werden, Mit der 
Zeit find aber für faft jümntliche Schußgebiete Vorjehriften iiber das 
herrenloje Yand ergangen; diefelben find im folgenden zu berüdjichtigen. 
Der Neu-Guinea-fKompagnie it Durd) die Kaiferl. Schuß: 
briefe vom 17. Mai 1885 und vom 13. Dezember 1886’) das aus- 
ichliegliche Necht verlichen worden, in dem Schußgebiet herrenlojes 
Rand in Befi zu nehmen und darüber zu verfügen?). Die Grund- 
fäße, nad) welden hierbei zu verfahren ift, find nad) S 5 der BO. 
vom 20. Juli 1887 von der Nen-&uinea-ffompagnie mit Genehmigung 
des NReichskanzlers feitzuftellen. Die Anweifung der Direktion vom 
| 10. Auguft 1887, betr. Das Berfahren bei dem Grunderwerb der 
Peu-Guinea-Kompagnie?) enthält Die erforderlihen Vorjehriften. 
| Es ift jeweils zu unterfuchen, ob das Land, das in Belig ge 
nommen werden foll, jehon im Eigentum Eingeborener iteht opder 
von Ddiefen in Anfjprud genommen wird. Dabei it nicht allein darauf 


fih zu befchränfen, daß Durd) äußerliche Zeichen Die bereits erfolgte 


1) Kol®, I. Nr. 165. ©. 434,, Nr, 166. ©. 486. 
2) Hierdur find aber die Mechte anderer Perjonen an herrenlofem ano, 


foweit ihre Begründung in die Zeit vor dem 21, Mai 1885 — bezw. 28. Oktober 
1886 — fällt, nicht berührt worden, e8 fei denn, daß Das Srundtüd nod nicht 


in Befit genommen, der Belik wieder aufgegeben ober Das Grundftüd fonjt ver- 
| {oren worden ift. Pgl. dazu im meiteren &. 59 Anm. 3. 
3) Kol®. I. Nr. 184. ©, 472, 


I nr 


Befigergreifung erfennbar ift, vielmehr find durd) Befragung der in 
der Nähe angefiedelten Eingeborenen nod) diejenigen Perfonen, Die 
jolde Anfprüche geltend machen, zu ermitteln umd Die angeblichen 
Anfprühe aufzunehmen. Sn diefem Falle find die Grundftüde von 
der Befignahme eimftweilen auszujhliegen. Berhandlungen wegen 
Überlafjung der Grunpdjtitde jind exit dann zu führen, wenn die Ge 
nehmigung hierzu eingeholt worden tjt!). 

Finden fi) Dagegen feine Anzeichen, daß das Land bereits Ein 
geborenen gehört, und it aud) von den in Der Nähe Wohnenden 
Aufhluß nicht zu erlangen, ob Nechte an den Grumdftüden geltend 
gemacht werden, jo tt Dasjelbe in Befig zu nehmen Die Belit- 
ergreifung erfolgt durd Anbringung von Grenzpfählen oder fonftigen 
Einhegungen. Die Yage des Grundftüds und die anderen zur Erfenn- 
barfeit desjelben befeftigten Zeichen find mit möglichit genauer Angabe 
unter Beifügung einer Kartenffizze aufzunehmen, und die Aufnahme 
it von dem beauftragten Beamten duch Unterfchrift zu vollziehen.?) 

Es dürfte allerdings fraglich exrfcheinen, ob diefe Beitimmungen 
ausreihen. Die Kenntnis der Nechtsanfchauungen der Eingeborenen 
it nod eine jehr mangelhafte, und doc wird es vielfach) auf die 
Erforfhung diefer Anfhauungen ankommen, wenn es fih) darım 
handelt, fejtzujtellen, ob ein Grundftiid herrenlos ift oder nicht. Die 


1) Das Verfahren richtet fi dann nad) den ©. 59 und 60 erwähnten Vors 
Iohriften. 

2) Die Grundfäge, unter welchen Land zum Kauf oder zur Pacht an Anfiedler 
abgegeben werden fol, hat die Direktion der Neu-Guinea-Kompagnie wie folgt fejt- 
gelegt. Die zu überlaffenden Grundftüde teilen fi) a) in ftädtifche, d. H. Grund: 
ftüde im Bereich von Flächen, die zur Bildung einer ftädtifchen Oxtiehaft bejtimmt 
und dafür abgegrenzt find, b) in Ländliche Grundftüde, welche außerhalb eines 
folden Bereichs Liegen. — Die Grundftüte werden überlaffen a) zu Eigentum 
durd) unmittelbaren Kauf, b) in Baht auf 5 Jahre mit der Berehtigung für 
den Pächter, das betreffende Grundftüd jederzeit vor Ablauf der Pachtzeit gegen 
einen beftimmten Preis zu erwerben, c) in Baht ohne Berechtigung zum Ans 
fauf. Gtädtifche Grumdftüce werden in der Negel nur nad) den unter a. bezeidh: 
neten Beitinmungen übertragen. 

Im weiteren behält fich die Neu-Öuinea-Stompagnie alle als [Hiffbar erklärten 
Ströme und Flüffe nebft einem 50 Meter breiten Streifen des Uferlandes und der 
Meeresfüfte entlang vor. Die Benugung diefes Landes wird den angrenzenden Eigen- 
tümern und Pächtern jederzeit widerruflich gegen eine Vergütung gewährt. 

Die Neu-Öuineassftompagnie ift ferner berechtigt, das für Dffentliche Anlagen 
und fonftige Einrichtungen erforderliche Land gegen Zahlung einer Entihädigung 
aurüdzunehmen. — Vgl. darüber eingehend Kolß. 1888, N. 5.1, Jahrg. Nr. 11. ©. 87. 
— Nadrihten für und über Katfer-Wilhelmsland 1889, ©, 2. ff 
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immerhin eingehend gehaltenen Borfhriften können daher auch nur 
eine allgemeine Handhabe dafür bieten, auf welche Art und Weife 
bei der Befignahme herrenlofen Sandes zu verfahren ift. Und wenn 
die Eigentumsverhältnijie irgend welche Aeifel auffommen [afjen, 
dann it es wohl am Plage, allzu weitgehende Zugejtändniffe an 
die Eingeborenen möglichjt zu vermeiden; denn vor allem jollen Doc) 
die Schußgebiete wirtichaftli gehoben werden. Dies ift aber nicht 
möglich, wenn den Eingeborenen, die ji um den Grund und Boden 
nicht fiimmern, große Sebiete überlaffen werden. 

Mit der Übernahme der Landeshoheit des Schubgebietes durch 
das Reid) im Jahre 1899 ift aud) das früher der Neu-Guinea-stom- 
pagnie allein zuftehende Recht der Befigergreifung herrenlofen Yandes 
auf Das Neid) übergegangen’). Dies fprechen nunmehr die ergangenen 
Ausführungsbeftimmungen des Gouvernems vom 22. Juli 1904°) 
in & 3 aus, Die den Landesfistus ausfhließlic) zur Befigergreifung 
des berrenlofen Landes für berechtigt exflären. Die beim Erwerb 
zu errichtende Urkunde muß die Vorgänge bei der Befigergreifung 
uf. enthalten. Die Anmeifung der Direktion der Neu-Guineasston- 
pagnie vom 10. Auguft 1887, die jebt aufgehoben ift, hat daher nod) 
immer eine gewifje Bedeutung, da fie Grundfäße allgemeiner Art 
enthält’). Der Peu-Guimeasflompagnie it das Necht auf Erwerb 
herrenlofen Landes nur nod) in bejchränttem Maße auf einige Zeit 
verblieben, worauf bereits früher hingewiejen worden tt). 

Bereits die WO. über den Erwerb von Grundeigentum vom 
1. Oktober 1888°) hat im füdmejtafritanijgen Schußgebiet 
jede Befigergreifung von herrenlofem Land im Geltungsbereich der 
deutichen Intereffeniphäre ohne Genehmigung des Kaiferl. Kommifjars 
verboten. In $ 4 der HBO. vom 5. Dftober 1898) ift daraufhin der 
&ouverneur ermächtigt worden, die Worausfegungen für den Eigen- 
tumserwerb durch) Befigergreifung herrenlofen Landes zu beitimmen. 
Anfangs find jedod) feine neuen Vorfhriften erlafjen worden. Vielmehr 


1) Vgl. $ 2 der ABO. vom 97. März 1899. Kol®. IV. Pr. 41. ©. 50., HB 
1899. ©. 227 und die Bf. zur Ausführung diefer VO. Vom 1. April 1899. Kol®. IV. 
Nr. 93. ©. 91., ABI. ©. 228. Vgl. ferner KolG. VII. Nr. 94. ©. 171. 

2) Kolg. VIII. Nr. 110. ©. 157., KB. ©. 681. 

3) Desgl. wurde dur) die Nusführungsbeitinunungen die Belanntmachung 
de8 Gouverneurs vom 28. Juli 1903 (Kol®. VIL. N. 94. &. 171) aufgehoben. 

4) Val. ©. 29. 

>) Kol®. I. Nr. 102, ©. 29. 

6) Kol®. LIT. Nr. 59. ©. 129. 
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ließ es $ 1 der Ausführungsbeitimmungen zu der ABO. vom 5. Oftober 
1898 (vom 1. Januar 1899!) bei den bisherigen Borfchriften bewenden, 
ac) denen Die Bejigergreifung foldhen Landes von der Regierung 
nicht als rehtsbejtändig anerkannt wird und gegen die eigenmädhtige 
Subejignahme auf Geldjtrafe bis zu 2000 Mark erfannt werden kann. 
Exit S 2 der Ausführungsbeitinmmungen des Gouverneurs vom 
23. Mai 1903°) bejtimmt, daß zur Befigergreifung oder Euverbung 
von Rechten an herrenlojfem Land die Genehmigung des Gouverneurs 
erforderlich ift. Dieje Borfchrift ift von geringer Bedeutung, da au) 

Die vorerwähnte allgemeine Bejtimmung, Die eine eingehendere Re- 
gelung des herrenlojen Landes im Gegenfaß zu den anderen Schußge- 
bieten nicht enthält, ift darauf zurüdzuführen, daß man in Siidweit- 
afrita herrenlojes Land eigentlich nicht kennt. Alles Land, das nicht im 
Eigentum von Privatperfonen — feien es mun Weihe oder Einge- 
borene, einzelne oder Gejellichaften — fteht, wird als Regierungsland 
angejehen und behandelt?). Fälle von Eigentumserwerb durd Ofkupa- 
tion dürften daher für Südmweftafrifa praktifche Bedeutung nicht haben). 


) Kol®. IV. Nr. 19. ©. 25., KBL. 1899. ©. 267. 

2) KolG. VII. Nr. 55. ©. 114. 

*) Bezüglich des Verlaufs des Negierungslandes find zu erwähnen: Die Be- 
dingungen für den Verkauf von Regierungsfarmen in den eroberten Gebieten bei 
Dutjo und Gobabis für mwmehrpflichtige Deutfhe vom 12. Mai 1898. Kol®. IN. 


} 


Nr. 82. ©.38. Die Bedingungen für den öffentlichen Verkauf von NRegierungs: 
farmen vom 1. Muguft 1899 und die Borzugsbedingungen für wehrpflihtige Reichs- 
angehörige vom gleichen Tage. Kol®. VI. Nr. 125. ©. 214,, Nr. 126. ©. 216. Dal. 
ferner Kol8. 15. Jahrg. N. F. 11. Jahrg. 1898. Nr. 47. ©. 42. 

%) Die Denkjchrift betr. das füdmeftafrifanifhe Schußgebiet (KolY. 1893, 
©. 248) bemerkt, dab nur ein geringer Teil des Schußgebietes bewohnt, daß aber 
teogdem große Länderjtreden von den Eingeborenen in Anfprud) genonmen werden. 
Die Regierung will daher die Eingeborenen, folange fie der deutichen Schußherrichaft 
ergeben find, in ihrem tatjächlichen Befit erhalten und die einzelnen Stammesgebiete, 
um Gtreitigfeiten zu vermeiden und die Sephaftmahung der Europäer zu ermög- 
lien, abgrenzen und diefelben als Rejervate den Eingeborenen überlafien. Das 
übrige Land wird allmählic) zu Kronland erklärt werden. 

Eine UBD., die den Reichskanzler (bzm. Öouverneur) ermächtigt, Eingeborenen 
gehörige oder der Negierung zur Verfügung ftehende Ländereien für das unver- 
äußerlie Eigentum eines Eingeborenenftammes oder Verbandes von Stämmen 
zu erlären und zu Wohnplägen für die zu dem Stamme gehörigen Perfonen vor- 
zubehalten, ift unterm 10. April 1898 — Kol®. IH. Nr. 27. ©, 26., BL. 1898. 
©. 199 — ergangen. Hiernad) ift 3. B. das dem Witboiftamme gehörige Gebiet 
um Rietmond und Salkfontein für ein Refervat diefes Stammes erklärt worden 


Fir Deutih-DOftafrita bejtimmt S 1 der BO, vom 1. September 
1891, betr. den Eigentumserwerb an Srumditüden?), daß innerhalb 
der deutichen Intereffeniphäre von Dftafrika, wie fie durch das Deutid- 
Engliide Abfommen vom 1. Suli 1890?) fejtgejeßt it, — mit Aus- 
ihluß des früher zum Sultanat Zanzibar gehörigen Küftenjtreifens 
und der Landichaften Ujagara, Nguru, Ufegua und Ukami jowie der 
Anjel Mafia — der Regierung ausichließlich das Recht zufteht, herren- 
[ofes Land in Belig zu nehmen. 

Durch S1 der AVD. vom 26. November 1895, betr. Kronland 
in Oftafrifa?) it S1 ver RO. vom 1, September 1891 außer Kraft 
gejeßt. Das Net der Regierung auf Befigergreifung herrenlojen 
Randes ift auf das ganze Schußgebiet ausgedehnt worden, Alles 
Sand innerhalb Deutih-Oftafrifas it vorbehaltlich der Eigentums- 
anfprüche oder jonjtigen dinglihen Anfprüdhe Dritter oder vorbe: 
haltli) der durch) Verträge mit der Regierung begründeten Oflu- 
pationsrechte Dritter herrenlojes Kronlan. 

Die ABO, ftellt im weiteren Die Grundfäße feit, nad) denen bei 
der Befignahme und jpäteren Veräußerung des Keonlandes zu Dev 
fahren ift. Die Ermittlung des Zandes bat durd Landfommiljionen, 
die von dem Gouverneur ernannt werden, Zu erfolgen, gegen deren 
Entfcheidung der Rechtsweg zuläjlig üt. Dabei ift auf bereit be- 
stehende Niederlafjungen Der Eingeborenen Rüdjiht zu nehmen; fie 
find nit mu zu erhalten, iondern es find den Eingeborenen aud) 
Sebietsteile zu überlaffen, die ihren Unterhalt für künftige Zeiten 

ind dann im Den- 


fihern, Die in Befit genommenen Srunditüde ] 
jenigen Bezirken, in denen ein Grundbuch bereits angelegt tft, unter 
Bezugnahme auf eine von dem Gouverneur ausgejtellte, Die Richtigkeit 
ichernde Bejcheinigung in Das Srundbud ein: 


der Befignahme ver 
zutragen. 

Der Gouverneur fann das Yand wieder veräußern pder ver- 
pachten, jomweit nicht Das öffentliche Intereffe hierunter (eidet. Für 
öffentliche Zmwede find Die nötigen Grundjtüde surüdzubehalten, 
MWaldbeitände, joweit deren Erhaltung geboten ericheint, Sciffbare 
Ströme und Flüffe find von der Überlaffung zu Eigentum auszufchließen. 
8 find ferner jtets Vereinbarungen dabin zu treffen, daß das zu 


379. 
2), Kol®. I. Nr. 27. ©. 9. 
3) KolG. IT. Nr. 181. ©. 200., HBL. 1895. Beilage zu Nr. 23., ”gl. aud) Rund- 
erlag des Gouverneurs vom 29. April 1900. Kol. V. Nr. 67. ©. 68. 
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öffentlihen Einrichtungen — 3. B. Eifenbahnen, Wegen, Telegraphen- 
anlagen — jpäterhin etwa erforderlihe Gelände gegen Erjfab Des 
unmittelbar entjtandenen Schadens wieder angefauft werden fann!). 

Auf Grund des $13 der ABO. erging eine Ausführungsper 
fügung des NeichsfanzlersS vom 27. November 1895°). 

Sie enthält ähnliche Vorjehriften, wie fie in der Anmweifung der 
Direktion der Neu-Guineasftompagnie fejtgeftellt find. Bei Ansprüchen 
von Häuptlingen und ganzen Gemeinfchaften der Cingeborenen: ift 
bejonders auf eine Vereinbarung in gütlihem Wege hinzumirfen 
und möglichjt das für das Fortbeitehen der Gemeinschaft erforderliche 
Land auszufheiden. Falls feine Emigung zu erzielen ift, hat der 
Gouverneur zu entjcheiden. Eigentums» und Nutungsanfprücde 
einzelner find dann zu berüdfichtigen, wenn Urkunden, die nad) den 
zuc Zeit ihrer Abfaffung geltenden Recdtsanfhaumgen verbindlich 
find, vorgelegt werden, oder wenn der Befiter eines Grumdftüds, 
das duch) Bebauung oder Einfriedigung erfenntlich ift, mindeitens 
2 Jahre ji in ungeftörtem Befige desfelben befindet. 

Die Befignahme des Kronlandes hat allmählich unter Berüd- 
fihtigung der Verhältniffe des Landes zu erfolgen. Das in Befis 
genommene Kronland ift Dur äußere Zeichen fenntlich zu machen; 
darüber ift ein Protokoll aufzunehmen, dem möglichit eine genaue 
Skizze über das Land beizufügen ift. 

Für die Veräußerung des Kronlandes jchreibt die Verfügung 
weiter vor, daß Diejenigen Grumdjtüde, die in den einzelnen 
Bezirken zur Überlaffung an Dritte bejtimmt find, unter möglichit 
genauer Angabe der Größe und Lage der Grumdftüde in ein Ber: 
geichnis, von dem jedermann Einficht nehmen kann, einzutragen Jind, 
An die Veräußerung wird die Bedingung gefnüpft, daß das Land 
in bejtimmten Umfang unter Einhaltung einer Frift urbar gemacht 
oder in jonjtiger Weife benukt wird. 

sn der darauf ergangenen BO. vom 4. Dezember 1896?), betr. 
Anwendung und Ausführung der ABO. vom 26. November 1895 und 
der Verfügung des Neichskanzlers vom 27. November 1895 ind dann 


%) Uber den Begriff der „Walderzeugniffe” vgl. nod) die BO. vom 9. September 
1904. Kol®. VII. Nr. 133. S.218., RB. S. 653. — Auf unvermwertetem Kron- 
land dürfen Walderzeugniffe von Eingeborenen und Nichteingeborenen unter den 
in der BO, angeführten Beftimmungen genußt werden. 

2) Kol®. II. ©. 202. 

9) Kol®. II. Nr. 242, &, 317. 
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Porfhriften über die Bufammenfegung und die Befugniffe der Land- 
fommiffionen enthalten. Die letteren bejtehen aus dem Bezirlsamt- 
mann bezw. dem Gtationschef des Bezirks, in dem das Yand ge 
(legen ijt, ferner aus Offizieren oder Landmefjern und etiva jonjt 
nach dem jeweiligen Bedürfnis hinzugezogenen PBerjonen. Neben dem 
von den Eingeborenen bereit3 bebauten rund und Boden ift jedem 
Dorf oder jeder Gemeinde etwa das Pierfache des tatfächlicy urbar ge- 
machten Landes an günftigen Plägen zu iiberlaffen. Hierbei find Die 
MWiniche der Eingeborenen in weitgehendftem Maße zu berücdlichtigen, 
und es ilt nötigenfalls durd) Rerteilen von Gejchenfen eine gütlide 
Auseinanderjegumng herbeizuführen. Bei Streitigkeiten hat der Opus 
verneur zu entjcheiden, dem au) die dich die Landfommiffionen feit- 
geftellten Ermittlungen über das herrenlofe Land zur Betätigung 
vorzulegen jind.') 

Ülber die Ausführung der Vermejjungen bringt endlich nod) der 
Numderlaß des Gouverneurs Dom 10. September 1898, betr. die 
Auffuchung von Kronland”) näheres. ES wird als genügend betrachtet, 
wenn die Grenzen, joweit die den Eingeborenen Zu belafjenden Fladen 
nicht bereits Durd) natürliche Grenzen genügend marfiert find, zunädjit 
nur in rohen Umwiffen im Gelände bezeichnet werden; über Die 
Bedeutung der Grenzmarten ift die Bevölkerung nod) befonders Zu 
belehren.) 

Hinfichtlid) Des Schußgebietes von Kamerun beitimmt S 21 
Her KWO, vom 2. Juli 1888%), daß Die Rorfhriften für die Belib- 
ergreifung von herrenlofem Land mit Genehmigung des Neidhs- 
fanzlers vom Gouverneur erlaffen werden. Exjt in der VI. vom 
24. Dezember 1894) find in diefer Beziehung Beltimmungen ergangen. 
E83 find hiernad) aud weiterhin Privatperjonen berechtigt, von 
herrenlofem Land Belt zu ergreifen, nur it dem SGovernement 
binnen jehs Monaten bei Nermeiden des Berlujtes aller rechtlichen 


1) Vol. au) Auszug aus Hem Runderlaß des Gouverneurs von Deuti-Oft- 
afrika, betr. den Umfang des Oftupationsredhtes Des Gouvernements und die Bil: 
dung von Landfonunifjtonen und eine weitere BO., beide vom 29. April 1900. 
Kol®. VI. Nr. 154. 6.244 und 246. Ferner Nunderlak vom 28. September 1901, 
betr. das Verfahren der Zandfommiffionen, Kol®. VI. Re. 262. ©. 897. 

2) Kol®. VI. Jr. 99. S. 163, 

3) Val. nod) den Runderlah bes Gouverneurs vom 28. November 1904, bett. 
die Führung von Kronland-Verzeichniffen. KRol®. VIIL Nr. 167. ©. 255. 
4) Kol®. I. Nr. 34. ©. 181. 
5) Kol®. IL. Nr. 122. ©.133. 


Unfprühe Anzeige zu eritatten. Das Gouvernement fekt in jedem 
einzelmen Falle die Bedingungen bei dem Exwerb feit. 

Nod Ende des Jahres 1894 dachte fomit die Regierung nicht da- 
van, prinzipiell von dem Recht der Aneignung alles herrenlofen Landes 
durd) den Fisfus Gebraud) zu maden Erft die ABO. vom 
15. Juni 1896, betr. die Schaffung, Befiergreifung umd Beräußerung 
von Keonland!) hat hierin eine Anderung gebradt. Sie erklärt alles 
Land inmerhalb des Schußgebietes, foweit nicht berechtigte Anfprüche 
Dritter entgegenftehen, als berrenlos für Kronland, woran dem 
Neid) das Eigentum zufteht. 

Somit ijt auch für Namerım die Bejigergreifung berrenlofen 
Yandes duch Private nicht mehr zuläffig. Nur fan der Gouverneur 
aud) weiterhin nad näherer Anordnung des Reichsfanzlers einzelnen 
Perfonen und Gefellichaften das Auffuchen von Land und die vorläufige 
snbefignahme herrenlofen Landes in denjenigen Gebieten geftatten, 
in denen die Landkommiffionen noch nicht in Tätigkeit getreten find. 

sn gleicher Weile wie für Oftafrifa find durch den Gomwerneur 
Yandlommiljionen zur Ermittlung und Feitftellung des Kronlandes 
zu ernennen, wobei bei der Überlaffung von Grundjtüden an Ein: 
geborene Nüdjicht auf jpätere Benölferungszunahme zu nehmen it. 
Ebenjo ift bei Beräußerungen dasjenige Land, das für öffentliche 
öwede bejtimmt ift, auszufheiden und der Nücdkauf des jpäter für 
jolhe Bivede nötigen Landes vorzubehalten.?) 

Serner erließ der Neichsfanzler unterm 17. Oktober 1896 eine 
Verfügung, betr. Ausführung der ABO. vom 15, Syunt 1896°), welche 
die gleichen Beftimmungen wie die Verfügung für DOftafrifa enthält. 

Für das zum Schußgebiet von Neu-Guinea gehörige Snfelgebiet 
der Karolinen, Palau und Marianen hat der Neichsfanzler am 
2. Juli 1901) verfügt, daß das Nedt, hberrenlojes Land in Befit 
zu nehmen, ausihließlih dem Landesfistus aujtebt. 


I) Kol®. II. Nr. 208. ©. 232., KBL. 1896. ©, 485437. 

?) Das von den Landfommifjionen zu beachtende Verfahren wird neuerdings 
durch eine BO. des Gouverneurs vom 10. Oftober 1904, betr. Kronland näher ge- 
regelt. ber den Zmed der alsbaldigen Feltftellung des Kronlandes bezw. Einge- 
borenenlandes enthält ein Auszug aus dem Nunderlag des Gouverneurs vom 
10. Oftober 1904 näheres. Kol®. VIII. Nr. 153. ©. 240., RBL ©. 750 umd Nr. 154. 
©. 241. — Jedoch bleibt die Bf. des Gouverneurs vom 4. Oftober 1903 beftehen. 
(S. 63. Anm. 1.). 

’) Kol®. I. Nr. 233. ©. 291., KB. 1896. ©. 687. 

4) KoI®. VI. Nr. 289, ©. 358. 


u 


Was das Schuggebiet der Marjhallsgnfeln anlangt, jo iit 


bereit3 erwähnt), dab die Jaluit-Gefellichaft allein zur Befigergreifung 
herrenlofen Landes für berechtigt erklärt wurde. 


S 24. 
B. Allgemeine Beftimmungen für das hberrenlofe Land. 


Das BGB. jpriht nur von aufgegebenen — derelinguierten 
— Grumdftüden, die der Fiskus jid) aneignen kanıı ($ 928 Abj 
Es ift dies mit Rüdfiht auf Art. 190 EGZBGB. erflärlid, monad) 
das dem Fiskus zuftehende Aneignungsrecht auf alle Gemdjtüde 
fich exjtredt, Die zu der Zeit hervenlos find, zu welcher das Grund» 
buch) al8 angelegt anzujehen: ift. 

Hinfichtli) der Schußgebiete handelt es fi) jedoch bei herren- 
[ofen Grundftüden in erjter Linie um bisher eigentumsloje Grund» 
ftüdfe. Ein Unterfchied beiteht aber für beide Arten herrenlojer Grund- 
jtiife nicht. 

Es ist bereits dargelegt worden”), dak in einzelnen Verordnungen 
das Recht zur Okkupation herrenlojen Landes dem Reich vorbehalten 
ift, während andere das herrenlofe Yand als dem Neich hobheits- 
vechtlich zuftehend (jog. Kronland) erklären) Im erjten Falle it 
von dem berrenlofen Land, jomweit das Reich dasjelbe weiter ver- 
äußern will, zuerit Befig zu ergreifen. Andernfalls ftellt fi) Die 
Befugnis des Ermwerbers auf Das herrenloje Land als das aus- 
ihlieglihe Net zur Dkkupation dar. it das herrenloje Land zu 
Kronland erklärt, fo hat das Neid) mit dev Erklärung Eigentum 
eriporben. 

Es empfiehlt fi, bereits bei der Befigergreifung, bei Kronland 
wenigjtens vor. der Veräußerung, fir das Grumdftüd, joweit dies 


.2). 


1) Vgl. ©. 30 und 31. 

2) Val. ©. 48 ff. 

8) €8 fragt fi, ob zum Erwerb herrenlofer Grundftücde in den Kolonien 
die Eintragung in das Grundbud) erforderlich ift. In Preußen ift dies nicht der 
Fall, da das Net des Fistus auf berrenloje Grundftüde Regal it (vgl. Dern: 
burg, Bürgerl. Recht 1901. 2. Aufl. Sahenreht $ 95.) und bie Iandesgefeglichen 
Borfchriiten über Negalien nad) 8 73 EGZBGB. unberührt bleiben. Da bie im 
früheren GeltungsSbereidh bes Allgemeinen Preußifhen Landrechts nod in $traft be- 
findlichen privatrechtlihen Beltimmungen in den Kolonien zur Anwendung kommen, 
fo ift für legtere gleiches anzunehmen (vgl. aud Seelbah a. a. D. ©. 24. Ziff. 3.) 
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möglich it ($ 7), ein Grundbuchblatt anzulegen. Andernfalls fann 
der Erwerber angehalten werden, den Antrag zur YUnleginig des 
Srundbuchblattes zu ftellen. Die Übertragung erfolgt dann, foweit 
ein Grundbuchblatt angelegt it, duch Auflaffung, jJoweit dies nicht 
der Fall ift, dich Einigung des Peräußerers und Erwerbers 
in Öffentlich beglaubigter Form. Wsdann ijt noch die Stellung des 
Antrags auf Anlegung eines Grundbuchblattes oder auf Eintragung 
in das Landregifter zuläfiig. 

Ri allgemeiner Weile wird noch bejtimmt, daß das Eigentum 
an denjenigen N die dem Neid) nach gejeglicher Bor: 
Ichrift, inSbejondere nad) S 1 der AWD. vom 26. November 1895 und 
von 15. Juni 1896 aber infolge Erwerbs durd) Nechtsgefhäft zur 
Zeit der Berfündung der Katferl. Verordnungen gehören, als dem 
Fiskus Desjenigen Schußgebietes erworben gelten, in weldem das 
betreffende Grumdjtüd liegt. Hinfichtlih der Dingliden Nedte an 
Grunditiden ift gleiches vorgejchrieben. ($ 25). 

Dieje BVorichrift findet jedoh auf marine und pojtfisfalijche 
Grumdjtücde, jowie auf Grumdftüde im Schußgebiet der Marjchall- 
Sen — hier ift die Saluit-Gefellihaft ausfhlieglih zur Befis- 
ergreifung herrenlofen Landes bereitigt — feine Anwendung. 


‘ 


2. Berluft des Grundeigentums, 


8 25. 


Allgemeines. 
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Das Grumdeigentum geht in erjter Neihe duch Veräußerung 
verloren. Sedo) joll Diefe freimillige, einer beftimmten Form be- 
dürfende Übertragung an diejer Stelle nicht weiter gewürdigt werden. 
Die für fie geltenden bejonderen VBorjeriften find bereits bei den 
Veltimmungen über den Erwerb des Grumdeigentums aufgenommen, 
die mit deu eritgenannten in Sufammenbhang jtehen und aud) in den 
N RL ungen bereits eime einheitliche Daritellung erfahren 
haben. Bielmehr bedürfen allein diejenigen Endigungsgründe nod) 
einer näheren REN bei denen gegen den Grundftids- 
eigentümer ein Zwang ausgeübt wird, oder bei denen Diejer wenigjtens 
fein gquivalent erlangt, vor allem feinen Gewinn erzielt, 
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Das Eigentum an einem Srundftiic erlifcht, wenn diejes dur) 
die Gewalt des Stromes weggeipült wird oder jinft und Teil des 
Flußbettes wird. 

Der Verluft durch den Zufchlag an den Erjteher im Falle einer 
Smwangsverjteigerung, ift für die Grumdftücke der Schubgebiete bislang 
no von geringer Bedeutung, da Die im S 1 Ab. 1 der ABO. vom 
91. November 1902 bezeichneten” VBorjehriften auf die SZwangsper- 
iteigerung nur infomweit fir anwendbar erklärt Tind, als der Reid: 
fanzler oder mit feiner Genehmigung der Gouverneur dies bejtimmt. 
Nach S 1 der Ausführumgsbejtimmungen de5 Gouverneurs von Süd- 
weitafrifa vom 23. Mat 1903%) finden nun Diele NBorichriften auf 
die Zwangsverfteigerung Anwendung, iobald das Grunditüd in 
das Gruumdbuch oder Landregifter eingetragen iit. Someit dies nicht 
der Fall ift, finden die Vorjchriften des preußiichen Gejeges vom 
13. Juli 1883 in bejchränkter Wetje Anwendung (vgl. $ 1 Abi. 2). 
FürNteu-Guinea it in den Ausführungsbeftinmmungen vom 22. Yuli 
1904°), für Togo in der VO. vom 19. Juli 1904°) dasfelbe und für 
Kiautihou ähnlihes in der VO. vom 30. März 1903*) bejtimmt 
(SS 12—15). 

Eingehend zu berücjichtigen fund die Aufgabe des Eigentums 
an Grumdftücen, der Anfall von Grundjtüden an die Regierung und 
die Enteignung. 


un 


26. 
b. Die Aufgabe des Eigentums an Grundjtüden. 


Das BGB. hat fiir die Aufgabe des Eigentums eine bejondere 
Beitinnmung in $ 928 Abf. 1 gegeben. Diefelbe befagt: Das Eigen- 
tum an einem Grundftüidk fanın dadurch aufgegeben werden, Daß Der 
Eigentiimer den Verzicht dem Grundbuchhamt gegenüber erklärt umd 
der Verzicht in das Grundbuch eingetragen wird. 

Diefer Endigungsgrund ift für die Gumbdjtüde der Schußgebiete 
von Bedeutung, jomeit für diejelben bereits ein Grundbuchblatt an- 
gelegt ift. ES bedarf dann einer ausdrüdlichen Erklärung gegenüber 
dem Grumdbuchamt und der Eintragung des Verzichts in das Grund- 

1) Kol®. VII. Nr. 55. ©. 114., KBl. ©. 357. 

2% Kol®. VII. Pr. 110. ©. 157., KBL. ©. 631. 

9) Kol. VII. Nr. 108. ©. 155., ABI. ©. 557. 

4 Kol®. VII. Dritter Teil. Nr. 14. &.299., Amtsblatt 1903. ©. 67 und 68, 
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buch. Dies gilt auch für diejenigen Srumdjtüce der Eingeborenen, 
für welche ein Grundbuchblatt angelegt it ($ 6 BU. 2.). 

Die Anlegung eines Grundbuchblaftes ijt aber nur dann ftatthaft, 
wem ichon Flurfarten angelegt oder die Vermefjung des Seumpdjtüds 
und die Aufnahme einer Karte ausführbar find, Sm den unzugäng- 
fichen Gebieten der Kolonien ift aber eine Vermeffung vielfach) mit 
großen Schwierigkeiten verbunden "oder überhaupt unmöglid. Der 
S 19 der ABO. vom 21. November 1902 geftattet daher, daß Grund: 
itiike, die noch fein Grundbuchblatt erhalten haben, in ein Yand- 
vegifter eingetragen werden. &$ muß num aud) die Eintragung des 
Verzichts in das Landregijter zur Aufgabe des Eigentums genügen, 
und fie muß erfolgen, wenn das Grumdftüd in wirtjamer Weife 
aufgegeben werden joll. Denn die VBorjehrift des S 928 Ani. 1 BSD. 
tft unter den im Deutjchen Reid) beitehenden Verhältniffen entjtanden, 
wojelbft die meiften Staaten jhon jeit langem Grumdbücer haben. 
Für die Schußgebiete Dagegen müfjen Einrihtungen genügen, Die — 
wenn au nur in gemifjer Hinficht — das Grundbud) erjegen jollen, 
Dies bezweden aber die Landregifter, die zur Eintragung derjenigen 
Grumdftüce beitimmt find, bei denen DVermeflungen oder die Auf: 
nahme von Karten zur Zeit noch unausführbar jind. 

Die weder im Grumdbuh nodh im Landregifter eingetragenen 
Srumdftiide können felbftverftändlich ohne weiteres dur) Aufgabe 
des Befites ihren Eigentümer verlieren. — 

Mit der Aufgabe des Eigentums werden die Grumdjtüde herrenlos, 
Fir fie gelten dann diejenigen Bejtimmungen, Die für herrenlofe Grumd- 
stiide in den einzelnen Schußgebieten erlafjen find. 

Seitens der Nichteingeborenen wird mn die Aufgabe des 
Grumdftücdseigentums feltener vorkommen. Zu der Beit allerdings, 
wo nod) von jedermann herrenlofes Land in Bei genommen werden 
fonnte, mag dies öfters dann der Fall gewejen fein, wenn die für 
bejtimmte Jwede erworbenen Gebiete feine Erfolge verfpraden. Solche 
Fälle werden jest faum noch zu verzeichnen fein, da man jich in 
Zukunft auch mit weniger qutem Boden, der unentgeltlich erworben 
wurde, begnügen wird. 

Anders it dies bei dem Eingeborenenland. Spmweit aller- 
dings fir eine Abgrenzung diejes Landes bereits Vorforge getroffen 
und die Anlegung der Grumdbuchblätter erfolgt ift, ift auch die Auf- 
gabe des Eigentums der Eingeborenengrumdjtüde, wie erwähnt, nur 
unter Beachtung der gejeglihen Beitinnmungen möglich, In den 
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Gebieten aber, in denen die Grundbuchordnung, Da Srundbuchblätter 
nicht angelegt find, noch feine Amvendung findet, Fönnen die Ein- 
geborenen das Grumdeigentum, Soweit dasfelbe nicht im Landregifter 
eingetragen ift, ohne Förmlichkeiten aufgeben. Aber oftmals wird 
ein Verzicht überhaupt nicht beabjichtigt fein. Die nomadifierenden 
Stämme verlaffen vielfad) das von ihnen bisher bewohnte Gebiet 
felbft auf längere Beit, ohne überhaupt den Willen zu haben, Das= 
jelbe für immer aufzugeben. Die Aufgabe des Eigentums jegt aber 
einen beftinmten, hierauf gegründeten Willen voraus. Es fünnen 
daher Schwierigkeiten entjtehen, wenn es jpäterhin an geeigneten 
Ntiederlaflungen fehlt, die Den Eingeborenen den nötigen Unterhalt 
gewähren. Schon aus diejem Srmde ift daher eine regelmäßig 
Fortichreitende Vermefjung des Landes geboten. 


S 27. 
e. Anfall des Landes an die Regierung. 


Einzelne Verordnungen enthalten Boririften, nah denen in 
beftinnmten Fällen das Ddurd) Dritte bereitS erworbene Land Der 
Regierung des Schußgebietes zufällt. 

Sp hatte für Kamerun Die PO, vom 27. März 1888") die 
Befiger von Grumdftüden, deren Erwerb in die Zeit vor dem 1. April 
1888 fiel, verpflichtet, diejelben innerhalb einer Frift von vier Jahren 
in Benußgung zu nehmen, Perlief die Frift ruchtlos, jo ging das 
Eigentum an den Grundftüden nebit den darauf befindlichen Ge- 
bäuden und Werfen, frei von allen Laften, auf die Regierung über. 
Dasfelbe galt für diejenigen Srundftüce, die zwar einmal in Be- 
nußung genommen waren, aber während der Dauer von vier Jahren 
nicht mehr in Benugung genommen murben, 

Seit dem 1. April 1888 fanıı der Gouverneur an den Erwerb 
der bisher im Eigentum oder Befit von Eingeborenen befindlichen 
Grumditücde Bedingungen fniipfen, deren Nichterfüllung innerhalb 
einer jeweils feitzujegenden Zeit den Verluft des Eigentums für den 
Erwerber und feine Netsnadhfolger zur Folge hat. Das Eigentum 
erwirbt die Regierung des Schußgebietes, die jedoch im einzelnen 
Falle dem Erwerber die Wegnahme der etwa auf dem Srumdjtüd 
errichteten Gebäude oder Werte gejtatten Tann. 


1) Kol®. I. Nr. 66. ©. 249: 
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Über die Grundfäge für diefen Eigentumsübergang auf Die Re 
gierung beftimmt die BO. weiter, daß derjelbe von dem Gouverneur 
duch Beihluß auszufpreden und Abjcgrift hiervon dem Eigentümer 
oder, falls diefer im Schußgebiet nicht ammejend it, defjen Vertreter 
auauftellen ift. Gegen diefe Verfügung: ift binnen zwei Monaten 
vom Tage der Zuitellung an Bejchwerde an den (Houverneur Zus 
Läffig. Die Beichwerde kann fi nur darauf ftügen, daß die Voraus 
jegungen zur Erlaffung des angefochtenen Beichluffes nicht vorhanden 
jeien; die Beweismittel find hierbei anzugeben, Nach) erfolgter Prüfung 
bat der Gouverneur nochmals über die Bejhwerde zu enticheiden. 
Der neue Beichluß ift dur eine innerhalb der vorerwähnten Frit 
erhobene weitere Beihmwerde an den NReichsfanzler anfechtbar. 

Die Bedingungen für den öffentlichen Berfauf von Regierung$: 
farmen in Deutih-Südwejtafrifa vom 1. Augujt 1899’) lafjen 
die veräußerte Farm in das Eigentum des Gouvernements zurüd- 
fallen, wenn der Käufer die Bewirtfhaftung der Jarıı umerhalb der 
feitgefegten Frilt nicht vornimmt. Der Käufer hat feinen Anfprud) auf 
Erjat der bereits geleifteten Teilzahlungen oder der gemachten Berwen- 
dungen. Die Entjheidung darüber, ob ein von dem Gouvernement 
in diejer Hinjicht geltend gemachter Unfprucd) begründet erfcheint, hat 
unter Ausihluß des Netswegs dur ein Schiedsgericht zu erfolgen?). 


d. Die Enteignung. 


@. Das frühere Recht. 


Schon die BD. vom 27. März 1888, betr. den Erwerb md 
Berluft, jowie die Beichränfungen des Grundeigentums in fa- 


1) K0l®. VI. Nr. 125. ©. 214, Wegen der Zufammenfegung des Schieds- 
gerichts vgl. & 12, 

2) Für das Schußgebiet von Kiautfhou war in der BO. vom 2, September 
1898 (KoI®. V. Unhang Nr. 4. ©. 198.) eine ähnliche Beftimmung ergangen. Es 
war dajelbft bejtimmt, daß das Grundeigentum an das Gouvernement fiel, falls 
der Erwerber von dem VBenugungsplan (vgl. S. 104) in erheblicher Weife abıwid), 
ohne die weitere Genehmigung des Gouverneurs einzuholen, oder falls derfelbe fich 
überhaupt nit innerhalb einer beftimmten Frift an denfelben hielt. Dem eingetra- 
genen Eigentümer wurde dann die Hälfte des an den früheren Eigentümer gezahlten 
Kaufpreifes zurücgegeben. Diefe Vorfhrift ift nunmehr aufgehoben. (Vgl. hin« 
fichtlih der jeßt geltenden Beltimmungen ©. 106 ır. 107.) 
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merun!) beitimmte in $ 8, daß Das Srundeigentum nur aus 
Sründen des öffentlichen Wohles für ein Unternehmen, dejjen Aus- 
führung die Ausübung des Enteignungsrechts erfordert, gegen voll- 
itändige Entjhädigung entzogen oder beihränft werden fann. Der 
Somverneur hatte darüber zu entjcheiden, ob diefe Gründe vorlagen; 
gegen die Entfehließung desjelben war ein Rechtsmittel nicht zuläflig. 
Über die Höhe der Entihädigung hatte der Richter zu entfheiden, 
wenn eine Einigung unter den Beteiligten nicht zu jtande fam, 

Eingehender find Die Rorihriften, die in der VD. vom 15. as 
mar 1894°), betr. Die Enteignung von Grundeigentum in Deutjd- 
Oftafrifa ergingen, Hiernad) fonnten das Grumdeigentum und 
alle Tonjtigen Nechte au unbeweglichen Saden, einschließli Des 
Bergwerfseigentums und Des Rechts der Befitergreifung von herren- 
(ofem Land, aus Sründen des dffentlihen Wohles für Unter- 
nehmumgen, deren Ausführung die Ausübung des Enteigrumgsregts 
erfordert, gegen Entihadigung entzogen oder beichränftt werden. 
Die Enteignung erfolgte auf Srmd einer Verfügung des Gouver- 
neins. Die von dem Unternehmer zu leiftende Entfehädigung beitand 
in dem vollen Wert des enteigneten Grundjtüds oder Rechts. Gie 
wirde in Geld oder in lÜberlaffung von Grund und Boden gewährt 
und war nad) billigem Ermefjen feftzufegen. 

Am weiteren vegelte Die PO. das Verfahren und traf Bes 
itimmungen über die Wirkungen der Enteignung. Diejelben ent 
iprechen in mancher Hinficht den mmmehr fiir fämtliche Schußgebiete 
gültigen neueren Enteignumgsporfchriften und beditrfen Daher feiner 
näheren Erwähnung. 

Für die übrigen Schußgebiete beitand bisher feine BD., Die 
daS Neht der Enteigmung regelte. Mit dem 1. Sımi 1903, dem 
Tage des Inkrafttretens der Enteignumgsverordnung vom 14. Ne: 
brutar 1903, wurden die vorerwähnten Perordnumngen aufgehoben. 
Zugleich wurde Die RO. vom 24. September 1901, betr. den Grund 
itiiigerwerb an der Bahnlinie Smwatopmund-Windhoef?) außer Kraft 
gelegt. 


. 


1) Kol®. 1. Nr, 66. ©. 249. 

2) Kol®. II. Ir. 64. ©. 68., KBL. 1894. ©. 270. 

3) Kol®. VI. Nr. 261. ©. 396. Die BO. beftimmte, daß der Erwerb von Grunde 
jtiiden oder von dinglichen Rechten an folden der Genehmigung des Souverneurs 
bedurfte, wenn Das Grumdftüd innerhalb einer Entfernung von 300 m. vom 
Bahnkörper der Eifenbahn Swafopmund-Windhoek gelegen war. 
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ß: Das neue Redt. 


8 29. 


1. Die Enteignung im allgemeinen, 


Das Net der Enteignung it ein Recht auf Verlegung des 
Eigentums eines anderen; e8 it daher nur ausnahmsmeije zulälltg. 
Soweit das öffentliche Smtereffe die Enteignung eines Grumdjtücds 
fordert, ijt fie als berechtigt zu eradten. Wenn Die Smterejjen 
einzelner vorwiegend find, widerjpricht es den allgemeinen Grund- 
fat der Unverleglichkeit des Eigentums Dritter, das Enteignungsrecht 
zu gewähren 

Der außerordentliche Eingriff in die Privatrehtsiphäre anderer 
it auch nur in der Unbeweglichfeit des Grundes und Bodens be- 
gründet. Das Grumditük läßt infolge des feiter Blaßes, den es 
einnimmt, einen Erjag duch) andere Objekte nicht zu, wenn e$ zu 
einem beitinimten Zwed verwendet werden joll. 

Die Befugnis, Grundftüde zu enteignen, fan nur vom Staat 
erteilt werden. Diejes Recht fan aber nicht nur Dem Staat, jondern 
auch Privatperfonen, Gemeinden oder torporationen gewährt werden, 
falls diefelben ein öffentlihen Zweden dienendes Unternehmen durd)- 
zuführen beabfichtigen. Das Enteignungsrecht ift auch gegen Staatsgut 
und öffentlihde Sachen zuläjlig Ein Beijptel gibt S 1 der Ent- 
eignungsverordnung, der das Necht der Beligergreifung von herren- 
(ofem Land, das num in fait allen Schußgebieten der alleinigen 
Verfügung des Neichs unterliegt, der Enteignung untermwirft. 

Die ABD. über die, Enteignung von Grundeigentum: in den 
Schubgebieten Afrikas und. der Südfee vom 14. Februar 1903’) be 
handelt nun in ihrem 1. Abjchnitt die Zuläffigfeit und die VBoraus- 
jegungen der Enteignung im allgemeinen. Hierher zu zählen tft: nod) 
Abjchnitt 9, der eine Enteignung im unterejie der Eingeborenen zu- 
tät, Yin 2. und 3. berüdfichtigt fie das Verfahren und die Wirkungen 
der Enteigmmg ıumd jtellt im 4. Abjchnitt befondere Fälle auf, in 
denen das jonjt zu beachtende Verfahren eine erhebliche Vereinfachung 
erfahren bat. Die Abjchnitte 5—8 enthalten Vorfchriften über die 
Kojten, das Verfahren bei Zuftellumgen, über die Vernehnumg von 
Heugen ımd Sacdverjtändigen und regehr die Zuftändigkeit für das 


ı) RODL 27,, Kol®, VIL Nr. 17. ©. 39., ABI. ©. 121., RU. vom 2. März 1908. 
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Verfahren. Der Iehte (10.) Abichnitt Bringt noch Beftimmungen all- 
gemeiner Art, 


S. 30. 
2. Die Zuläffigfeit der Enteignung. 
Die ABO. ftellt in $ 1 den Hauptgrundjag der Enteignung auf: 
Das Eigentum ımd alle jonjtigen Nechte an Grundjtüden, jomwte das 
Bergwerfseigentum und das Net der Befigergreifung von herren- 
(ofem Land (Kronland) können aus Orimden des öffentlichen Wohles 
für Unternehmen, deren Ausführung die Ausübung des EnteignungS- 
vechts erfordert, gegen Entjhädigung entzogen oder bejchränft werden. 

Eine Neuerung bringt die KWO, neben dem in den deutjchen 
Staaten allgemein gültigen Grundjas, daß nur das öffentliche Wohl 
die Entziehung des Eigentums rechtfertigt, infofern, al3 fie m 5 32 
eine Sondervorfhrift zum Hivede der Miedereinfegung Enigeborener 
in ihren früheren Belt enthält. Hiernad) ift der Neichsfangler er- 
mächtigt, die Enteignung von Grundjtüden, die aus der Herrichaft 
oder dem Bei, Eingeborener an Nihteingeborene übergegangen jind, 
zum Bmwede der Wiedereinfegung der Eingeborenen im den Beli inte 
jomweit zuzulaffen, als die Enteignung nad) dem Ermejfen der Behörde 
notwendig ift, um den Eingeborenen die Möglichkeit ihres wirtfhaft- 
lihen Beftehens, insbefondere das Nedt einer Heimftätte zu Jichern. 
In diefem Falle handelt es jih nur um Srundftüde, Die den Eins 
geborenen gehörten und in den Belig Nichteingeborener gelonmnen 
find; dann wird das Enteignungsrecht mur dem Staat gewährt. 
Die enteigneten Ländereien fallen als Kronland in das Eigentum 
des Fisfus des Schußgebietes, der fie den Eingeborenen zur Nusung 
iiberläht. Die näheren Vorfehriften für das Verfahren ordnet Der 
Neihstanzler fiir jeden einzelnen Fall an. — 

Die Deutfche Kolonialgejellihaft wandte fi mit einer Eingabe 
vom 30. Oktober 1903") an den Neicdhsfanzler mit dem Borichlag, 
die allgemeinen Bejtimmungen Der KBO. bezüglich der Zuläfligfeit 
der Enteignung aud auf die in S 32 porgejehenen Fälle auszu- 
dehnen. Man bradite zwar Der humanen Tendenz, den Eingeborenen 
eine Heinftätte zu jichern, volles Berftändnis entgegen, erachtete aber 
duch $ 32 ein Vorgehen gegen wohlerworbene Rechte auf den Grund 
und Boden für möglich), das mit dem Grundgedanten der Enteignung 


1) Kolg. 20. Jahrg. Nr. 45. ©. 461. 
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nichts mehr gemein habe. Man machte geltend, diefe Beitimmung 
ei geeignet, were wirtichaftlidhe Schädigungen für die Schußgebiete 
herbeizuführen; e$ gelte dies jomohl hinfichtlid des Erwerbs als 
aud) der Beleihung von Grumpdftiden?). 

Die Gründe, welde zur Erlaffung der Beltimmung m 5 32 
führten, jind m den Berhältniffen der Schußgebiete gelegen’). Es 
fam mehrmals vor, daß größere Landjtreden verjehentlich al3 herren- 
[os offupiert und in das Grundbud eingetragen wurden, Später 
stellte eS jich heraus, daß in den im. Bejig genommenen Gebieteı 
eine größere Zahl von Eingeborenenniederlafjungen jid) befanden. 
Eine Mage auf Löfhung der erfolgten Grundbudeintragungen konnte 
aber nicht ducchgeführt werden, da die VBejcheinigung des Gouver 
neuts (bezw. Landeshauptmanns) über den Erwerb des herrenlofen 
Landes öÖffentlich-rehtli—her Natur und einer Anfehtung im Rects- 
weg entzogen fein follte, Waren aljo Die Eingeborenenftämme ihres 
Eigentums unberechtigt verlujtig gegangen, jo entiprad) es dem Grunds 
fa der Billigfeit, die von ihren Plägen verdrängten Eingeborerien 
wieder in ihr Eigentum einzufegen; dies war aber nur durd) Ent- 
eignung möglid. 

Dann find große Landitreden oftmals für einige Stüde Zeug, 
Tabak, Waffen oder ähnliche geringwertige Sahen erworben worden. 

2) Gnnlich äußerte fi) die Handelstammer zu Berlin in einer Eingabe vom 
10. November 1903. — Ferner hat der Auffichtsrat der Weftafrikanifchen Pflanzungs- 
gefellihaft Viktoria dem Neichsfanzler ein Gutachten unter bejonderem Hinmeis 
auf die ungünftige Stellung der Hypothefengläubiger vorgelegt. Rolle man jelbit 
annehmen, jo wird darin ausgeführt, daß die in $ 32 erwähnte Ausnahme von 
dem Brinzip vollftändiger Entjhädigung reätlic) zuläffig jei, fo könne diefe aber 
wertigftens gegenüber dem wohlerworbenen Rechte Dritter, d. h. des Hypothelen- 
gläubigers, nicht durchgreifen. Das Darlehen habe diejer nur mit Rüdficht auf 
den derzeitigen Wert des Grundftiids hergegeben. Wenn er fi num mit einer 
Summe begnügen folle, die den Untojten für den erjten Erwerb des Landes von 
den Eingeborenen entipriht (vgl. ©. 93), jo könne dies dahin führen, dab ihm 
das ganze Pfand entzogen und nur ein abfolut unzureichendes Hquivalent in bar 
gewährt werde; ohne das Realpfand werde aber meiftens die verbleibende perjüns 
liche Haftung des Schuloners dem Gläubiger Feine genügende Sicherheit gewähren, 
Bol. Kolontale Zeitfchrift 1903. A. Jahrg. Nr. 25. ©. 485. — Die Bedenken find 
jedod nunmehr befeitigt, vgl. weiter unten. 

2, Aunderlaß der Kolonialabteilung des Nusmwärtigen Amtes an die Gott= 
vernements der afrilanijchen und Südfeefchusgebiete vom 20. November 1903, betr. 
die unterm 12. November 1903 ergangene Ausführungsverfügung des Herren Reidjs- 
tanzlers zu $ 32 der AVD. vom 14. Februar 1903. — Derjelbe ijt nicht veröffentlicht. 
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Die eingeborenen Verkäufer blieben zunächft zwar im Befis und Genuß 
des Grundes und Bodens, und nur die nuda proprietas ging auf 
die Erwerber über, aber leßtere wurden vielfad) infolge der Unmöglic)- 
feit, die Verhältniffe fpäterhin Kar zu legen, unbeichräntte Eigentümer. 
Zu helfen fuchte man fi) mitunter in der Weife, daß für die Ein- 
geborenen ein Wohn- und Nutungstecht bei Berhift des Rechts nad 
einer über jehs Monate dauernden Auswanderung in das Grund: 
buch eingetragen wurde. Eine Übertragung diejes Rechts, aud) nur 
der Ausiibung nad), war jedoch) für unzuläffig erklärt worden, Diefe 
dem europälfhen Recht entnommenen Grumdfäge waren aber den 
Eingeborenen ımverftändlid, und ein ausgiebiger Schuß für die Län- 
dereien der Eingeborenen war hierdurd) nicht gegeben. 

&8 it demnad) erfihtlic, wie berechtigt diefe zu Gunften der 
Eingeborenen exlafjene Enteignungsbejtimmung wat. Nur bedenflid) 
war e8, die Grumdftücseigentümer dauernd im Ungemiffen zu lajjen, 
ob ihre von den Eingeborenen erworbene Srmdftüce für Heimjtätten 
der Eingebprenen vorgejehen find. &s ift daher eine Verfügung des 
Meichskanzlers vom 12, November 1903*) von Bedeutung, nach der 
auf Antrag eines Srundftiidseigentümers zu enticheiden ift, ob ein 
beitimmtes Grundftüd unter Die Rorihrift des S 32 fallt. 

Der 1 der Verfügung jagt: Dur) die Schriftliche Erklärung des 
Gouverneurs (Landeshauptmanns), Daß die Sonderbeftimmungen des 
S 32 der KBD. vom 14. Februar 1903 auf ein näher bezeichnetes 
Srumdftüc feine Anmvendung finden, wird eine andere Art der Ent- 
eignung Desjelben, als in Gemäßheit der allgemeinen Rorichriften 
jener Verordnung oder der an ihre Stelle tretenden gejeglihen Nor: 
ichriften, ausgejchlojien. Dieje Erklärung ann auch Gruppen von 
Srumditiiden umfaffen; fie ift unanfechtbar. Eine Tolye Erklärung 
fannn jeder nichteingeborene Grumditiidseigentümer verlangen, Er: 
achtet der Gouverneur dafiir, dem Antrag nicht entiprechen zu fünnen, 
fo ilt dem Neichsfanzler Bericht zu eritatten, der dann die Ausftellung 
einer folhen Erklärung oder die Wornahme der Enteignung anprdnet. 
Sn legterem Falle erfolgt die Feitjtellung der zu enteignenden Flächen 
duch Landkommilfionen nad) den Vorjehriften Der SS 3 und 4 Der 
KWO. vom 15. Juni 1896 für Kamerun, 

m 83 der Verfügung find no im einzelnen diejenigen Fälle 
bezeichnet, in denen die Erklärung, daß $ 32 auf ein Srundftüc feine 


1) Kol®. VII. Nr. 130. S. 236, KOI. ©. 605. 606., RU, Nr. 270. 
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Anwendung finde, duch den Gnuverneur ohne weiteres abzugeben 
ift. Alle Haben das gemeinfam, daß entweder eine nähere Unterfuhung 
des Landes bereits früher erfolgt ift, oder daß die Möglichfeit des 
Beitehens von Eingeborenenwohnftätten an diefen Pläen ausge- 
ihlofjen erjcheint. 

Mit Erlah diefer Verfügung fann aber aud eine Befürchtung 
dahin nicht mehr betehen, daß den Grundeigentimern für die ‚Zu- 
funft die Möglichkeit zur Ausnußgung ihres KreditS genommen it. 
Penn ein Grundftüd von der Borfhrift des S 32 no nicht ausge- 
ihlofien ift, jo fan der Eigentümer den Antrag gemäß 8 2 der 
Verfügung ftellen. Durch) Die hierauf ergebende Erklärung des Gou- 
verneuts, daß $ 32 auf das bezeichnete Grumdftüd feine Amvendung 
findet, ift eine Enteignung im Sinne des $ 32 für fpäterhin nicht 
mehr möglid?). 


3. Das allgemeine Berfahren. 


S 31. 
a. Die Einleitung des Berfahrens und die Erteilung des 
Enteignungsredts. 


Die Erteilung des Enteignungstechts jet einen Beihluß voraus, 
der die Einleitung des Verfahrens gejtattet. Auf den von Inter- 
nehmer zu jtellenden Antrag hat nämlich der Gouverneur (Yandes- 
Hauptmann) zu entiheiden, ob Das Verfahren einzuleiten ift. Dabei 
farın die Vorlegung einer Bejchreibung oder eines Planes des Un- 
ternehmens innerhalb einer Frilt gefordert werden. 

Bewilligt der Gouverneur die Einleitung des Verfahrens, fo tft 
die Beichreibung des Unternehmens durch das Bezirksamt, in dejfen 
Bezirk Das zu enteignende Grundjtüd liegt, während einer mindeftens 
einmonatlihen Friit zur allgemeinen Eimficht offen zu legen. 

Falls Einwendungen gegen das Unternehmen echoben werden, 
it in einem Termin, zu dem der Unternehmer und die fonftigen 
Beteiligten zu laden find, über diefelben zu verhandeln. Der Be: 


%) Vgl. Hierzu Koloniale Zeitichrift a, a. DO. ©. 488. — Ähnlich in der nicht 
abgedrudten Eingabe der Handelsfammer zu Berlin an den Reichsfanzler vom 
10. November 1903. — Auch) eine am 5. November 1903 ftattgehabte Verfammlung 
von Bertretern Tolonialer Unternehmungen hat ausdrüdlich erflärt, daß durd) die 
Berfügung die fchmerwiegendften Bedenken befeitigt feien. 


2) Me 


zirtsamtmann leitet hierbei die Verhandlung und fann nad) feinem 
Ermeffen no Zeugen und Sahverftändige hören, für melde Die 
Boricriften der EPD. mit einigen AUbpänderungen gelten ($ 27 der 
AND. vom 14. Februar 1903). Das Ergebnis legt derjelbe mit 
einer gutadtlichen Hußerung darüber, ob Das Enteignungsrecht zu 
verleihen jet, dem Gouverneur zur Entiheidung vor. Im Falle der 
Verleihung bedarf der diejelbe ausiprechende Beihluß der genauen 
Angabe des Gegenjtandes der Enteignumg und der Art und Des 
Umfangs der etwa aufzulegenden Bejchränkungen. 

Die Verhandlungen vor dem Bezirksamtmann haben den Zwei, 
zwilhen dem Unternehmer und dem Eigentümer des beanjpruchten 
Grunditüds eime Einigung zuftande zu bringen. 68 ift Daher Die 
Feitfegung eines Termins nur erforderlich, Tomeit gegen das Unter: 


nehmen etwas eingewendet wird. Andernfalls fanın der Antrag dem 
&owerneur — nad Begutachtung durd) den Bezirfsamtmann — 
fofort vorgelegt werden. Führt Die Verhandlung vor dem Beziris- 
amtmanır zu feinem Ergebnis, jo hat der Gouverneur aud) über Die 
Einwendungen zu entjheiden. 


b. Die Entfhädigung. 


S 32. 
e. Anhalt derjelben. 


Die Verleihung des Enteignumgsrechts verpflichtet den Unter: 
nehmer, ven Grunditüdseigentünner vollftändig zu entjchädigen. 
Hierbet tft zu unterfcheiden, ob ein Srundftüd enteignet wird, oder 
ob e8 fi) un Die Beihränfung des Eigentums oder die Ent- 
ziehung oder Beichränkung anderer Rechte hanpelt. 

Sm eriten Falle beiteht die Entfhädigung in dem vollen Wert 
de8 Grumdftüds; fie it im Geld zu leiiten. Der Enteignete joll 
einerfeits nicht bereichert, andrerjeitsS aber voll entichädigt werden, 
alfo feinerlei Nachteile exleiden. Kinftlihe Preisiteigerungen find 
daher nicht zu berücdfichtigen. Der wirkliche Wert laßt ji nid 
allgemein bejtimmen; nur in jedem einzelnen Falle ift eine jolde 
Fetfegung möglich. Aber nicht allein für das Grundftüd an id, 
fondern aud) für Die weientlichen Bejtandteile, Zubehör und Früchte 
ift Exfaß zu leijten. 

Handelt es fi) um Die Bejchränkung des Eigentums oder Die 
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Entziehung oder Beichräntung anderer Rechte, jo wird die Ent- 
Ihädigung unter Berlid fihtigung aller Umftände nad billigem Er 
mejlen in Geld feitgejegt. — 

&3 hat mım Bedenken hervorgerufen), daß im Falle der Ent 
eignung eines Grundjtüds als Entihädigung an Stelle Der ent 
ijprehenden Geldleiftung Die Überlaffung eines Grumdftüds treten 
fann. Man wies darauf bin, daB S 7 des preußiichen Enteigrungs 
gejeßes zwar eine Entihädigung in Grund und Boden, foweit 
Spezialgejege foldhe feitiegen, zulajfe. Pieje Vorjchrift verdante 
aber ihr Beitehen lediglich dem Umstand, daß Dur joldhe Spezial- 
vorjohriften einer bejonderen, Durch Iofale VBerhältniife erforderlich) 
gewordenen Regelung Rechnung getragen werden folle (wie 3.8, 
das Ehaufjfeebaureglement für die Mark vom 21. Mai 1796 und 
die SS 17—20 LI, 15 AN); Daneben handele es ji ftets um um 
mittelbar angrenzende Grumdjtüdsteile, deren Verwertung in anderer 
Weije nicht tunlicd) erjceine. Deshalb ericheine die Überlaflı ing von 
SGrundjtüden nur mit Zujtimmung des Enteigneten zuläffig. 


i 
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&s läht jid) nun vom redtlichen Standpunft gegen das Beitehen 
diejer Bejtimmung nichts einwenden. Die Enteignung bat landes- 
gejeglihe Regelung erfahren; eS fommt daher das preußifche Recht 
zur Aruvendung, fomweit nicht in der Enteignungsperordnung für Die 
Schußgebiete andere VBorfchriften erlaffen find?) Die biernad) zu 
Läffigerweije ergangenen Beltimmumngen enthalten aber auf Grund 
des preußiihen NechtS eine Spezialvorfhrift, die neben der Ent 
Ihädigung in Geld auch eine folde in Grumd umd Boden zuläßt. 

Und was die VBorjehrift an fi) anlangt, jo find die geäußerten 

1) Eingabe der Deutichen SKolonialgefelihaft an den NReichstanzler vom 
30. Dftober 1903. Hold. 20. Jahrg. Wr. 45. ©. 451. — Gutachten zu der KVO 
vorgelegt von Vertretern tolonialer Unternehmungen in den Schußgebieten Afrikas 
und der Güdjee. Diejes ift nicht veröffentlicht. 

2) Die gegenteilige Anfiht wird in dem Gutachten vertreten, das die Weft- 
afrikaniiche Pflanzungsgejellichaft dem Neichskanzler vorgelegt bat, Kol.Zeitichrift. 
1903. 4. Jahrg. Nr. 25. ©. 485. Ühnlic in dem vorerwähnten Gutachten von Ver- 
tretern Tolonialer Unternehmungen. — Doc) gerade aus dem Umftand, daß Die 
KVOD. die Enteignung nicht erihöpfend regelt, — in dem Gutachten felbft wird 
darauf hingeriejen, dab von Hypothelen und Neallaften nirgends die Rede ift und 
aud) keine Vorfhrift zum Schuß der Rechte der Hypothefengläubiger gegeben ift —, 
ift vor allem die Annahme gerechtfertigt, daß das preufifche Recht Hinfichtli) der= 
jenigen Beftimmungen, die feine Regelung in der AVD. erfahren haben, Anwendung 
findet, Diejer Anfiht tritt anjcheinend bei Seelbad) a. a. O. ©, 25. Ziff. Ih. 
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Befürchtungen unbegründet. Aus der Stellung derfelben am zweiten 
Plage und aus dem Worte „kann“ ijt einmal ersichtlich, daß mu 
ausnahmsmeife hiervon Gebraud) gemacht werden joll. 

Dann ift aber weiter zu berüdjichtigen, daß bis zum Erlah Der 
nenen AWO. in diefer Hinficht: von Feiner Geite Anftände gemacht 
worden find. E& hat nämlid) [don die AWO. vom 15. Januar 1894 
über die Enteignung von Grumdeigentum in Deutich-Oftafrifa Die 
Beitimmung enthalten, dab an Stelle von Geld Grund und Boden 
überlaffen werden fann!). Der Entwurf war aud damals Gegen- 
itand eingehender Beratung im Rolonialrat und entiprad) den Be- 
ichlüffen des le&teren?). 

Wenn endlich noch behauptet wird, es jei feine Garantie dafür 
gegeben, daß der Enteignete an Stelle des nad) Zage und Beichaffen- 
heit von ihm ausgewählten Grumdftiids ein diefen Eigenjcaften ent> 
iprechendes erhält, jo ift aus dem Grumdfat, daß der volle Wert 
des Grumdftücs zu erfegen ift, zu entnehmen, da die Auswahl des 
an Stelle der Entfehädigung tretenden Grumditücs auch möglichjt aus 
Srunditiiden in gleicher Lage und in derjelben Beichaffenheit zu er- 
folgen hat. 

edenfalls ift bisher in DOftafrifa gegen die jhon jeit Kahren 
beitehende Vorfchrift nichts geltend gemacht worden. 3 läßt Jid) 
daher nicht einfehen, warım eine gejeglich zuläffige Beitimmunmg, Die 
zudem in Dftafrifa feine Mikitände hervorgerufen hat, nicht allgemein 
in jämtliden Schußgebieten eingeführt werden joll. — 

Der $ 2 bejagt weiter: Eine PWerterhöhung, melde das ent- 
zugene Grundftüid infolge des Unternehmens erfährt, wird bet der 
Bemeffung der Entihädigung nicht in Anjchlag gebradt. Eine MWert- 
erhöhung, welche ein dem Eigentümer verbleibendes Grundjtüc infolge 
de8 Unternehmens erfährt, wird auf die Entfehädigung angerechnet. 

1) Bol. auch) Die intereffanten Ausführungen in The Samoa Times, Wr. 52 
vom 5. Oktober 1895. &s handelt fich um die Erweiterung der Mainftrage und 
der Vaimofoftraße. Den in Betracht fommenden Grundftüdseigentümern foll eine 
Entihädigung bezahlt werben, die aber nicht unbedingt in Geld zu beitehen braucht; 
8 können vielmehr auch Verbefjerungen auf dem betreffenden Grundftüd vorge: 
nommen werden, Zur Beurteilung der Frage ift eine Kommiffion zufammengetreten, 
die aus Vertretern der beteiligten Staaten, Deutihland, England und Amerika bejteht. 
über die gefaßten Beihlüffe vgl. die Beitjeprift. — ES mar alfo an Stelle bes 
Geldes eine andere Entfhädigung zuläffig. 

2) Bericht über die Sigung des Kolonialrats im Neichsangeiger vom 20., 22. 
und 23. September 1893 und Stold. 1898. N. 3. 6. Jahrg. Nr. 11. ©. 134. 
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Diefe Vorfhrift gilt aud Hinfichtlic) der Entfgädigung für die Be 
Ichränfung des Eigentums, fowie für die Entziehung oder Beichränkung 
anderer Nechte. 

Der erite Sat ift erflärlid, Dur) das Unternehmen tritt eine 
Erhöhung des Wertes nur ein, mern dieje in fol zeitlichen 
und urfählichen Zufammenhang mit dem Unternehmen jteht, dap 
fie exit dur) dejfen Ausführung jih verwirflidt. Ein Anfprucd) 
auf diefen Mehrwert ift aber für den Eigentümer des betreffenden 
Grumdftüds nicht begriindet; denn das Grumdjtüd hat ohne Zutun 
des Eigentümers die Wertiteigerumg erfahren. 

Die meitere Beitimmung hat allerdings das preußifche Gefeh 
nicht aufzuweifen. Die Frage it aber in Praris und Wilfenjchaft 
jehr bejtritten geblieben. 

Man bat daraus, daß die zufünftige Werterhöhung Des zu ent- 
eignenden Grundftüds im Interefje des Unternehmens unberüdjichtigt 
bleiben foll, gefolgert, e8 fordere die Gerechtigkeit, daß aud) die Wert- 
erhöhung, Die ein nicht enteignetes Grundjtüd duch ein Unternehmen 
erfährt, nicht zum Nachteil des erpropriierten Eigentümers bei der 
Entihädigung in Anrechnung gebradit werden foll. Und es erjcheint 
dies tatjächlich billig. Die nicht expropriierten Grundbejiger haben 
ohne weiteres Diejenigen Vorteile, die ihre Grundjtiide duch) das 
Unternehmen erfahren. Bet demjenigen Grundjtüdseigentimer da= 
gegen, der ein Grundftiid auf Grund des Verfahrens hergeben muß, 
während ein anderes ihm gehöriges an dem den übrigen Grund- 
jtüden zulommenden Vorteil teilnimmt, ift nach gefeglicher Vorjchrift 
diefer Nußen bei der Entjhädigung in Berüdjichtigung zu ziehen, 
jo daß der Eigentümer vielleiht zur unentgeltlihen Hergabe jeines 
Grundjtüds veranlaßt wird. 

Ünnlihe Grundfäse Haben nım neben ausländifchen auch deutjche 
Enteignumgsgejege (jo das Hamburgiihe Gejeg vom 5. Mat 1886, 
S 6, in beichränfttem Maße das Württembergifche Gejeg pom 20. De 
zember 1888, Art. 11, das Liibedker Gejeb vom 18. Juli 1898, S 11) 
aufgenommen, Wenn Die KVD. für die Schußgebiete entgegen dem 
im preußiihen Enteignungsgejeß gültigen Grundfat binfichtlich der 
Entichädigung, den Unterjchted im Vermögen des Enteigneten vor 
und nad der Abtretung vollftändig auszugleichen, die Anrechnung 
der Werterhöhung fordert, die ein dem Eigentümer verbleibendes 
Srumdjtüd duch das Unternehmen erfährt, fo it Dies mit Nückficht 
auf die Verhältniffe in den Kolonien gerechtfertigt. Die einzelnen 
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Private und Gefellihaften haben, fo lange nod) feine gegenteiligen 
Beftimmumgen beftanden, von dem herrenlojen Land tr den Schuß: 
gebieten nad) ihrem Willen Befis ergreifen Eönnen, während nad) 
prenßiichem Recht, das fonft in den Kolonien Anwendung fand, Der 
Fiskus allein dazu berechtigt war. Nechnet die Regierung den Mehr: 
wert, den ein Grundftüd duch das Unternehmen erhält, an, jo ver- 
langt fie nur geringen Erfa fir den Vorteil, den Private früher 
grundlos hatten. Allgemein ijt aber zu jagen — und Das ift bei 
Beurteilung der Frage vor allem in Betragpt zu ziehen —, daß Die 
Bodenwerte der Kolonien mit denen des Mutterlandes vorderhand 
nicht im entfernteften verglichen werden können, Deshalb auch) die Be- 
itimmumg für abjehbare Zeit ohne erhebliche praftifche Bedeutung tt. — 

Die zum Schuße der Rechte Eingeborener in S 32 der Enteig- 
nımgsverordnung enthaltene Bejtimmung weist nod) eine Befonderheit 


auf. Es ift bereits erwähnt, daß Die auf Grund diefer Borichrift 
enteigneten Ländereien als Kronland in das Eigentum des Fiskus 
fallen, "Hieraus folgt, daß auch) jeweils der Fiskus die Eigentümer 
oder Beier zu entjchädigen hat. Hinfichtlid) der Entihädigung it 
weiter beftinmt, daß diefelbe auf die Erftattung der Unfojten für 
den erjten Erwerb der Ländereien von den Eingeborenen befchränft 
werden Tann. 

Es it Schon darauf hingewiefen, daß das Land anfänglid) von 
den Eingeborenen vielfach) Durch fait wertloje Sachen erworben wurde, 
Der Erpropriierte würde nach diefer Beftimmumg dann aud nur eine 
ganz geringe Entfhädigung für das Srundftüc befommen und für 
die aufgewendete Arbeit feinen Erfag erhalten. Srgend welde Be 
forgnifje find aber aud) in diefer Hinficht nicht begründet, 

Nachdem bereits in einem NRımderlaß!) die Gouperneure darauf 
hingemwiefen worden ind, daß nur in wirflihen Notfällen auf 
den Enteignungsantrag nad $ 32 der KBO. zurücdzugreifen jet, 
erflärt noch die hierzu ergangene Verfügung des Reihsfanzlers in S 5, 
dab in den Fällen des 5 32 bezüglic) der Entjhädigung die Srumd- 
füge der Billigfeit in Amvendung gebracht werden, 

Km übrigen ift noch zu bemerfen, daß die Vorfehrift injofern 
nicht von einfchneidender Wirfung fein kan, als die Grumnd- 
ftüdswerte in den Schußgebieten mur in geringem Mape fteigen. 
Daher kanıı von einem erheblichen Ausfall mit Rüdfiht auf die 


3) Bgl. den ©. 86 Anm. 2 erwähnten NRunderlaß: 


j 
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Höhe der Entihädigung der bisher erworbenen Eingeborenengrund 
itüidde feine Nede fein. Hinfichtlid) Des jpäteren ‚Erwerbs jolder 
Gemditücde ift aber durcch gejeglihe Beltimmungen hinveichend Bor 
forge dafür getroffen, daß Ddiejelben nur bei entiprechender Gegen 
leiftung in die Hände Dritter gelangen. 


S 33. 
ß. Seitftellung der Entfhädigung. 


Es ift bereits erwähnt, daß der Bezixrtsamtman, falls Ein- 
wendungen gegen die Enteignung erhoben werden, einen Termin 
zur Verhandlung über diejelben zu bejtimmen bat. Der Bezirts- 
amtmann hat darauf hinzumeijen, daß in. diefem Termin zugleich 
eine Vereinbarung über die Entjhädigung getroffen wird. Kommt 
eine Einigung nicht zu ftande oder ift ein vorberatender Termin, 
da feine Einwendungen erhoben find, nicht anberaumt, jo ilt Durch 
den Bezirfsamtmann nad) der Verleihung des Enteignungstedts an 
den Unternehmer ein befonderer Termin zur Feititellung der Ent- 
ihädigung zu bejtimmen, wozu die Beteiligten zu laden jind. 

Zuvor hat jedoch der Bezirtsamtmann den Unternehmer aufzu- 
fordern, fi) zu erklären, welde Entihädigung er zu zahlen bereit 
ift.. Der Unternehmer bat ferner für Die Herbeiihaffung der erfor: 
derlichen Nachweife beforgt zu je, falls diejenigen Perjonen, Deren 
Rechte duch das Enteigrumgsperfahren betroffen werden, no nicht 
feftitehen. Das Enteignungseeht famı Dem Unternehmer auf Antrag 
Des BesirkSamtmanns durch den Gouverneur wieder entzogen werden, 
DEN: er diefer VBerpflihtung nicht nadhlommit. 

Beteiligten fünnen in dem anberaumten Termin binfichtlic) 
der Entiesäbigung eine Vereinbarung treffen. Andernfalls bat der 
AR einen auf Grund der möglihjt unter Zuziehung eines 

Sahverjtändigen jtattfindenden Berhandlungen Die Entjhädigung 
feftzufegen. Der mit Gründen zu verfehende VBeihluß ift Den DBe- 
teiligten zuzuftellen. Gegen diefen Beihluß des Bezirsamtmanns 
jteht den legteren bis zum Ablauf eines Monats nad) der Zuftellung 
der Rechtsweg offen, — 

Die hier gefegte Monatsfrijt wird allgemein als zu kurz bemefjen 
bezeichnet.) Dies erjcheint richtig, joweit es jid) um Perfonen oder 

1) In diefem Sinne äußerten ji die Geite 90 Anm. 1 angeführten Gut- 
adhten und die Eingabe der Handelstammer zu Berlin von 10. Ntovember 1903, 
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Sefellfehaften handelt, Die weder im Schubgebiet wohnen nod) Ddajelbit 
ihren Si haben. Da mn nad) $ 28 Abj. 5 der Enteignungsper- 
ordmmg bei Buftellungen nah) dem Musland — als Ausland üt 
hinfichtlich der Zuftellungen aud das Deutjche Reich anzujehen!) — 
der Gomverneur für den einzemen Fall die Frijt bejtimmt, nad 
deren Ablauf die Zuftellung als bewirkt anzujehen tt, jo erichien e3 
angemefjen, auch die Frilt des S 15 durch den Gouverneur oder 
Bezivksamtmann mit Rüdjiht auf die räumliche Entfernung der 
einzelnen Schußgebiete jedesmal befonders fejtjegen zu (aflen. Ein 
Vorfchlag wurde dahin gemacht, gegenüber einzelnen in Deutjchland 
domizilierten Perfonen oder Gejellichaften Die die Frift in Lauf 
iegende fürmliche Zuftellung nit früher vornehmen zu lajjen, als 
bis die betreffenden Vertreter im Schußgebiet Zeit gehabt haben, 
fich der Entjchließungen ihrer Auftraggeber zu vergemwiljern.?) ES 
wird fich jedoch mit der Zeit kaum umgehen lafjen, entweder eine 
längere Frift zur Bejchreitung Des Nechtsmwegs zu bejtinnmen oder 
den Gouverneur zur Feitlegung der Frift für jeden befonderen Yall 
für berechtigt zu erklären, 


S 34. 
e. Vollziehung und Wirfung der Enteignung. 


ft die Frift des S 15 der Enteigmmgsverordnung abgelaufen, 
das Urteil rechtskräftig oder die Sache jonit G- B. durch Verzicht auf 
Begehung des Nechtsmwegs) erledigt, 0 wird die Enteigmmg durd) 
den Bezirisamtmann ausgeiproden, Der Enteignungsbeihluß it 
dem Grumdftiidseigentümer und dem Unternehmer zuazuftellen, und 
dem Geumdbuchamt ift hiervon Nachricht zu geben. 

In dringenden Fällen kann der Gouverneur jchon vor Ablauf 
der einmonatlichen Frift auf Antrag die Enteignung bemwilligen, falls 
die Entfhädigung bezahlt oder fidher gejteltt it. 


1) Vgl. au) Seelbad) a. a. D. ©. 12-18. — Nach Abihlup der Abhandlung 
finde ich eine Bejtimmung bezüglich des Schubgebietes von Kiautfchou, worin bie 
gleiche Unficht vertreten wird. Danad) gelten für Zuftellungen Deutihland, andere 
Schußgebiete und Die Konfulargerichtsbezirke, mit Ausnahme ber in Schantung 
gelegenen Orte mit Detadjements und deren Umgebung als Ausland. VD. des 
Gouverneurs, betr. die Juftellungen ufw. Vom 21. Juni 1904 Kol®. VIH. Dritter 
Teil. Nr. 18. ©. 290. $ 17. 

2) Nunderlaß der Kolonialabteilung vom 20. November 1903, betr. die Frift 
de8 815 der Haiferl. Enteignungsperordnnung. — Derfelbe ift nicht veröffentlicht. 
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Der Unternehmer erwirbt das Grundftüc mit der Buftellung des 
Enteignumgsbejhluffes an den Eigentümer des Srundftüds. Mit 
diefem Zeitpunkt find fämtliche Nechte, die früher etwa an dem Grund» 
jtiic€ beitanden, aufgehoben, } jomweit fie nicht auf Grund ausdrüdlicher 
Aufnahme im Enteiguungsbeid [u weiterbejtehen, 


S 35. 

4. Bereinfahungen des Verfahrens in befonderen Fällen. 

Sollen zum Bau oder zur Unterhaltung öffentliher Wege 
Materialien entnommen werden, jo ilt das Berfahren bei dem Be: 
zieksamtmann einzuleiten. Derjelbe hat dann aud) iiber die Verleihung 
des Enteignungsrechts und die Höhe der Entfehädigung zu entiheiden, 
wenn fich nad) geeigneten Ermittelungen ergibt, daß die Entichädigung 
die Höhe von 1000 Mark nicht erreichen wird. lberfchreitet die zu 
gewährende Entjhädigung den Betrag von 1000 Mark, jo richtet ji) 
das Verfahren nad) den allgemeinen Rorihriften, Dasjelbe verein: 
fachte Berfahren kan nad dem Ermeifen des Gouverneurs eintreten, 
wenn nad dem Antrag des Unternehmers das Eigentum an einem 
Grundftüd nur für eine bejtimmte, ein Jahr nit überjteigende 
Beit einer Beihränfung unterworfen werden jol, Endlich 
fönnen das Eigentum und alle jonjtigen Rechte der Singeborenen 
an Grumdftüden auf Antrag des Unternehmers Dur) den Bezirks- 
amtmanı nad VBormahme entiprechender Ermittelungen enteignet 
werden. 

Das Verfahren ijt in der Art abgekürzt, Daß der ? Bezirtsamtmann 
in emem mit Griimden zu verjehenden Beihuß q feichzeitig iiber Die 
Verleihung des Rechts und die Höhe der Entihädigung zu enticheiden 
hat. Gegen diefen Beihluß ift innerhalb eines Monats nach der 
Buftellung Die Bejhwerde an den Gouverneur zu läffig. Die Be: 
ichwerde hat feine auffchiebende Wirkung; das durch den Beihlup 
zugeiprochene Recht wird vielmehr in jedem Falle mut der Zuitellung 
erworben, 


S 36. 
5. Verzicht und Verlust des Enteignungsrehts 


Wird dem Unternehmer das Enteigmungsrecht verliehen,, jo hat 
der die Verleihung ausiprechende Beihlup einen Heitpunft zu be- 
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jtimmen, bis zu weldjem von dem Recht Gebrauch) zu machen ift. 
Macht der Unternehmer hiervon feinen Gebrauch, jo exrlifcht jenes 
Recht. Derfelbe haftet für die Nachteile, die dem Entihädigungs- 
berechtigten Durch das Berfahren erwachlen find. 

Kenn der Berechtigte von dem Unternehmen auritcteitt, nachdem 
bereits die Entfhädigung feitgefegt ift, jo fan der Srundjtüdse 
eigentümer — abgefehen von Dem Erjat für die Dur) das Verfahren 
entitandenen Nachteile — Leiftung der Entihädigung gegen Auflafjung 
des Grumdftüds oder Eimräumung der dem Unternehmer in dem 
Beichluß zugejprochenen Rechte verlangen. 


S 37. 
3. Die Erfisung. 


5) 


Das BGB. hat — abgefehen von der og. Tabularerfigung in 
8 900 — eine Erjigung von Srmdftüden nicht zugelaffen. Diejer 
Srumdfas beruht auf dem Prinzip Des Srmdbuchigitenms. Das 
Grundbuch bezwedt in eriter Linie die Kundbarmadung des Eigen- 
tums. Mit diefem Zwed des Grumdbud)s verträgt ich aber die 
Erfigung nicht. Soweit es fi Dagegen um Srundftüde handelt, 
die im Grumdbud nicht eingetragen find, finden Die Borjehriften Des 
BGB, keine Urnvendung, da dasjelbe als Regel vorausfegt, daß alle 
Srmditiide durch) das Grundbuch nahzumeien jind!). 

Armwiemweit dies für Die in den Schußgebieten gelegenen SrunDd- 
jtüde gilt, it im folgenden zu unterfuchen, 

Art. IV Abjchnitt 9 der General-Atte der Samoa-flonferenz in 
Berlin?) enthält folgende Beftimmung: Der unbejtrittene Befiß und die 
fortdauernde Bearbeitung von Sändereien durch Fremde während eines 
Zeitraumes von zehn Jahren oder länger follen einen gültigen Titel 
auf die jo bearbeiteten @ändereien vermöge der Verjährung bilden”); 


1) Vgl. näheres in den Motiven zu dem Entwurf eines BOB. III. ©. 306 ff-. 
ferner in den Beiträgen zur Erläuterung und Beurteilung des Entwurfs eines BGB. 
für das Deutfche Neid). Berlin 1889. 18. Heft. Cofad, Das Sadhenregt ©. 74 und 75. 

2) Kol®. 1. Nr. 250. ©. 656. 

3) Falls es ji um eine Türzere Zeit handelte, fonnten — wenn Sand in 
gutem Glauben erworben und verbefjert oder bearbeitet worden war — Mängel 
de8 Titels dadurd) ergänzt werden, daf der nhaber dem Berechtigten nadträglich 
eine Geldfumme zahlte, deren Betrag durch die Kommiffion zu beftimmen und dur) 
den Gerichtshof als billig und geredt zu beftätigen war (Abfchnitt 10 der Alte). 

‘ 


die Eintragumg eines folden Titels Tann angeordnet werden. ES 
it dies die einzige Spez talvorichrift, die Hinfichtlich der Srumditüde 
in den Schußgebieten von einem Erwerb ea Erfigung jpricht. Titel 
und guter Glaube find nicht eı äb yrderlich; e8 genügt der unbejtrittene 
Befig ımd die Bearbeitu Ag Def Aare während der Zeit von min 
deitens 10 Jahren. Die Bejtimmung bezmwedte vor allem, die infolge 
der gemeinjchaftlihen Verwaltung der Regierungen Deutjchlands, 
Englands und der Vereinigten Staaten von Amerifa auf den Samoa 
Anfeln bejtehenden unflaren Grundbefitverhältniife zu regeln!); wer 
die Bedingungen des Abjhnitts 9 der Alte nachzumeiien vermochte, 
folfte als rechtmäßiger Eigentümer des in Detradht fommenden Landes 
anerkannt werden. Eine Geltungsfraft befigt aber dieje Vorjerift 
heute nicht mehr. Wenn auch aus Der RD, des Gouverneurs Don 
Samoa vom 1. März 1890, betr. die Recht Sperhältniffe?), welche Die 
Artitel IV und VI der Akte weiter ausführt, nicht ohne weiteres zu 
eriehen ift, ob die General-Ntte fernerhin nod Gültigkeit hat, oder 
ob fie aufgehoben ift, jo ift doch die Aufhebung des Abichnitts 9 
Artikel IV der Akte aus der AWD. vom 21. November 1902 zu ent- 
nehmen. Der $1 der KBD. erklärt — wie bereits früher erwähnt 
— die in 8 19 des KonfGG. enthaltenen Borjipriften, al5 aud) Die 
jenigen des BGB., für amvendbar, Bis das Grundbud) als angelegt 
anzufehen ift, bejtimmt mm zwar Art. 189 EGZBOD., daß der 
Erwerb des Eigentums an einem Grumdjtüd auch nad) dem Sntraft- 
treten des BGB. nach den bisherigen Gefegen erfolgt. Diejer Artikel 
findet aber Hinfichtlih der Grumdftüde in den Schußgebieten feine 
Anwendung (8 2). Ein Erwerb durd) Erfigung, wie ihn die General 
kte Eannte, it alfo nunmehr ausgejchlofjen. 

Da die AWO. vom 21. November 1902 über die Erfigung von 
Srundftüden nichts bejonderes bejtunmt, aud) Art, 189 EGZBOL. 
feine Gültigkeit hat, jo finden nur die Vorjchriften des BOB Yn- 
wendung, Damit ift aber zugleich erwiejen, daß in den Schußgebieten 
Grundjtüde, die nicht im Grumdbud) eingetragen find, nicht exrjejjen 
werden können. Denn das BGB. fennt nur eine Erfigung nad) S 900: 
Mer als Eigentümer eimes Grundjtüds im Grundbud, eingetragen 
it, ohne daß er das Eigentum erlangt hat, erwirbt das Eigentum, 


1) Die General. Alte lautet im Eingang: ...... von dem Wunjche geleitet, 
für die Sicherheit des Eigentums ihrer auf den Samova-Infeln anfäffigen Bürger 
und Untertanen Sorge zu tragen. 

2 Kol®, V. Nr, 29, ©. 33., ABI. 1900. ©. 312. 
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wenn die Eintragung 30 Jahre beftanden umd er während Diejer 
Zeit das Grumdftüd im Eigenbefig gehabt hat. Es wird fomit Ein- 
tragung als Eigentümer und Eigenbefig während 30 Jahre verlangt; 
dagegen find Titel umd guter Glaube nicht erforderlich. 

Wie fonad der zu Unrecht als Eigentümer im Grundbud Ein- 
getragene unter vorjtehenden Bedingungen das Eigentum an Grund- 
ftüicten erwerben fann, fo ift das gleihe anzunehmen, wenn jemand 
als Eigentümer eines Grumdftüds im Landregijter eingetragen ift. 
Denn letteres foll die Stelle des Grumdbuchs für diejenigen Grund- 
itiife erfegen, die ein Grmdbudhblatt noch nit erhalten haben, 
Someit nicht Ausnahmen beitehen (SS 22, 23), fommen dann aber 
auch die allgemeinen, für die im Grundbud) eingetragenen Grund- 
jtiide gitltigen BVBorfchriften zur Anwendung. 

E83 mag hierbei noch) bemerkt werden, daß bezüglid) der Erfigung 
eine Unterfcheidung zwilchen Grumdftüden, die Eingeborenen und 
iolchen, die Nichteingeborenen gehören, nicht gemacht werden fanın, 
Wenn bei dem Erwerb dur Übertragung von Grumditüden der 
Eingeborenen die Schußgebietsverordnungen ftrengere Borichriften 
aufweifen, fo find diefelben in erfter Linie zum Schuge der Einge: 
borenen felbjt erlaffen. Die Tabularerfigung ift aber aufgenommen, 
um den dauernden Zwiejpalt zwijchen dem Srundbuh und Belih 
auf der einen Seite und dem wirklichen Recht auf der anderen Seite 
au bejeitigen?). — 

Einen Erfag der Erfigung gibt das BOB. in S 927: Der 
Eigentüimer eimes Grundftüds kann, wenn Das Grundjtüd jeit 
30 Jahren im Eigenbefig eines anderen üt, im Tege Des Aufge- 
botsverfahrens mit jemem Net ausgejchloffen werden. Mit dem 
Erlab des Ausihlußurteils wird das Srundjtücd herrenlos. Das 
Recht der Aneignung fteht nur demjenigen zu, der das Yusichlup- 
teil. erwirft hat. Die Aneignung erfolgt dur) Eintragung Des 
Berechtigten als Eigentümer in das Grundbud). Es wird jomuit 
dreißigjähriger Eigenbeji, Yusihliegung des früheren Eigentümers 
duch ein Ausihlußurteil md Eintragung in das Srundbucd) gefordert; 
Titel umd guter Glaube werden aud) hier nicht verlangt. Meiter ijt 
noch zu berüdjichtigen, daß das Aufgebotsverfahren jomohl gegen den 
im Grumdbuch nicht eingetragenen, als aud) gegen den eingetragenen 
Eigentümer zuläfftg it. In legterem Falle muß aber der Eigentümer 


1) Stredler, Rechte an Grundftüden. Verlin. 1898. ©, 48 ff. 
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gejtorben oder verjchollen fein, und es darf eine der Zuftimmung 
des Eigentiimers bedürfende Eintragung in das Grundbuch jeit 
30 Jahren nicht erfolgt fein. — 

Aus dem Umftand, daß bei Anlegung des Gru ndbuchs in den 
Schußgebieten mit Schwierigfeiten mannigfachiter Art gerechnet 
werden muß, ergibt jich, daß die Beitimmungen über die Erfigung 
vor Zeiten kaum von praftifcher Bedeutung jein werden. 


HI. Das Grundftüdsrecht in Riantichon. 


S 38, 
1. Allgemeines. 


Man ift gewohnt, das gefamte Landgebiet in China als im 
Eigentum des Kaifers jtehend anzufjehen, daS — als og, Obereigentum 
— den vollen Privatbeiiz ausfhließt. Gegen diefe Auffaflung 
wendet ji Franke in feiner Abhandlung „Die Rechtsperhältniffe 
am Grumdeigentum in Ehina”!) und jucht nahaumeilen, daß Der 
Anhalt des Privateigentums am Grund und Boden in China ebenfo 
vollftändig ift, wie in einem anderen Staate der Welt, und daß es 
fomit unbegründet ift, China eine Sonderftellung in diefer Hinficht 
gegenüber anderen Staaten einräumen zu wollen. 

Uriprünglich bejtand in China gemeinjanes Bolfland mit Dem 
Kaifer als Träger der Gemeinfamfeit, Daneben gemeinfames Stanun- 
(and mit den Vafallenfüriten alS Träger der Stammesgemeinjchaften; 
dev einzelne felbft war noch vom Eigentum ausgejchloffen. Allmahlich 
verteilte man das Land an die Untertanen, Gimer bejtimmten 
Anzahl von Perfonen wurde Land zugemiefen, von dem em Teil 
als Gemeindeland von fämtlichen Familien zu bearbeiten war. Das 
übrige Land wurde gleihmäßig an die Yyamilien verteilt, das den 
Privatbejit derjelben bildete. Bon dem Ertrag des Gememdelandes 
mußte ein Teil als Steuer abgeliefert werden. Weiterhin wurden 
den einzelnen je nad ihrem Alter oder Geflecht beitunmte abge: 
mefjene Streden Landes übermwiejen, wovon ein Teil im Falle des 
Todes Des Beligers der Familie desjelben gehörte, während Der 
perjönliche Anteil an den Staat zurücftel, der Denjelben — wohl 
der Regel an den Sohn des Beritorbenen — meitervergab. YZulegt 


>. 


1) Franke, Die Rechtsverhältniffe am Grundeigentun in China. ©. i 
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bewarb fich der einzelne um Odland, das ihm als Eigentum zur 
Bebauung übergeben wurde; und zwar wurde das Land jeiner 
Qualität nad in drei laffen geteilt, von jeder Nlaffe erhielt der 
Bewerber einen beitinmmten Teil, Sebt fand au eine Negiltrierung 
der Grumdftüce ftatt, und es zeigten fich die Anfänge eines geordneten 
Srumdbuchmweiens. 

Der Entwilungsgang des Grundeigentums war jomit ein ähn= 
licher wie in anderen Staaten. Urjprünglic) gab es fein Privat- 
eigentum am Grumd und Boden; es bejtand Gemeingut und Semem- 
genuß. Das Land gehörte dem Staat und Träger Diefer Semeinjamfeit 
war der Fürft, Allnählich jedod) Löfte jich der Kommunismus im 
Bodenbejit, und nad) manden Entwidllungsjtadien entitand voll: 
fommen freies Eigentum am Grmd umd Boden. 

Do wird vielfach der anfängliche Stand des Grundeigentums 
fir China als heute noch bejtehend angenommen. Man beruft ji) 
hierfür einmal auf die unter den Chinefen felbjt vertretene Anficht, 
dab der Kaifer Univerfaleigentiimer des Landes jei. Und dann wird 
auf die Erhebung von Abgaben feitens des Staates, auf das Necht 
des Staates zur Erwerbung des herrenlojen und des an Fluß- und 
Meeresufern fich bildenden Landes und auf die ftaatlicherjeits feit- 
gelegten Einjchränfungen des freihändigen Berfaufs bingewiejen. 

Franke findet in der erften Anfiht eine zu Mihverftändniljen 
führende Vermifhung Der unter den Ehinefen herrichenden religiöjen 
Anfhauungen mit der Staatsidee. Es fei erflärlid, dab Das hinefiiche 
Bolt in feiner Eindlichen Pietät gegen den Slaifer, wie jie fih aus 
der inefifchen Philofophie deutlich ergibt, alles Land „inter dem 
weiten Himmel als des Herrfhers Land“ anjteht. Dies fei aber in 
dem religiöfen Sinne des hinefiihen Deismus zu veritehen, und 
man könne daraus nicht einen IAnipruc des R latjexs auf den gejamten 
Grund ımd Boden folgern. Ebenjo habe jih aus den Quellen eine 
Beftätigung diefer Auffaffung nicht finden laffen, vielmehr ergebe jid) 
gerade aus Diefen, dap ein unabhängiges PVrivateigentum fid |hon 
frühzeitig entiwidelt habe. 

ber auch die vom Staat in Anipruch genommenen Rechte fünnen 
nicht als Beweis fir ein beftehendes Obereigentum des Ratjers an- 
gejehen werden. Einige gelten aud) in anderen Staaten al3 Rechte 

des Staates, und joweit dies nicht der all iit, ann man, wie Srante 
mit Recht hervorhebt, die hinefishe Nedtsanihauung nicht als Aus 
Hub der Marime vom Obereigentum betrachten, vielmehr beruht jie 


ET 


— 12 — 


auf der nicht gerechtfertigten Ausdehnung eines allgemein anerfannten 
Begriffs. — 

Das Kaiferl, Deutiche Marinefekretariat ift mun in feiner Dent 
ichrift vom Jahre 1898") der Auffaflung, es habe vor der Deutichen 
Erwerbung ein Obereigentum des Kaifers an dem gejamten Grund 
und Boden in tautfchou beftanden, beigetreten. ES erfennt aller- 
dings an, daß in der Praris bei bebautem Boden ein tatfächlicd) als 
Eigentum fid) darftellendes volles Verfügungsrecht des Bejigers be- 
stehe, jobald diejer eine Grundfteuer entrihte. Aber es icheint, daß 
die Fbee eines fjoldhen Obereigentums beim Erlaß der noch zu ets 
wähnenden Landordnnumng vorherrfchte. Denn e$ mußten immerhin 
Anhaltspunkte gegeben fein, um die Möglichkeit einer Durchführung 
der Beitimmumgen der Landordnung, die in weitgehenden Maße 
die Eigentümer der im Sttautjhougebiet gelegenen Srundjtüde in 
ihren Rechten bejchräntte, vorausjegen zu Fönnen. Und tatfächlich 
hat auch die Landordnung feinen Widerjprucdh feitens der chinefiichen 
Einwohner gehinden. — 

Aus dem Umstand, daß man einmal einer infolge der Bejegung 
Kiautihous durch Deutichland als jicher zu erwartenden Zandipefu- 
lation vorbeugen, dann aber aud) das Neid) darauf bedacht jein 
mußte, eine große Anzahl der im Befis des Staates oder von Privat: 
perjonen befindlichen Grundftüde für Stadt und Hafenbau zu er- 
werben, ergibt es fich, wie fehwierig es war, eine die \fnterefjen det 
Allgemeinheit jhügende Regelung der Grumdjtücsverhältnijfe vor- 
zunehmen. &s ift daher von Bedeutung, daß Admiral von Diederihs 
fofort bei der Befegung des Landes jede Befitveränderung ohne 
feine Zuftimmumg verbot. 

Yus manderlei Gründen?) erfchien der bei Regelung der Ber- 
hältniffe zuerjt in Betracht fomımende Ankauf der erforderlihen Grund» 
jtüce bedenklich. Man entfchied fic) vielmehr für ein Vorfaufsrecht 
zu Gimjten des Reichs. Mit der Ausführung Ddiejes Blanes wurde 
der jegige Direktor der Kolonialabteilung Dr. Stübel, Damals Gene- 
raltonful in Schanghai, betraut, dem Admiralitätsrat Dr. Schrameter 
beigegeben wurde. 


I) Val. „Die deutihe Landpolitit in Kiautihou”, Beitfchrift für die gefamte 
Staatswiljenichaft. 1899. 55. Jahre. 2. Heft ©. 375. 

*) Bol. Schrameier, Wie die Landordnung von Hiautfchou entjtand? Soziale 
Streitfragen, Heft 14. Bol. aud „Die deutjche Landpolitif in Kiautfchon.“ ZBeit- 
fchrift file die gefamte Staatswifjenihaft. 1899, 55. Jahrg. 2. Heft ©. 375. 
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Das Vorfaufsrecht wurde in der Weife geftaltet, daß die Grund- 


jtücseigentümer auf Grund eines Vertrags fich verpflichteten, ihr 


Band bis auf weiteres nur an das Reich zu verkaufen. Den Eigen- 
tiümern wurde hierfür der Doppelte Betrag Der zu entrichtenden 
Sahresgrumdftenter bezahlt. Falls ein Kauf zwifchen dem Rei) und 
den Eigentümern zu jtande fan, iollte der vor der Befigergreifung 
gültige, ortsübliche Preis, der in jedem einzelnen Falle feitzujegen 
war, als Kaufpreis gelten. Solange der Ankauf nicht erfolgte, 
blieben die Eigentümer im Befis und Genuß ihrer Srunditüde.”) 

&8 war duch diefe Abmahungen nicht allein ausgejchlofjen, 
daß fremde Spekulanten nad) der Befigergreifung große Ländereien 
anfauften und die Preife nach ihrem Gutdünfen fejtjegten, fondern 
auch das Reich ficherte jich den Mehrwert, wenn es die angefauften 
und im Breife gejtiegenen Grumdjtüde ipäter wieder zu verkaufen 
beabjichtigte. 

Die Arbeiten waren bei den fehwierigen Srumdbefigverhältniffen 
äußerjt zeittaubend, führten aber zu einem günjtigen Ergebnis. Das 
Reich hatte fich mit der Beit das Vorkaufsrecht fir den überwiegenden 
Teil des in Betracht fommenden Landes gejichert. 

Fedod Fonnte der Verkauf von Srumdjtüden an Gejellichaften 
und Privatperfonen erjt jtattfinden, nachoem ein Bebauungsplan für 
das Schußgebiet aufgeftellt war. Denn exit hierduucdh; war Sicherheit 
dafiir gegeben, daß die Anlage der Stadt und die Entwidlung des 
Hafens nad) dem Willen der Regierung erfolgte und eine die ganze 
Entwidlung des Schußgebietes ichädigende Landfpefutlation nicht 
auffommen fonnte. Mit Ausgang des Jahres 1898 Fonnte mit der 
Vergebung von Land begonnen werden. Die maßgebenden Grumd- 
fäbe find in der VD, von 2. September 1898, betr. den Yanderwerb 
in dem deutichen Sautjchougebiet?) enthalten. 

1) Die WO. des Gouverneurs vom D. Mai 1904, betr. Landübertragungen 
unter der dinefifchen Bevölkerung in dem deutfchen Kiantjehougebiet, läßt eine 
Eigentumsübertragung an Srumdftiiden, die durch das Gouvernement noch nicht 
angefaujt jind, nur unter Shinefen — umd zwar mit Genehmigung. des Gou- 
perneurs — zu, Die im Schußgebiet oder im Tfimo- oder Kiautjchoufreife ihre 
Heimat haben, Näheres vgl. RolG. VI. Dritter Teil. Nr. 11. © 280. Amtsblatt 1904. 
.88. — Der 8 1 der BDO. vom 2. September 1893. (KolS V. Anhang Nr. 4. 
198), der undeutlich gefaßt ift, aber wohl ebenfalls nur Chinefen meinte — Verbot 
der Eigentumsübertragung oder Berpahtung an andere ald Bewohner desjelben 
Dorfes oder Mitglieder derjelben Familie —, ift Hierdurch aufgehoben. 

%) Kol®. V. Unhang Nr. 4. ©. 198. 
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8 39. 
2. Die Landordnung 
und die neueren gejeglihen Bejtimmungen. 

Se nad) Bedürfnis jchreibt der Gouverneur von Zeit zu Zeit 
öffentliche Landverfäufe aus. Der VBerfaufstermin tft in der mindeftens 
14 Tage zuvor erfolgenden Befanntmahung anzugeben, dabei das 
Grunditüf genau zu bezeichnen und der Mindejtpreis fejtzufegen. 
Der Zuflag an einen Käufer erfolgt gegen Meiftgebot. Die Bieter 
müffen das Gefuc um Überlaffung eines Stüces Landes mindejtens 
acht Tage vor der Befanntmahung des Termins dem Goupernement 
einreichen. Dem Gejuch Ut ein allgemeiner Benutungsplan beizu: 
fügen und der Zwed anzugeben, zu dem das Gumbdjtüd erworben 
werden joll. Der Benugungsplan unterliegt der Genehmigung des 
Gouverneurs. 

Dei einer Wiederveräußerung verpflichten Jich die Käufer, 33'/, % 
des Dabei erzielten Reingewinns an das Gouvernement zu bezahlen. 
Hierbei wird jedoch der Wert aller von Käufer nach feinen eigenen 
Angaben — eventuell auf Grund einer Prüfung duch eine Kommitifion 
— an dem Grumdjtücd vorgenommenen Berbefjerungen nebft Zinfen 
von 6% von dem beim Weiterverfauf erzielten Preis abgezogen. 
Sn jedem Falle behält fie) aber das Gouvernement das Vorkaufsrecht 
zu dem von den Grumdjtüdseigentümern angegebenen, dem Gouver- 
nement vor vem aufabichluß jeweils mitzuteilenden Breife vor. Neben 
der Abgabe von 33?/, % der Preiserhöhung wird vom Gouvernement 
bei jeder Weiterveräußerung noch eine Umfchreibegebühr von 2% 
des Wertes, und zwar 1% vom Berfäufer und 1% vom Käufer 
erhoben. 

Grundftüce, die während der Dauer von 25 Jahren den Eigen- 
tiimer duch freiwilligen Verkauf nicht gemecjfelt haben, können mit 
einer bejonderen einmaligen Abgabe von höchjitens 331/,% belegt 
werden. Der Wert der Grundftüde ift duch eine Kommiffion abzu: 
IHägen; die Auflage kann nad) weiteren 25 Jahren wiederholt werden. 
Das Gouvernement erhebt von den Eigentümern der abgegebenen 
Hrunditüde eine Grundjteuert) in Höhe von 6%, vom Wert des Grumd- 
jtüds. ALS Wert gilt in den eriten drei Jahren der Kaufpreis, den 
a LOB ne 9egablt.hat: Sn der Solge wird Der 

gemwijen Hwilchenräumen Durch AUbjihägung bejtimmt. 


I) Vgl. hierzu die VO, vom 1. Januar 1899. KoI®. V, Anhang Nr. 7. ©. 202. 
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Durch eine Bekanntmadhung des Gouverneurs vom 14. Juni 1900, 
betr, Qanderwerb!) erfuhr das beim Ankauf von Land einzubaltende 
Verfahren Ünderumgen. 

Augleic; mit Feitjegung Des Beriteigerungstermins ijt fortan 
eine Gebühr von 25 Dollars zu erheben, die nad) Zufchlag Des 
Grunditiids zurüdgegeben oder von Dem Kaufpreis in Abzug gebracpt 
wird. Kann der Termin infolge Verfchuldens des KRaufliebhabers 
nicht abgehalten werben, fo verfällt die Gebühr. Als KRaufbedinaung 
ift in das Protokoll die Verpflihtung des Käufers aufzunehmen, 
während eines Monats den Antrag beim Grumdbuchamt zweds Ems 
tragung des Grumdftüds im das Grumdbud) zu stellen. — Der ftauf- 
preis it in der Regel fofort zu entrichten. Doc Tann der Zufchlag 
auch) erfolgen, wem der Käufer hinreichende Sicherheit gewährt. In 
diefem Falle ift ein Zehntel des Kaufpreifes anzuzablen; der Reit: 
betrag wird auf einen Monat gegen 10% Binfen gejtundet, Falls 
die Summe nicht gezahlt wird, fanın auf eine Strafe von 50 Dollars 
erfannt werden; dabei hat das Gouvernement ein Rücktrittsrecht dom 
Pertrag, während der Käufer an den Vertrag gebumden bleibt. — 

Die Landordnung, die das fozialpolitiiche Problem einer Beter- 
(igung der Gefamtheit an Der MWertiteigerung des Grundes md 
Bodens der fung näher zu führen jucht, it von allgemeinem 
Smterefje. ES wäre feineswegs gerechtfertigt, den Chinefen, Die zu 
der Preisfteigerung nicht das geringfte beitrugen, den Mehrwert Der 
Srundftücde zu überlaffen. Aber aud) der exite Käufer, der Yand 
womöglid) zu billigem Preife anfaufte, hat feinen Anfpruc auf Die 
MWerterhöhung. ES erjhten billig, dem Schußgebiet eine regelmäßige, 
von Schwantumgen unabhängige Eimahmequelle beim Weiterverkauf 
der Grumdftüde und allgemein dur) die Grumdjteuer zu geben’). 


1) Kol®. V. Anhang Pr. 19, ©. 218. 

°) Vgl. Hinfichtlich des wirtjchaftlichen Wertes der Landordnung die interefjanten 
Ausführungen Schrameiers a.a D. ©. 18 ff. — 

Der Bund der deutfchen Bodenreformer hat in einer Eingabe an den 
Reichskangler den Wunjc ausgejprochen, eS möchten Die Grundfäße, die für die 
Sandordnung von Kiautjchou beftimmend waren, auch auf die anderen beutjchen 
Kolonien angewandt werden. „Wie ganz anders würde im Volk der Gedanle an 
unfere Kolonien wirten, wern die Reihsregierung den Bodenmwucher unmöglich) 
machen und den Mehrwert des Bodens nun auch dem deutfchen Vollsganzen 
ficyern Könnte” (Kol. 16. Jahrg. NM. 3. 12. Jahrg. 1899. Nr. 28. ©. 262.). &8 
muß als höchit fraglich exjcheinen, ob die Anwendung der gleichen Grundjäge 
der Entwidlung der übrigen Kolonien fürderlid) wäre. M. E. müßte dies der Er- 
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Die Landordnung hat aud) nad) Erlak der AWO. vom 21. No- 

vember 1902 Gültigkeit, fomweit nicht die BO. vom 30. März 1903, 
betr. die Rechte an Grumdjtüden im Stautjchougebiet‘) Ünderungen 
getroffen hat. 
Der als Folge der Abweihung vom Benubungsplan oder feiner 
Nichtausführung gejette Berluft des Eigentums an den Fiskus des 
Schußgebietes (vgl. ©. 82 Arm. 2) tritt für die nad) dem 1. April 
1903 von dem Fiskus veräußerten Grundftüde nicht mehr ein, 

Anfangs mußten ji) die Erwerber zur Sicherung für die Aus- 
führung des Benußungsplans einer Bertragsftrafe unterwerfen, deren 


Höhe in den Kaufbedingungen — nur in Ausnahmefällen murde 
jie auf einen höheren Betrag als das fünffache des Erwerbspreifes 
beitimmt — fejtzufegen war, Für die PVertragsftrafe mwinde eine 


Siherungshypothef zur erften Stelle eingetragen, deren Löfchung 
nad Ausführung des Benugungsplans verlangt werden konnte, 

Eine Abänderung erfuhr die Vorfchrift duch) die VO, vom 
31. Dezember 1903.) Nunmehr erhöht fich bei Abweihung von 
dem genehmigten Benußungsplan oder feiner Nihtausführung inmer- 
halb der fejtgefeßten Frijt die Grundfteuer auf jährlih 9% des je- 
weiligen Steuerwertes. Nach erfolglofem Ablauf einer weiteren Frift 
von Drei Jahren erhöht fich diefelbe auf 12% und nad) je drei 
weiteren Jahren um 3%, bis zur Höhe von 24%. Na Ausführung 
des Benußgungsplans ermäßigt fi die Grumdfteuer wieder auf 6%. 
Die BD. ift am 1. Januar 1904 in Kraft getreten. Für die vor 
dem 1. Januar 1904 verkauften Grundftüde beginnt die exfte drei 
jährige Frilt an diefem Tage. 

Die VD. vom 30. März 1903 beitimmt weiter, daß das Vor: 

taufstecht der Regierung bei Weiterveräußerumgen von Grumdftücden 
alle Berfaufsfälle umfaßt ($ 1097 BGB.) Das PVorkaufsreht ift 
in die Kaufbedingungen aufzunehmen und in das Grumdbud) ein- 
suttagen, Bei einer Veräußerung ift dem Grumdbuchrichter nad) 
zuweilen, dab der Fiskus auf das Vorfaufsrecht verzichtet. 
Ihliegung derjelben hemmend im Wege jtehen, da die wirtjchaftlihen Berhältniffe 
in dem Dicht bermohnten Kiautfchou ganz andere find, als in den weiten, noch zum 
großen Teil berrenlofen Gebieten der anderen Kolonien. — Dal. in diefer Hinficht 
auch die Rede des Aomiralitätsrats Dr. Höhner iiber „Das Kolonialrecht und feine 
wirtichaftlihe Bedeutung“. SKtolg, 1902, 19. Yahrg. Nr. 14. ©. 130. 

1) Kvl®. VO. Dritter Teil. Nr. 14. ©. 299,, Amtsblatt 1903. ©. 67 und 68. 
®) Kol®. VII. Dritter Teil. Nr. 84, ©, 312., Amtsblatt 1904. ©. 1. 
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Die Verpflichtung zur Ausfehrung der 33'/,% des Reingewinns 
an den Fisfus und zur Zahlung der Abgabe nad) 25 Hahren find 
öffentliche Laften des Grumdjtüds. Das Grumdftüd haftet dafür 
au) ohne Eintragung in das Grmdbud). Gleiches gilt von der 


Grunditeuer. 


III. Das Bergwerkseigentum und die in den Kolonien geltenden 
bergredtlichen Beftinmnugen, 


S 40. 
1. Ullgemeine®. 


Das Bergmwerkseigentum gibt dem Berechtigten die ausschließliche 
Befugnis zur Aneignung Der in einem bejtimmten Felde befindlichen 
bergmänniichen Mineralien.) Hiernad) fünnte man der Anficht jeimn, 
dah der Bergmwerkshefiger Eigentümer desjenigen Teiles des Grund- 
its ift, das unter der Oberfläche fich befindet. Diefe Auffaflung 
wird vielfach vertreten, ift aber unrichtig. Die Bergbauberehtigung 
gibt zwar dem Snhaber das Recht, das fremde Grumdeigentum 
durch unterixdifchen, bergmännifchen Bau zum Bwede der Gewinnung 
der verliehenen Mineralien auszunugen. seder Gebrauch des Berg: 
baues aber, der diefem Zwede nicht dient, muß als unberechtigter 
Eingriff in das Eigentum des Grumdbefigers und daher als aus- 
geichloffen gelten.) Es ijt ferner von Bedeutung, daß der Berg: 
werfsberechtigte die Mineralien nicht auf Grund feines Nedhts un: 
mittelbar durch die Verleihung erwirbt. Die bergrechtliche Verleihung 
gewährt dem Berechtigten nur die ausichließliche Befugnis, die Mlines 
ralien innerhalb des betreffenden Gebietes aufzufuhen und zu ges 
winnen. Das Eigentum an den Mineralien wird aber erjt Ducd) 
Beliinahme erworben. ”) 

Wenn fomit das Bergwerfseigentum dem Berechtigten ein Eigen: 
tum an einer förperliden Sade nicht gewährt, fo haben dod) Die 
bergrehtlichen Beltimmungen in diefer Abhandlung Aumahme zu 
finden, da dasjelbe Durd) das Sejet zum unbeweglien Vermögen 
gezählt wird. — 


1, Dernburg, Bürgerl. Net. 2. Aufl. III. ©. 414. 
9) NG. Band 28. Nr. 34. ©. 153. 
3) RG. Band 10, Nr. 57. ©. 212. 
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Die preußifhen Beltimmungen über das Bergwerfseigentum 


haben nım m den Schußgebieten feine Anwendung gefunden, Der 
Ss 3 Schußgeb®. weit allerdings auf S 19 KoniG®. bin, der Die 
dem bürgerlihen Recht angehörenden Borjehriften der Neichsgefeße 
und der Daneben innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereid) 
des Allgemeinen PBreußifhen Landredts in Kraft ftehenden allge 
meinen Gejege für anwendbar erklärt. Nah S 21 KoniG®. kann 
jedod Durch KBO. das Bergmwerkseigentum abweichend von de 
nad S 19 Konf®G. maßgebenden Vorfchriften geregelt werden. Und 
S 3 der AND. non 9. November 1900 bejtimmt mieder, daß die 
Borihriften des S 19 KonfGG. auch bHinfichtlihh des Bergmwerks 
eigentums außer Anwendung bleiben, Der NReichstanzler und mit 
dejfen Genehmigung der Gouverneur find vielmehr berechtigt, fomweit 
diefe Verhältniffe noch nicht durch Kaiferl, Verordnungen geregelt 
find, die erforderlichen Vorjchriften zu exlaflen. Die ABO. vom 
21. November 1902 bat zwar S 3 Sat 1 der KVO. vom 9, No- 
vember 1900 außer Kraft gejeßt; an dem bisherigen Recdtszuftand 
it aber hierdurch nichts geändert. Sie erweitert allerdings die Befug- 
nifje des Neichstanzlers — bezw. Gouverneurs — dahin, dak die: 
jelben die Vorjchrift des $ 19 KonfGG. bezüglich des Bergwerfs- 
eigentums für amwendbar erklären fünnen. Dies ift jedoch nicht 
gejchehen. Endlid) wird nocd bejtimmt, daß der Reihstanzler 
bezw. Gouverneur — BVBorfehriften über den Erwerb, die dingliche 
DBelaftung und das Erlöfhen des Bergwerkseigentuns, forwie deffen 
Berhältiis zu anderen Rechten erlaffen können. 

&5 haben daher die bisher erlaffenen Verordnungen no) volle 
Gültigkeit. Die Darftellung der hauptfählichiten Srundfäge, die im 
weiteren folgt, wird zeigen, daß die Verordnungen fein abgeichloffenes 
Ganze bilden, fondern nur den Grund zur Erlaffung weiterer berg- 
techtlihen Beltimmungen legen. m ntereffe eines einheitlichen 
Rechts ijt aber ein möglicht gleichlautendes Berggefeh für fämtlihe 
Kolonien anzuftreben, 
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2: Die Borfchriften in den einzelnen Kolonien. 


Ss 41. 
a. Südmwelitaftika. 

Unter Aufhebung der KWO, vom 25. März 1888) it im füdmweit- 
afrifaniichen Schußgebiet eine KBO. am 15. Auguft 1889, bett, Das 
Bergwefen?) ergangen. An den einleitenden. Beltimmumgen werden 
Diejenigen Mineralien aufgezählt, ‘Die dem Hrundeigentümer ent 
zogen und. der bergmännijchen Gewinnung vorbehalten find. Mit 
Rücklicht auf die Verfchiedenartigfeit Des Bodens gegenüber dem 
Mutterlande find jedoch einzelne Mineralien für bergfrei erklärt, Die 
in Deutichland dem-Bergwerfsberegtigten vorbehalten jind, während 
andere in Deutichland. freie unter die Gegenftände des Vergbaues 
aufgenommen. jind. 

1) Die Deutfhe Kolonialgejellihait für Südmeftafrifa hat bei Übernahme ber 
güderigihen Befigungen an der füdmeftafrifanifchen Hüfte neben Randbejit aud) 
mannigfache Berehtigungen außerhalb der Örenzen ihres Gebietes erworben. Hierher 
ift vor allem das ausfchlieglie Recht der Gefellichaft zum Betrieb des Bergbaues 
a1 rechnen, das allmählich nod) auf weitere Gebiete ausgedehnt wurde. Die Be: 
rehtigung der Gejellichaft, felbit Bergbau zu treiben und andere von dem Betrieb 
des Bergbaues auszujhliegen, erftredte fich auf den größten und für den Bergbau 
geeignetiten Teil des bdeutfchen Schußgebietes. tur jomweit Dritte bereits porher 
Bergmwerksrechte erworben hatten, war der Bergmwerfsbetrieb durch die Gefellichaft 
ausgefchloffen. 

Pit Riüdficht auf diefe umfafjenden Berechtigungen wurde die Schürferlaubnis 
an Dritte dur die Kolonialgefelfhaft für Sidmeitafrika erteilt. Wenn 08 mın 
auch nicht ausgefchlofien gemwefen wäre, aud) fiir. die Zulunft die bergrechtlichen 
Berhältnifie in diefer Weife zu regeln, jo erfhien e8 dod) aus manden Gründen 
praftiicher, Diejelben Durd) allgemeine, unter Der Autorität des Neichs erlaffene 
Beftimmungen zu orönen, 

Dies ift duch die erwähnte AVD. geihehen. Hiernad) fteht Der Kolonial- 
gefellfichaft auf die in S 1 erwähnten Mineralien Das Bergregal unter Aufficht 
des Reichs innerhalb des ganzen Schußgebietes zu. Das Regal gewährt der Gejell- 
haft jedoch fein ausfchliegliches Recht auf den Bergbau. Die Gefellfpaft ift vielmehr 
verpflichtet, die Aufjuhung und Gewinnung diefer Mineralien nad) Mabgabe der 
hierüber ergebenden Beftimmungen zu gejtatten und legtere bei eigenen Unter- 
nehmungen zu befolgen. Die Kolonialgefelihaft ift fomit in) Zukunft den Be: 
ftimmungen diejer oder fpäter ergehenden Verordnungen unterworfen; aud Tann 
jie niemanden mehr vom Bergbau iiberhaupt ausschließen. Ihre Tätigkeit ift eine 
verwaltungsmäßige, die der Aufjicht des Reichs unterliegt. — Eingehenderes über 
die ABO. in der Kolg. 1888. N. F. 1. Jahrg. Nr. 14. ©. 105 und ROBI. 1888. 115. 

2) Kol®. I. Wr. 104, S. 300, RNEGBL 179 
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Die Bergbaufreiheit, d.h. das Recht, m fremden Grund und 
Boden ohne Bewilligung des Grundeigentiimers Bergbau zu treiben, 
it infofern nicht allgemein, als die Auffuchung diefer Mineralien (das 
Schürfen) nur in denjenigen Teilen des Schußgebietes erlaubt ift, 
melde von der Bergbehörde Durch öffentliche Befanntmadhung für 
den Bergbau eröffnet werden. Überhaupt verboten ift das Schürfen 
auf öffentlichen Blägen, Wegen, Straßen und Friedhöfen; im allge 
meinen Intereffe fan das Verbot auch auf andere Grundftücde aus 
gedehnt werden. Mit Genehmigung des Grundjtüdseigentümers darf 
unter Gebäuden umd im Umkreis bis zu 50 Metern, fowie in einge 
friedigten Bodenflächen gefchürft werden. 

Die Erlaubnis wird jeitens der Bergbehörde durch einen Schürf- 
hen auf jehs Monate erteilt, wofir monatlich eine Gebühr zu 
entrichten ijt. Die SS 7, 8 und 11 enthalten dann eingehend die 
weiteren Rechte des Schürfers. Die SS 12—35 bringen die befonderen, 
für die Gewinnung von Edelmetallen und Edeljteinen, die SS 36—43 
die für andere Mineralien geltenden Beftimmumgen. Erjcheinen Edel- 
metalle oder Edelfteine nur in Verbindung mit einem anderen Mineral 
abbamvürdig, mit dem jie zufammenhängen, jo darf die Verleihung 
nur für beide erfolgen; die bereits erfolgte Verleihung für das Iebtere 
Mineral jhließt das Recht zur Gewinnung von Edelmetallen oder 
Edeljteinen ohne weiteres ein. 

Bei Eigentumsanjprücdhen einzelner an Grumdftüden, für welche 
die Schürferlaubnis erteilt ijt, wird diefen die Hälfte der aus foldhen 
‚eldern eingehenden PVerleihungsgebühren zugefprochen. Dasfelbe 
Recht jteht Häuptlingen zu, wenn Felder in Gebieten, die unter ihnen 
jtehen, verliehen worden find. Ein etwaiger Überfhuß der Gebühren 
it in erjter Linie zur Bejtreitung der durch die Bergverwaltung ent- 
jtehenden Kojten zu verwenden; die Hälfte des noch) übrig bleibenden 
Betrags ijt der Deutichen Kolonialgejellichaft für Sidmweftafrita ziweds 
Verwendung im Intereffe des Schußgebietes zu überweifen. 

Durd) eine Vereinbarung zwifchen der NKolonialabteilung des 
Auswärtigen Amtes und der Deutjchen Kolonialgejellihaft für Sid- 
weitafrifa vom 9./14. Juni 1904?) hat leßtere zu Gunsten des deutjch- 
füdweitafeifanifhen Landesfisftus auf das Recht verzichtet, wonach 
der Überfhuß der Einnahmen über die Koften der Bergvermwaltung 
an jie zur Hälfte behufs Verwendung im Interefje Des Schußgebietes 


2) K0[l®, VIII Nr. 88. ©, 123. 
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abgeliefert werden foll. Als Entgelt für diefen Verzicht verpflichtet 
fich der deutjch-fünweftafritanische Landesfisfus, jämtliche Einnahmen 
(Bruttoeinnahmen) aus der Bergverwaltung des Schußgebietes jo 
lange an die Deutiche Kolonialgejellihaft für Siudweitafrifa abzus- 
fiihren, bis die geleifteten Beträge die Summe von 100000 Mark 
erreicht haben. 

Zur Befolgung der Vorjcpriften ift eine Bergbehörde eingejeßt, 
ift. Die Beichwerde ift bei Verluft des Nechts binnen jehs Monaten 
vom Tage der Zuftelluing der Entjheidung an einzubringen‘). 

Am weiteren enthält die ABO. nod Strafbeftimmungen und 
erklärt die vor der VO. erworbenen Nehte der Deutihen Kolonial 
gejellihaft?) oder Dritter unter Zahlung einer jeweils jährlid) zu be- 
ftimmenden Abgabe für fortbeitehend. 

An Ergänzung diefer VO. erging die ABO. vom 6. September 
1892, betr. das Bergiwefen?), Um nämlich eine Klärung der vielfach 
verworrenen bergrehtlihen Berhältniffe im Schußgebiet herbeizu: 
führen, hat man ein Aufgebotsverfahren eingeführt, duch welches 
die Anmeldung der Anjprüche erzwungen werden fonnte. Die KBD. 
enthält fomit VBorfchriften zur Feititellung der auf die Aufluchung 
und Gewinnung von nicht bergfreien Mineralien feitens Dritter geltend 
gemachten Rechte. Und zwar handelt es ji‘ um jolde Anfprüche, 
deren angeblich rechtsgültiger Erwerb in die Zeit vor dem Erlaf 
des Kaiferl, Kommilfars (Gomverneurs) vom 19. April 1886, bezw. 
vom 1. April 1890 fällt. Das beim Aufgebot zu beachtende Der 
fahren it in den SS 2—10 bejtimmt. 

Nah S2 hat der Kaiferl. Kommifjar (Oouverneur) das Aufge- 
bot für das ganze Schubgebiet oder für einzelne Teile desfelben zu 
erlaffen. "Die hierauf bezügligen Vorjehriften ergingen am 1. April 
1893), 1. September 1896?) und 1. yebruar 1898°). 

Durch die Verfügungen des Reichsfanzlers vom 11. Oktober 1896°) 

1) Kol®. I. Nr. 105. ©. 310. 

2) Die wefentlihen Beltinnmungen für das erite Schürfgebiet, das von der 
Kolonialgejellihaft dem allgemeinen Mettbewerb eröffnet worden ift, jind in einem 
Auffag der Kolg. 15. Jahrg. N. 3. 11. Jahrg. 1888. Nr. 36. ©. 324 enthalten. 

3), Kol®.I. Nr 106. ©. 310., RODBI. 789, 

4) Kol®, II. Str. 14. ©. 
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5) Kol®. II. Nr. 224. ©. 269., KBI. 1896. ©. 582 
6) KulG. II. Nr. 20. ©. 22., KBI. 1898. ©, 52. 
7) Kol®. II. Nr. 229. ©. 290. 
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und vom 9, Juni 1898") find weiter die in S 11 der KABD. vom 
6. September 1892 näher erwähnten, in einzelnen Teilen des Schuß 
gebietes früher noch nicht zur Anwendung gefommenen Bejtin- 
mimgen der KVO. vom 15. Auguft 1889 auch auf Diefe Bezirke 
ausgedehnt worden. Endlid) tt noch das anfangs den Häuptlingen 
des Schußgebietes zuftehende Net, Minenkonzeffionen nad) Belieben 
zu verleihen, durch die Verfügung des Kailerl, Kommijfars vom 
19. April 1886?) infomweit bejchränft worden, als die Zuftimmung 
der Bergbehörde zu jeder Verleihung verlangt wird. Diefer Grund: 
ja ift durch Die Belanntmahung des Kaiferl. Kommiffars vom 
1. April 1890?) aud) auf die in der deutjchen Snterejleniphäre in 
Siüdwejitafrifa von den Häuptlingen gewährten Klonzejfionen au$- 
gedehnt worden. — 

Mit 1. Januar 1906 tritt die neue Kaiferl. Bergverordnung vom 
8. Auguft 1905 für Deutih-Südmweitaftifa in Kraft!). Sie enthält 
acht Abjchnitte, die Das Bergmwefen eingehend behandeln. Die KBD. 
vom 15. Augujt 1889 wird hierdurch aufgehoben; jedoch hat eine 
mit Bezug auf Dieje BD. erteilte Schinrferlaubnis bis zu ihrem Ablauf 
nodp Gültigkeit. Desgleichen bleibt ein nad den Borichriften der 
früheren KBD. verliehenes Bergbaufeld feiner räumlichen Ausdehnung 
nac) bejtehen; im übrigen finden aber die Vorfehriften der neuen 
KBO, Anwendung. 

Allgemein gilt dann der Grundjag, Daß Die Auffuhung der von 
dem Berfügungsreht des Grundeigentümers ausgejchloffenen Mine- 
ralien (Edel- umd gemeime Mineralien, vgl. I.S 1) einem jeden ge= 
jtattet ift. Dies gilt auch bezüglich derjenigen Gebiete, in denen 
Gejellichaften Bergregte auf Grund einer vom NReichsfanzler oder 
von Auswärtigen Amte, Kolonialabteilung, erteilten Sonderbered)- 
tigung zujtehen, jomweit nicht die Berechtigung jelbjt dies ausschließt. 
Jedoch fan der Neichskanzler in beftimmten Gebieten Sonderbe- 
rehtigungen zur ausichließlihen Auffuhung oder Gewinnung von 
Mineralien erteilen), für die dann mangels abweichender Voriehriften 
die Beitinmmmgen der neuen ABO. gelten (VIII. S$ 93, 94). 

I) KolG. TU. Nr. 85. ©. 48., KBL. 1898. ©. 377, 
2) Kol®. I. Nr. 100. ©. 298. 
3), Kol®. I. Nr. 101. ©. 299. 
4) RED. 727 ff., RU. vom 31. Wuguft 1908. 
| hen Schußgebietes. Kol®,VIIT. Nr.189.©.225. 


Ar gemiffen Stellen ift das Schirfen überhaupt verboten, oder 
e8 bedarf zuvor der Genehmigiwig der Bergbehörde oder des Grund: 
jtüdSeigentümers. Der Schürfer kann Die liberlaffung der Benugung 
des zur Anlage von Baulichkeiten nötigen fremden Bodens injoweit 
verlangen, als dies fiir die Schürfarbeiten notwendig ift. Für ent 
zogene oder verminderte Nugung hat der Schürfer jabrlid im voraus 
Entfhädigung zu leiften und das Grmdftid nach beendigter Be- 
nubung zurückzugeben; beiWertverminderungen ımd für Bejchädigungen 
von Grumdjtüden hat der Grundftücseigentiimer einen Erfaganjprud) 
(Ausnahme in $20 Abf. 2). Die Anfprüche auf Schadenserjaß ver- 
jahren in 3 bezw. 30 Jahren, Bei einer mehr al3 drei Jahre dauern- 
den Benußung kann der Grundeigentiimer verlangen, daß der Schürfer 
das Eigentum an dem Grundftück erwerbe. Falls ein zu Schürf- 
zweden veräußerter Teil eines Grundjtüds entbehrlic) wird, jteht 
demjenigen, der zu diefer Zeit Eigentümer des das VBergbaurecht 
nicht umfafjenden Teilgrundftüdes ift, ein Borkaufsrecht zu. Streitigkeiten 
zwifchen Schürfer und Grumdftücseigentiimer entjheidet Die Bergbe- 

Abfchnitt II B enthält die Grumdfäge über die Belegung von 

Schürffeldern. Der Schürfer kann ein oder mehrere Schürffelder in 
beitimmter Größe belegen, wodurd) Dritte vom Schürfen ausgejälofjen 
werden. Von der Belegung, die duch fichtbare Zeichen fenntlic) 
zu machen ift, ift dev Bergbehörde oder einer anderen vom Gouverneur 
ernannten Behörde Anzeige zu maden, an die au die Schürffeld- 
gebühr zu entrichten it. Das Net am Schürffelde fan durd) 
Einigung des Veräußerers und Erwerbers übertragen werden; Die 
Erflärungen müfjen jchriftlih oder zu Protokoll einer öffentlichen 
Behörde des Schußgebietes abgegeben werden, Durd) ichriftlichen 
oder zu Protokoll der Bergbehörde erklärten Verzicht wird das Recht 
aufgegeben. Die einzelnen Schürffelder find in ein von der Berg 
behörde zu führendes Schürfregifter einzutragen ($3 23—34). 
KRBl. ©. 635, A, vom 15. Dftober 1904. — In diefer Hinficht ift der 
Gibeon- Schürf- und Handelsgejellihaft eine Konzeffion zur Auffuhung und Ge 
winnung von Edeljteinen innerhalb des Bezirks von Sibeon am 25. September 1904 
erteilt worden. Kol®. VIII. Nr. 144. ©. 227., KBI. ©. 626., RU. vom 15, Oftober 
1904. Dur eine weitere Verfügung des Neichstanzlers vom 30, uni 1905, betr. 
Ehelfteinbergbau im Süden Des deutjch - füdweftafrifanifchen Schubgebietes jind 
jet die Bezivte Gibeon und Berfaba dem Zandesfistus zur ausfchließlihen Auf 
fuhung und Gewinnung von Ebdelfteinen, foweit nit Rechte Dritter entgegenitehen, 
bis auf weiteres vorbehalten worden. RU. vom 28, Suli 1905, 
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Abichnitt III Handelt vom Bergbau. Der Schürfer fan jeder 
zeit — auch ohne den Nachweis eines Fundes — fordern, daß fein 
Schinrffeld in ein Bergbaufeld umgewandelt wird; num in legterem tft 
die regelmäßige Gewinnung der dem Grumdeigentümer entzogenen 
Mineralien möglich. Was das Verfahren anlangt, jo it zunädjt 
die Umwandlung öffentlih bekannt zu machen. liber etwa erhobene 
Wideriprüche hat die Bergbehörde zu enticheiden; das Erkenntnis 
derjelben fann von denen, gegen die es ergangen ift, duch Klage 
binnen drei Monaten nad) der Befanntmahung angefochten werden. 
Nad) entgültiger Erledigung der Widerjprüche — bei Nlichtvorliegen 
joldher nad) Ablauf der Friit — bat die Bergbehörde bezüglid) der 
Unmandlung des Schürffeldes in ein Bergbaufeld die Enticheidung 
zu treffen. Gegen legtere ift nur Beihwerde zuläflig. Sur Falle 
der Genehmigung der Ummandlung wird eine Urkunde ausgeitellt, 
wodurd das Bergwerkseigentum fir den Berechtigten begründet wird. 
m meiteren werden die Rechte und Pflichten des Bergiwerkseigen 
tümers aufgezählt. Er it inSbejondere verpflichtet, innerhalb von 
zwei Jahren nad) Begründung des Bergmwerfseigentums einen ord: 
nımgsmäßigen Bergmwerfsbetrieb zu beginnen. WS Abgaben hat der 
Berechtigte eine für das Jahr in bejtimmter Höhe feitgejegte Feldes- 
teuer und eine nad) dem Wert der geförderten Mineralien berechrrete 
Förderungsabgabe zu entrichten. Jin Falle der Nichtzahlung der 
Beträge kann das Bergmwerkseigentum aufgehoben werden, worüber 
nahere BVBorfehriften ergangen jind (SS 35— 75). 

Nah Abiehnitt IV kann der Bergbautreibende — mit Ausnahme 
des mit Wohn oder Wirtichaftsgebauden bebauten Bodens und der 
dazu gehörigen Anlagen — die Überlaffung fremder Ländereien fordern, 
joweit Die Benugung Dderjelben für den Betrieb des Bergbaues erfor: 
verlich it. Die weiteren Bejtinmungen über Entjchädigung für ent- 
zogene Nugung oder Wertverminderung von Grunditücden jtimmen 
um mejentlichen mit Den bereits erwähnten, für das Schürffeld gül- 
tigen Boriehriften überein (SS 7685). 

Wenn die dem Bergbau überlaffenen Mineralien aus einem 
vermejjenen ımd in landwirtichaftliche Benugung genommenen Grumd- 
ftitd gefördert werden, jo hat der t Grumdeigentümer auf feinen Antrag 
Anfpruh auf einen beftinmten Teil der Förderungsabgabe. Dies 
gilt nicht für Gefellichaften, deren Grundeigentum auf einer vom 
as Stanzler oder dem Auswärtigen Ante, Ktolonialabteilung, erteilten 

Berechtigung beruht, ebenjo nicht für Eingeborene (Abjichnitt V. S 86). 
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Die polizeiliche Auffiht über das Schürfen und den Bergbau 
(Bergpolizei) wird von der Bergbehörde oder einer für bejtimmte 
Teile des Schußgebietes vom Gouverneur bezeichneten anderen Be- 
hörde geführt. (Wbfchnitt VIL. Vgl. über die Befugniffe derjelben 5 88). 

Der VII. Abjchnitt enthält Strafbeftinunungen und Abjchnitt VILI 
ermächtigt noch) den Reichsfanzler bezw. das Auswärtige Amt, Kolonial- 
abteilung, zum Exlaß ergänzender und abändernder Borjriften!). — 

Hinfichtlich der Eingeborenen bringt die KBO, nod) einige Beftim- 
mungen. Hiernad) können Eingeborene und andere Farbige das 
Recht zur Auffuhung und Gewinnung von Mineralien nur mit, Er- 
mächtigung des Neichstanzlers bezw. Gouverneurs erwerben, Db über- 
haupt, in welchem Umfang und unter welden Bedingungen Das 
Schürfen und der Bergbau auf Eingeborenenland ftatthaft it, ent- 
icheidet, unbefchadet der Schadenserfaganiprüdje, Der Bezirksamtimann, 


42, 
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b. DOftafrika. 


Ein Runderlaß des Gouverneurs vom 25. September 1895, betr. 
das Schürfen in Deutich-Oftafrita?) zählt die Gegenftände des Berg: 
baues auf und behandelt die Rechte und Pilichten des Schürfers in 
allgemeiner Weife. Die der Bergbehörde zugemwiejenen Arbeiten werden 
von dem Gouverneur wahrgenommen, gegen dejjen Entjcheidungen 
innerhalb der Zrift von drei Monaten Beichwerde an den Neid)s- 
fanzler zuläffig tft. 

Durch) die ABO. vom 9. Oftober 1898, beit. das Bergmwejen in 
Deutfh-Oftafrika®) ift der vorerwähnte Runderlaß aufgehoben. 

Die KVO, enthält eingehende Vorfgriften über das Bergwejen. 
Der $1 bezeichnet die verleihbaren Mineralien (Edel- und gemeine 
Mineralien), die von dem Verfügungsreht des Grumdeigentümers 
ausgefchlofjen find. Neben dem Bertretungszwang der nit im 


1) Bezüglich der VBejchwerde und des Nechtswegs gegen Entfheidungen der 
Verwaltungsbehörden vgl. noch $ 4 ff. und 88 16—21 der KBO. vom 14. Juli 1905, 
betr. Zwangs« und Strafbefugnifje der Berwaltungsbehörden in ben Schußgebieten 
Afritas und der Südfe, NREBL 717 fi. 

9) Kol®. I. Nr. 166. ©. 179. 

3) KolG. III. Nr. 60. ©. 138., NOBL 1045. 
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Schuggebiet anfäljigen Berfonen und Gefellichaften regeln die all 
gememen Borjchriften das Beichwerderecht gegen die Entfcheidungen 
der Verwaltungsbehörden. Die Frift für Anbringung derfelben be- 
trägt drei Monate; fie beginnt mit der Zuftellung oder fonjtigen 
Befanntmahung der Entieheidung. Die Beihmerde ift bei der Behörde 
anzubringen, welche die Entjcheidung erlaffen hat. 


Der 2. Abjchnitt (SS 6—28) handelt vom Schürfen und dem 


Schürffelde. Das Schürfen ift im ganzen Schußgebiet — abgefehen 
von öffentlichen Plägen, Wegen und Begräbnisftätten — jedermann 


gejtattet mit Ausnahme derjenigen Gebiete, die der Neichskanzler 
ausgejchloffen oder dem Neid oder auf Grund befonderer Perein 
barungen Dritten zur alleinigen Benugung vorbehalten hat.) Falls 
es das Öffentliche Iuterefe verlangt, fan auch) auf anderen Grund 
jtüden durch die Bergbehörde das Schürfen verboten werden (BO. vom 
9. yunt 1899.)°) Die Erlaubnis des Grumdbefigers ift einzuholen, 
falls beabjichtigt ift, unter Gebäuden, in eingefriedigten Bodenflächen 
oder in näcdhiter Nähe derjelben zu fchürfen. Wurf unbebautem Kon 
land ift das Schürfen geftattet, jo lange nicht der Gouverneur hier: 
über bejondere VBorfchriften exlaffen hat. Für die entzogene Nugung 
it jeitens des Bergbauberedtigten volle Entihädigung zu. leiften; 
nad) der Benußung ift das Grundftüd wieder zuriidzugeben, wobei 
eine etwa eingetretene Wertminderung desielben zu erjeßen ift. ft 
eine Einigung Über die Abtretung des Grunditüds zwilden Dem 
Verechtigten und dem Grumdbefiger ausgefchlofien, fo hat die Berg- 
behörde darüber zu enticheiden. 

Auf Antrag hat die Bergbehörde gegen Sahlung einer beftinmmten 
Gebühr, zu deren Herabjegung der Neichstanzler zeitweife befugt ijt?), 
Schürfiheine auszuftellen. Die zur Ausjtellung folcher bereitigten 
Behörden (Öouvernement, Bezirksämter und Stationen) werden in 

I) Vgl. die Betanntmachungen vom 24. November 1898 (Kol®. IV. Nr. 4, ©, 2.), 
6. Sanuar 1899 (KoI®, IV. Nr. 20. ©. 26.), 28. Januar 1899 (KoI®. VI. Nr. 106. 
35. Juti 1009 06. VI 
Nr. 66. ©. 129), 4. Dezember 1901 (Kol. VI. Nr. 286. ©. 428.), 5 März 1902 
(Kol®. VI. Nr. 818. ©. 463,), 17. November 1902 (Kol®. VI. Nr. 364. ©, 549.). 

2) Kul®. IV. Nr. 68. ©. 69. 

HKS. V. Nr. 158. &. 163, (VD. vom 18. November 1300.). Belanntmadjungen 
bes NeichSfanzlers find ergangen am 27. November 1900 (KoI®. V, Ne, 160. ©. 167.) 
und am 16. Oftober 1903 (Kol®. VIT, Nr. 122. &, 221.): 


©. 182.), 7. Oktober 1900 (Kol®. V, Nr. 137. ©. 151.), 


der VD, vom 7. Februar 1903*) aufgezählt; fie gibt weiter Vorjhriften 
über das Schürffed. Der 2. Ubichnitt enthält weiterhin no Be- 
ftimmungen über die Schürficheine und über die Art der Abftedung 
des Schürffeldes. Die Schürffheine find in ein Verzeichnis aufzu 
nehmen. Bon der Eintragung und Vöfchung derfelben handelt Der 
Runderlaß des Gouverneurs vom 23. Novenber 1900. °) 


m dem 3. Michnitt der ABO. vom 9. Dftober 1898 (SS 29—59) 
find Borforiften über das Bergbaufeld und über die Necdte und 
Pflichten des Bergbautreibenden erlaffen. Der 4. Abjchnitt (SS 60—68) 
behandelt die PVertragsverhältniffe zwilchen den Bergbautreibenden 
und den Grumdbefigern und den Schadenserfat fir Beichädiqungen 
des Grundeigentums. Der 5. Ubjchnitt (SS 69, 70) bringt Vorfchriften, 
fall$ von Unternehmern die Musführumg von dffentlihen Sweden 
dienenden Anlagen oder anderen öffentliden Verkehrsmitteln geplant 
find, zu deren Anlegung dem Unternehmer das Enteigmuungsredt 
beigelegt ift. Ein Widerfpruchsrecht hiergegen fteht dem Schürfer oder 
Bergbauberedhtigten nicht zu. edod find die Anlagen derart aus: 
zuführen, daß der Betrieb eine möglichjt geringe Benachteiligung 
erfährt. Über die von dem Berechtigten ausgeführten Arbeiten wird 
durch die Bergbehörde Aufficht geführt (6. Abjchnitt SS 71, 72.) Die 
polizetlihen Borjhriften erläßt der Gouverneur nad) Maßgabe Der 
Verfügung des NReichstanzlers vom 1. Januar 1891.) Die SS 73, 74 
(7. Abfchnitt) enthalten Strafbeftimmungen, der 8. Abjhnitt bringt 
Borfehriften allgemeiner Art. Im $ 77 wird dann nod) der Reid)s- 
fanzler — bezw. Gouverneur — mit den zur Ausführung der ABO. 
erforderlichen Beftimmungen beauftragt. Nad) der BD. des Reichs 
fanzlers vom 19. Janıtar 1899%) hat der Gouverneur die der Berg 
behörde zugewiejenen Gejchäfte wahrzunehmen; aucd) Liegt demjelben 
die Enticheidung über Bejchiwerden ob. 

Die Rechte des Landesfistus find endlih noch Dur eine Ver 

1) Kol®, VIL Nr. 14. S.35, unter Aufhebung der BO. vom 12. Oltober 1899 
Kol®. IV. Nr. 113. ©. 121. Ergänzungen enthält der Runderlaß vom 5. März 1903, 
KolG. VII. Nr. 31, ©. 56. 

2) Kol®. VI. Nr. 176. ©. 263. 

3) Kol. I. Nr. 124. ©. 326. — Eine VD. für dielimgegend von Daressalanı 
ift am 12. September 1902 (Kol®. VI Nr. 850. ©. 533) ergangen, wodurd) die 
diefen Vorfchriften entgegenjtehenden Beftimmungen der BD. vom 9. Juni 1899 
(Knl®. IV. Nr. 68. ©. 69) aufgehoben find. 

4 Kol®. TV. Nr. 24. ©. 36. 


einbarung mit der DeutjchDftafrikanifchen Gejellihaft vom 25. Sep 
\ 


tember 1900, betr. die Bergbaurechte‘) erheblich erweitert worden. 
Die Gefellichaft hat nämlich zu Gunjten des Landesfisfus auf alle 
Nechte, die ihr inbezug auf die Gewinnung von Mineralien in dem 
Küftengebiet, defien Zubehörungen, der Anfel Mafia und des Gebietes 
des Katferl. Schußbriefes eingeräumt waren?) unter den in $2 der 
Bereinbarung erwähnten Bedingungen vom Zeitpunkt der Einführung 
der KDD, vom 9. Oftober 1898, nämlit) vom 10. Dftober?) an ver 
zichtet. 


S 48. 
c. Kamerun und Togo, 


Fur Kamerun tft die AND. vom 28. November 1892, betr. das 
Schürfen im Schußgebiet von Kamerun‘) ergangen unter Aufhebung 
der bis dahin nad) S 1 der ABO. vom 2, Juli 1888) Hinfichtlich der 
bergrechtlihen Verhältniffe maßgebenden Vorfehriften des KonfGG©. 
Diejelbe enthält faft durchweg Diefelben Beltimmungen wie Der 
anfanglih für Deutih-Oftafrifa gültige Nunderlai vom 25. Sep- 
tember 1895 (©. 115). 

Auch Hinjichtlich des Schußgebietes von Togo find anfangs die 
Beltimmungen des KoniGG®. vom 10. Juli 1879 für die bergrechtlichen 
Berhältnifje maßgebend gewejen. Durch) die ABO. vom 17. Auguft1898°) 
haben dieje Borjchriften ihre Gültigkeit verloren. Eine Neuregelung 
der Berhältnijje ijt bisher nicht erfolgt. Es find aber aud) nad) 
neuem Recht die preußifhen Beltimmungen nicht anzıvenden, da 
— mie erwähnt — nad) S2 der ABO. vom 21. November 1902 Die 
in 8 19 Konj6G®. vom 25. Juli 1900 bezeichneten Vorfhriften mur 
dann Geltung haben, wenn der Neichstanzler — bezw. Gouverneur — 
jie für anwendbar erklärt, 


1) Kol®. V. Nr, 182. ©, 148, 

?) Bgl. $ 7 Ziffer 2 des Vertrags vom 20, November 1890. Kol®. I. Jr. 139. 
&. 882, 

%) Kol®. V. Nr. 186. ©. 151, RB. 847 und Kol®. V. Nr. 155. ©. 164, 

4 Kol®. I. Nr. 39. ©. 221, REBL 1045. 

5) Kol®. I. Nr. 34, ©, 181, 

9) Kol®. IH. Nr. 47. ©. 119, KBT. 1898. S, 537. 
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S 44. 
d. Neu:-Guinea. 


Die Neu-Guinea-flompagnie erläßt in ihrer BD. vom 23. Sep 
tember 1897, betr. den Betrieb des Bergbaues auf Edelmetalle und 
Sdelfteine im Schußgebiet!) ausführlide Vorfhriften über die Auf 
juchung und: Gewinnung diefer Mineralien. Die Beltimmungen 
lehnen fich größtenteils an die vorerwähnten an. Die der Bergbe- 
hörde zugemwiefenen Gejchäfte hat der Landeshauptmann (Gouverneur) 
wahrzunehmen, Die VO. hat aud) heute nod Gültigkeit. Dies ift 
nach Übernahme des Schußgebietes duch das Reich in der VD. vom 
29, Auguft 1899°) ausdrüdlid ausgeiproden. Der Neu=- Guinea: 
KRompagnie jind jedoch aud) weiterhin Die ihr nad) Art, 7 Ab]. 2 Des 
Vertrags vom 7. Oftober 1898 gewährten ausjhließlichen bergbau- 
lichen Befugniffe vorbehalten. Dem Gouvernement wird ferner Die 
Berechtigung eingeräumt, im einzelnen Yalle von den Borichriften 
der erwähnten BO. abweichende Beftimmungen zu treffen, insbejondere 
ift dasfelbe berechtigt, größere Felder den Vergbautreibenden zu ver 
leihen, als die Art. 12 ff. dev BO.vom 23. September 1897 vorjchreiben.) 


S 45. 
e. Riautfhou. 


In einer von den Beitimmungen für Die übrigen Schußgebiete 
abweichenden Art find fir Kiautfhou die in $ 1 des Allgemeinen 
Berggefeges für: die preußiichen Staaten vom 24. Juni 1865 be: 
zeichneten Mineralien von der Verfügung des Grundeigentümers 
ausgefchloften, und das Recht, Diefe Mineralien aufzufuchen und zu 
gewinnen, ift ausjchließlid Den Fistus des Schußgebietes vorbe- 

1) Kol®. IV. Nr. 103. ©. 9%. 

2), Kol®. IV. Nr. 102. ©. v5. 

3, Einer unter Führung der Diskonto-Gefellfhait zu Berlin gegründeten 
Bergbaugefellichaft Hat der Neid &fanzler unterm 17. Juni 1901 auf die Dauer von 
20 Jahren Die ausjchließliche Beretigung erteilt, innerhalb eines begrenzten, aus 
$ 1 der Konzeffton erfichtlichen Gebietes in Raifer-Wilhelmsland nad) bejtimmten, 
dajelbft aufgezählten Mineralien zu jhürfen und auf Grund der gemadjten Funde 
durch Mutung die Verleihung des VBergweriseigentums zu beantragen, Die 
88 2—12 enthalten Vorjhriften über die Abgrenzung des Bergwerfsfeldes, Die 
Rechte und Pflichten des Konzeffionars. Kol®. VI. Nr. 282. ©. 347,, KBl. ©. 475. 


halten worden, Somit ift in Hiautfhou das Bergregal eingeführt 
(BD. des Reichsfanzlers, betr. das Bergmwefen im Kiautjchougebiet. 
Dom 16. Mai 1903). — 

Hiermit find die für die Schußgebiete aufgeftellten Beltimmungen 
über das Bergwertseigentum abgeichloffen. Schon aus dem Umftand, 
daß das Bergbaumejen nicht in allen Schußgebieten geregelt ift, Läßt 
jich erfehen, daß nur unfertige Vorfohriften vorliegen, die noch einer 
eingehenden Behandlung bedürfen. Sie follen auch bis jegt nur in 
allgemeiner Weife diejenigen Grundfäge feitlegen, die in jungen 
Kolonien geboten ericheinen. E8& wird fünftiger Zeit überlafjen bleiben, 
ein möglichit für alle Schußgebiete gleihlautendes Berggefeß zu erlafjen, 
das nicht allein für das Neich die erforderlichen Ihüsenden Maßregeln 
vorjieht, jondern aud) Brivatgefellihaften zur Hebung der in den tolonien 
befindlichen Bodenjhäte no) mehr als bisher Veranlafjung gibt.?) 


D. Die Grundbuhordnung. 


1. Unlegung des Grundbuds. 


Die neueren Borfhriften über das Bermefjungsmwejen. 
Zur Ausführung der KBD. vom 21. November 1902 bat der 
Neichsfanzler am 30. November 1902?) eine Berfiiaung erlafjen. 
Ö 3 x 
DerS2diejer Verfiigung überläßt es dem Gouverneur, zu beitimmen, für 
D>) T x j) r 
welche Bezirke und in welchem Zeitpunft en Grimdbuch anzulegen tft. 
, Ö x) {#) x 
Spomeit bezüglid der Anleguna von Grundbüchern Shon früher 
hat: ho) x ) 
Borihriften erlaffen jind, haben Diejelben auch weiterhin Geltung; 
Daher jind auch nur einzelne Beitimmumaen getroffen worden. 
Ö x Ü 
Sp ordnet die BO. vom 2. Augujt 1900% unter Aufhebung 
der früher ergangenen, Dieje Verhältniffe regelnden Verordnungen) 


2) Kol®. VII Dritter Teil Nr. 19. ©. 306., BBL. für das Kiautfchougebiet 1903. 
&. XVII, Amtsblatt 1903. ©. 143. 

2) Die neuerdings erlafiene, am 1. Jan. 1906 in NKraft tretende KVO. für 
Deutfh-Südweftafrita bringt dagegen das ganze Bergmwefen umfaffende Beftimmungen, 
deren Übertragung auf die übrigen Schußgebiete wohl zwedmäßig wäre. 

’) Kol®. VI. Nr. 3. ©. 10., RU. vom 1. Dezember 1902,, KBL. ©. 568, Un: 
hang zum Mtarienverorbnungsblatt S. XLV. 

4) Kolb. VI. Ne. 162. ©, 251. 

5) BD. vom 16. Dftober 1888 und vom 17. April 1894, 
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an, daß für Katfer-Wilhelmsland und die vorgelagerten 
Anfeln fünf Grmdbuchbezirke zu errichten find, Die TO. vom 
6. Dezember 1887,') die für den Bismardardipel und Die 
Salomonsinfeln die Grumdbuchbezirke beftimmt, bleibt weiter be: 
stehen. Die BO. vom 17. Februar 1903?) jchreibt vor, Daß ein neues 
Grundbuch fir den Gemdbuchbezirt Neus Pommern anzulegen üt. 

Unter Aufhebung der VO. vom 20. Juli 1895) ift weiter für 
NReu:Guinea eine Verfügung am 3. Juli 1903 °) ergangen, welche 
die Gebühren für die VBermeffung von Grumdjtüden feitjegt. 

Für das Snfelgebiet der Karolinen, Palau und Marianen 
find in der BO. vom 14. Juli 1903°) Drei Grundbuchbezirte — 
Bonape, umfaffend die Oftkarolinen, Jap, umfafjend die Weftkarolinen 
und Palau, Saipan, umfaffend die Marianen — bejtimmt worden. 
Der Zeitpunkt der Anlegung des Grundbuds wird nad) Erledigung 
der Vermeffungen feitgefeßt werden. Die bei Den Gerichten eriter 
Inftanz bisher geführten Landregijter gelten als Landregilter im 
Sinne der KBD.®) 

Weiter ergangene Ausführungsbeftimmungen für D eutfch-Nteu- 
Guinea unter Ausfhluh des Infelgebietes der Karolinen, Palaıı 
und Marianen vom 22. Juli 1904°) führen die nunmehr bejtehenden 
Srumdbuchbezirfe auf. Der Zeitpunkt der Ahrlegung des Grundbuhs 
ift der 1. Juli 1905, joweit nit auf Grund früherer Beltinmungen 
das Grundbud) für einzelne Bezirke bereits angelegt it. Die Land: 
vegifter werden für jeden Grumdbuchbezirf gejondert geführt. 

Die Grumdftiikseigentümer können zur Stelhmg des Antrags 
auf Eintragung in das Grumdbud vom Grundbuchamt durd) Geld- 
ftrafen bis zum Gefamtbetrag von 300 Mark angehalten werden. 
Pac) Verlauf von 3 Monaten von der erjten Aufforderung an, it 
das Grumdbuchamt beredhtigt, die Eintragung auf often des Eigen 
tiimers von Aıntswegen zu verfügen, Gegen die Verfügung it De 
ihmwerde zuläfjig. 

Bezüglic) des Schugebietes von Samoa wird dur die BO. 


1) Kol®. I. Nr. 186. ©. 490. 

2) Kol®. VII. Nr. 19 ©. 46., KOL ©. 19. 
3) Kol®. II. Nr. 155. ©. 165., ABI. ©. 574. 
4) Kol. VII. Ser. 76. ©. 148. 
5) Kol®. VII Re. 81. ©. 154., ABl. ©. 577. 

6) BO. vom 26. September 1899. $ 14, Kol®. VI. Nr. 131. ©. 221. 
?) 8016. VII. Nr. 110. ©. 157,, KBI. ©. 6831. 
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vom 15. Juli 1903!) als Zeitpunkt für die Anlegung des Grundbuchs 
der 1. Auguft 1903 feitgefeßt. Was die Eintragung der Grumdjtüde 
in das Grundbud) anlangt, jo fommen die gleihen Bejtimmungen, 
die für Nem-Guinea Geltung haben, in Betradt. Durd) Geldjtrafen 
bis zum Hödjjtbetrag von 300 Mark können die Grundjtüdseigen- 
tümer zur Stellung des Antrags auf .—n in das Grundbuc) 
vom Grundbuchamt angehalten werden. Nach fruchtlofem Ablauf 
einer Frift von drei Monaten von der an an fann das 
Grundbuhamt die Eintragung und Vermefjung ‚des Grumpdjtüdes 
von ji aus verfügen. 

Als Landregifter im Sinne des S 19 der HVBD. vom 21. No 
vemnber 1902 gelten die Samvan Land Records, Soweit Grund 
jtücfe der Eingeborenen in Diefe eingetragen jind, find diejelben zur 
Eintragung der Grumdftüde in das Grundbuch berechtigt und fünnen 
dazu vom Grumdbuchamt angehalten werden. ?) 

Die BO, enthält in der Anlage noch eimen Tarif für Ver 
mejlungsgebühren. 

Die BO. des Gouverneurs von Togo vom 19. Juli 1904,”) 
bett. Anlegung eines Grundbudhs bejtimmt, daß Grumdbücdher für den 
Umfang des gefamten Schußgebietes angelegt werden. Di > Beftimmung 
der Ortichaften oder Bezirke, für welche die einzelnen Bände des Srund: 
buchs anzulegen find, bleibt den Grumdbuchbeamten überlafjen. 

Im meiteren enthält die BO. ähnliche Beltimmungen, wie fie 
im vorjtehenden für Neu-Guinea feitgejtellt find. 

In Südwejtaftifa werden mit der Zeit Grundbiücher für den 
ICh8 des gefamten Schußgebtetes angelegt. Die Bejtinunung 
der Ortichaften und Bezirke, für Die die einzelnen Bände des Grund- 
buchs anzulegen find, bleibt dem Grundbuchbeanmten überlafjen 
(Ausführungsbeitimmumgen des Gouverneurs zu der KUBO. vom 
21. November 1902 und der Verfügung des Neichsfanzlers vom 
30. November 1902. Dom 23. Mai 1903).*) Der Gouverneur fan 
in jedem einzelnen alle bejtimmen, inwieweit Cingeborene zur 
Eintragung ihrer Grumditüde berechtigt Jind oder dazu angehalten 
werden fünnen. Die Eigentümer von Grundjtüden, die von der 


1) Kol. VII Nr. 83, ©. 155., MBL. ©. 517. 

2) Vgl. nod) die BD. vom 20. se 1903, KoI®. VII. Nr. 123. ©. 222. 
3.Rol®. VIIL Rt. 109,8 ..155., ah 557. 

+) Kol®. VII. Nr. 55. ©. 1A, RBL. &. 357. 


Regierung oder von Eingeborenen erworben find, fönnen zur Stellung 
des Antrags auf Anlegung eines Srumdbuchblattes innerhalb einer 
beftimmten Frift bei Vermeiden einer Selditrafe bis zu 300 Mart 


Für Deutih-Dftafrita beitimmt die BD. des Gouverneurs 
vom 6. Januar 1904, betreffend Die Zulaffung Eingeborener zum 
Grumdbuch in Stadtbezirken (auf Grund des 5 6 Pr. 2), dab Ein: 
geborene und andere Farbige zur Eintragung ihrer Grundftüde in 
das Grumdbuch dann bereditigt find, wenn diefe Grumpditüde in Stadt- 
bezirfen gelegen find, für welche das Grundbud eingeführt it.) 

In Kiautjhoun it das Grundbuch für das gefamte Schuß- 
gebiet anzulegen (BD. vom 30. März 1903).?) Htnfichtlid) der Ein- 
tragung. der Grundjtüde in’ Das Srundbud) ift beftimmt, daß der 
Srfteher eines Grumbdjtüds binnen zwei Monaten vom Zufhlag an 
den Antrag auf Eintragung Des Sumdftüds zu ftellen hat. Walls 
der Käufer diefer Verpflichtung nicht nachkommt, gilt der Kauf 
vertrag als aufgelöft. Die Kaufbedingungen müffen Diefe auflöjende 
Bedingung enthalten. — Für Srumdftüce, die der Fistus an Ehinejen 
verkauft, können. bis auf weiteres Grumdbuchblätter ohne bejondere 
Beichräntungen oder Bedingungen angelegt werden. 


47. 
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9. Einrihtung und Führung der Srundbüder. 


Hinfichtlic) Der Eineihtung und Führung der Grumdbücher ent- 
Hält die Verfügung des Neihstanzlers Dom 30. November 1902 folgende 
Rorichriften. 

Die Bearbeitung Der Srumdbuchfachen gehört zur Zuftändigfeit 
der Bezirksrichter. Die legteren find befugt, Die Erledigung Der Ge- 
ichäfte dauernd oder in bejtimmten Fällen anderen Perfonen zu ber 
tragen’). In Kiautfchou gehört die Bearbeitung der Grumdbudhjjadhen 
zur Zuftändigfeit des Kaiferl. Gericht. 

1) KoI®. VIIL Str. 4. ©. 28., BL. ©. 471. 

2) Rol®. VI. Hritter Teil Nr. 14. ©. 299. 

3) 8 4 der ABf. vom 25. Dezember 1900, betr. die Ausübung der Geridjis- 
barkeit in den Schubgebieten Afritas und Der Südfee, KoI®, V. Nr. 169, ©. 173. 
RA.vom 31. Dezember 1900, KBL. 1901. ©. 1, 
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Spweit die Anlegung eines Grundbuchblattes ohne Erlah eines 
Aufgebotes bewirkt werden fan, finden dieje VBorjehriften aud) dann 
Amvendung, wenn die Anfprüche aus lÜberweifungen von früher 
berrenlojem Land oder die als rechtsgültig feitgeftellten Anjprüde 
im Wege der Nechtsnadhfolge auf den Antragjteller übergegangen 
jind (S 16). 

Für das Schußgebiet von Kiautihou haben die Beitimmungen 
über die Anlegung eines Grundbuchblattes feine Gültigkeit. Es ift 
dies dem Umjtand zuzufchreiben, daß der Fistus jamtlide Grumd 
jtüce erwirbt und die für öffentliche Zwecke nicht erforderlichen jelbft 
mweiterveräußert. Die Anlegung des Grumdbuchblattes erfolgt ent 
weder für den Fiskus auf Antrag dev dazu beretigten Behörde 
oder für denjenigen, der das Grundjtüd von dem Fiskus erworben 
hat. Zur Legitimation des Fiskus als Eigentümer des Grundjtids 
dem Grundbuchamt gegenüber genügt hierbei eine jchriftliche Erklärung 
des Gouverneurs über den Erwerb des Grumditüds duch den Fiskus. 


Abkürzungen. 


Kol®. — Die deutfche Kolonialgejeggebung. 
Koni6G. — Gefeg über die Konfulargerichtsbarleit. 
SchußggebG. = Schußgebietägejeß. 

KHBL —= Deutiches Ktolonialblatt. 

Rolf. = Koloniales Jahrbuch. 

Kold. — Deutfhe Kolonialzeitung. 

MB. = MarineVerordnungsblatt. 


NEBL — Reichsgejeblatt. 

RU. — Reihsanzeiger. 

BOB. — Bürgerlihes Gefezbud). 

EGBGB. = Einführungsgefe zum Bürgerlihen Gejehbud). 
AGZBEGB. = Ausführungsgejeg zum Bürgerlichen Seerbuc) 


.« EBD. = Eivilprozefordnung- 
RG. = Entjheidungen des Reidhsgeridts. 
BD. = Verordnung. 
KBO. —= Haiferlihe Verordnung. 
ADD. — Ulerhöjfte Verordnung. 


Bf, — Verfügung. 
ADf — Allerhödhite Verfügung. 


Die in Hlammern ohne nähere Angabe erwähnten Paragraphen jind Die= 


jenigen der KVBO. vom 21. November 1902, 


